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BUNDESGESETZBLATT

FUR DIE REPUBLIK OSTERREICH

Jahrgang 2015 Ausgegeben am 28. Dezember 2015 Teil I

163. Bundesgesetz: Abgabeniinderungsgesetz 2015 — AbgAG 2015
(NR: GP XXV RV 896 AB 907 S. 107. BR: 9494 AB 9498 S. 849.)

163. Bundesgesetz, mit dem das Einkommensteuergesetz 1988, das
Korperschaftsteuergesetz 1988, das Umgriindungssteuergesetz, das Gebiihrengesetz 1957,
das Grunderwerbsteuergesetz 1987, das Kommunalsteuergesetz 1993, die
Bundesabgabenordnung, das Gemeinsamer Meldestandard-Gesetz, das
Transparenzdatenbankgesetz 2012, das Zollrechts-Durchfiihrungsgesetz, das
Abfallwirtschaftsgesetz 2002, das Alkoholsteuergesetz, das Artenhandelsgesetz 2009, das
Arzneiwareneinfuhrgesetz 2010, das Aullenwirtschaftsgesetz 2011, das

Biersteuergesetz 1995, das Diingemittelgesetz 1994, das Erdolbevorratungsgesetz 2012, das
EU-Finanzstrafzusammenarbeitsgesetz, das Finanzstrafgesetz, das Forstliche
Vermehrungsgutgesetz 2002, das Kriegsmaterialgesetz, das Mineraldlsteuergesetz 1995,

das Pflanzenschutzgesetz 2011, das Pflanzgutgesetz 1997, das
Pflanzenschutzmittelgesetz 2011, das Produktpirateriegesetz 2004, das
Produktsicherheitsgesetz 2004, das Pyrotechnikgesetz 2010, das Saatgutgesetz 1997, das
Schaumweinsteuergesetz 1995, das Sicherheitskontrollgesetz 2013, das

Sprengmittelgesetz 2010, das Tabaksteuergesetz 1995, das Tierseuchengesetz, das
Vermarktungsnormengesetz, das Unternehmensgesetzbuch und das Umsatzsteuergesetz
geindert werden (Abgabeninderungsgesetz 2015 — AbgAG 2015)

Der Nationalrat hat beschlossen:
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Artikel 25  Anderung des Pflanzgutgesetzes 1997

Artikel 26 Anderung des Pflanzenschutzmittelgesetzes 2011
Artikel 27 Anderung des Produktpirateriegesetzes 2004
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Artikel 29 Anderung des Pyrotechnikgesetzes 2010
Artikel 30 Anderung des Saatgutgesetzes 1997

Artikel 31 Anderung des Schaumweinsteuergesetzes 1995
Artikel 32 Anderung des Sicherheitskontrollgesetzes 2013
Artikel 33 Anderung des Sprengmittelgesetzes 2010
Artikel 34 Anderung des Tabaksteuergesetzes 1995
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Artikel 38 Anderung des Umsatzsteuergesetzes 1994

. Artikel 1
Anderung des Einkommensteuergesetzes 1988

Das Einkommensteuergesetz 1988, BGBI. Nr.400/1988, zuletzt gedndert durch das
Steuerreformgesetz 2015/2016, BGBI. I Nr. 118/2015, wird wie folgt gedndert:

1. In § 2 wird folgender Abs. 4a eingefiigt:

,»(4a) Einkiinfte aus einer Tatigkeit als organschaftlicher Vertreter einer Korperschaft sowie aus einer
hochstpersonlichen Tétigkeit sind der leistungserbringenden natiirlichen Person zuzurechnen, wenn die
Leistung von einer Korperschaft abgerechnet wird, die unter dem Einfluss dieser Person steht und iiber
keinen eigenstidndigen, sich von dieser Tatigkeit abhebenden Betrieb verfiigt. Hochstpersonliche
Tatigkeiten sind nur solche als Kiinstler, Schriftsteller, Wissenschaftler, Sportler und Vortragender.

2. § 4 Abs. 12 lautet:

,»(12) Die Einlagenriickzahlung von Kdorperschaften gilt als VerduBerung einer Beteiligung und fiihrt
beim Anteilsinhaber (Beteiligten) zu einer Minderung des Buchwertes der Beteiligung. Dabei gilt fiir
Einlagenriickzahlungen und offene Ausschiittungen Folgendes:

1. Einlagen im Sinne dieser Vorschrift sind das aufgebrachte Grund-, Stamm- oder
Genossenschaftskapital und sonstige Einlagen und Zuwendungen, die als Kapitalriicklage
auszuweisen sind oder bei Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften auszuweisen waren
einschlieBlich eines Partizipations-, Genussrechtskapitals und eines Kapitals aus sonstigen
Finanzierungsinstrumenten gemifl § 8 Abs.3 Z 1 des Korperschaftsteuergesetzes 1988, sowie
jene Verbindlichkeiten denen abgabenrechtlich die Eigenschaft eines verdeckten Grund-, Stamm-
oder Genossenschaftskapitals zukommt.

2. Nicht zu den Einlagen gehoren Betridge, die unter § 32 Abs. 1 Z 3 fallen oder die infolge einer
Umgriindung im Sinne des Umgriindungssteuergesetzes die Eigenschaft einer Gewinnriicklage
oder eines Bilanzgewinnes verloren haben.

3. Die Korperschaft hat den Stand der Einlagen im Sinne dieser Vorschrift im Wege eines
Evidenzkontos zu erfassen und seine Erh6hungen durch weitere Einlagen und Zuwendungen und
Verminderungen durch Ausschiittungen oder sonstige Verwendungen laufend fortzuschreiben.
Bei Verschmelzungen, Umwandlungen und Aufspaltungen sind im Zeitraum zwischen dem
Umgriindungsstichtag und dem Tag des Umgriindungsbeschlusses bzw. -vertrages getitigte

— Einlagen in die tibertragende Korperschaft und
— Einlagenriickzahlungen durch die {ibertragende Korperschaft

zum Umgriindungsstichtag im Evidenzkonto der iibertragenden Korperschaft zu erfassen. Das
Evidenzkonto ist in geeigneter Form der jéhrlichen Steuererkldrung anzuschlieBen.

4. Eine offene Ausschiittung setzt eine positive Innenfinanzierung voraus. Die Innenfinanzierung
erhoht sich um Jahresiiberschiisse im Sinne des Unternehmensgesetzbuches und vermindert sich
um Jahresfehlbetrige im Sinne des Unternehmensgesetzbuches sowie um offene
Ausschiittungen; dabei haben verdeckte Einlagen sowie erhaltene Einlagenriickzahlungen aufer
Ansatz zu bleiben. Gewinne, die durch Umgriindungen unter Ansatz des beizulegenden Wertes
entstanden sind, erhdhen die Innenfinanzierung erst in jenem Zeitpunkt und AusmaB, in dem sie
nach den Vorschriften des Unternehmensgesetzbuches ausgeschiittet werden konnen. Der
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Bundesminister fiir Finanzen wird erméchtigt, in einer Verordnung die weiteren Auswirkungen
von Umgriindungen auf die Innenfinanzierung nédher festzulegen. Die Korperschaft hat den Stand
der Innenfinanzierung sinngemif} nach MaBgabe der Z 3 zu erfassen.*

3. § 6 Z 6 wird wie folgt gedndert:

a) Die lit. b und c lauten:

»b) Treten sonstige Umsténde ein, die zu einer Einschrinkung des Besteuerungsrechts der
Republik Osterreich im Verhéltnis zu anderen Staaten fiihren, sind Wirtschaftsgiiter ebenfalls
mit den nach lit. a maflgebenden Werten anzusetzen.

c¢) Die Abgabenschuld gemélB lit. a und b ist auf Grund eines in der Steuererkldrung gestellten
Antrages in folgenden Féllen in Raten zu entrichten:

—bei Uberfiihrung von Wirtschaftsgiitern innerhalb eines Betriebes desselben
Steuerpflichtigen oder Verlegung von Betrieben oder Betriebsstitten im Sinne der lit. a in
einen EU/EWR-Staat mit umfassender Amts- und Vollstreckungshilfe;

— bei einer Einschrinkung des Besteuerungsrechts der Republik Osterreich im Sinne der
lit. b gegeniiber einem EU/EWR-Staat mit umfassender Amts- und Vollstreckungshilfe.*

b) Nach lit. ¢ werden folgende lit. d bis g angefiigt:

,,d) Die Raten gemadB lit. ¢ sind flir Wirtschaftsgiiter des Anlagevermdgens gleichméBig {iber einen
Zeitraum von sieben Jahren zu entrichten, wobei die erste Rate mit Ablauf eines Monats nach
Bekanntgabe des Abgabenbescheides und die weiteren Raten jeweils am 30. September der
Folgejahre fillig werden. Davon abweichend sind offene Raten insoweit fillig zu stellen, als
Wirtschaftsgiiter, Betriebe oder Betriebsstitten

— verduf3ert werden,

— auf sonstige Art ausscheiden oder

— in einen Staat {iberfiihrt oder verlegt werden, der von lit. ¢ nicht erfasst ist.
Der Eintritt dieser Umstédnde ist der zustindigen Abgabenbehorde binnen drei Monaten ab
Eintritt anzuzeigen.

e) Die Raten gemaiB lit. ¢ sind fiir Wirtschaftsgiiter des Umlaufvermdgens gleichmiBig iiber
einen Zeitraum von zwei Jahren zu entrichten, wobei die erste Rate mit Ablauf eines Monats
nach Bekanntgabe des Abgabenbescheides und die zweite Rate am 30. September des
Folgejahres fillig wird.

f) Werden im Sinne der lit. a Wirtschaftsgiiter oder Betriebe (Betriebsstitten) aus dem Ausland
ins Inland iberfiihrt oder verlegt, sind die Werte anzusetzen, die im Falle einer Lieferung an
einen vom Steuerpflichtigen vollig unabhéngigen Betrieb angesetzt worden wiren. Dies gilt
sinngemél fiir sonstige Leistungen.

g) Treten sonstige Umstinde im Sinne der lit.b ein, die zu einer Entstehung des
Besteuerungsrechts der Republik Osterreich im Verhéltnis zu anderen Staaten fiihren, sind
Wirtschaftsgiiter ebenfalls mit den nach lit. f ma3gebenden Werten anzusetzen.

h) Abweichend von lit. f und g sind bei Wirtschaftsgiitern, fiir die die Abgabenschuld nicht
festgesetzt worden ist, die fortgeschriebenen Buchwerte anzusetzen; § 27 Abs. 6 Z 1 lit. e ist
sinngeméil anzuwenden.“

4. § 18 Abs. 8 wird wie folgt gedndert:

a) In Z2 lit. b wird ,,§ 10 Abs. 2 des Government-Gesetzes* durch ,,§ 10 Abs. 2 des E-Government-
Gesetzes* ersetzt.

b) In Z 3 lit. b wird als letzter Satz angefiigt:

,Dies gilt auch, wenn eine Zuwendung geméill Abs. 1 Z 7 aus dem Betriebsvermdgen geleistet wurde,
soweit sie gemil § 4a Abs. 1 nicht als Betriebsausgabe zu beriicksichtigen ist.

¢) In Z 4 lit. a wird ,,Geltendmachung® durch ,,Geltungsdauer” ersetzt.
5. § 27 Abs. 6 wird wie folgt gedndert:

a) Die bisherige Z 1 lit. a wird zu Z 2, die bisherige Z 1 lit. b entfillt und die bisherigen Z 2 bis 4 werden
zu Z 3 bis 5.
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b) Z 1 lautet:

,,1. Umstiinde, die zu einer Einschrinkung des Besteuerungsrechtes der Republik Osterreich im
Verhiltnis zu anderen Staaten hinsichtlich eines Wirtschaftsgutes im Sinne des Abs. 3 oder eines
Derivates im Sinne des Abs. 4 fiihren.

a) Bei Wegzug einer natiirlichen Person in einen EU/EWR-Staat mit umfassender Amts- und
Vollstreckungshilfe ist auf Grund eines in der Steuererkldrung gestellten Antrages iiber die
dadurch entstandene Abgabenschuld im Abgabenbescheid nur abzusprechen, die
Abgabenschuld jedoch bis zur tatsdchlichen VerdauBerung des Wirtschaftsgutes oder Derivates
nicht festzusetzen. Dies gilt ebenso bei der unentgeltlichen Ubertragung eines
Wirtschaftsgutes oder Derivates an eine andere natiirliche Person, die in einem EU/EWR-Staat
mit umfassender Amts- und Vollstreckungshilfe ansissig ist.

b) Als tatsichliche VeriuBerung gilt auch ein spiterer Wegzug oder die spitere Uberfiihrung des
Wirtschaftsgutes oder Derivates in einen Staat, der von lit. a nicht erfasst ist.

c) Die tatsdchliche VerduBerung gilt als riickwirkendes Ereignis im Sinne des § 295a der
Bundesabgabenordnung. § 205 der Bundesabgabenordnung ist nicht anzuwenden.

d) In allen nicht in lit. a genannten Féllen sind die § 6 Z 6 lit. ¢ und d sinngemif anzuwenden.

e) Im Falle der Entstehung des Besteuerungsrechts der Republik Osterreich im Verhiltnis zu
anderen Staaten gilt der gemeine Wert als Anschaffungskosten. Erfolgt in den Fallen nicht
festgesetzter Abgabenschuld ein Wiedereintritt in das Besteuerungsrecht der Republik
Osterreich, sind weiterhin die urspriinglichen Anschaffungskosten, hochstens aber die
gemeinen Werte mafigeblich. Die spétere VerduBerung gilt nicht als riickwirkendes Ereignis
im Sinne des § 295a der Bundesabgabenordnung. Weist der Steuerpflichtige nach, dass
Wertsteigerungen im EU/EWR-Raum eingetreten sind, sind diese vom VerduBerungserlos
abzuziehen."

¢) In der neuen Z 2 zweiter Satz wird der Verweis ,lit. b durch den Verweis ,,Z. 1 ersetzt.
6. § 27a wird wie folgt gedndert:

a) Abs. 3 Z 2 lit. b lautet:

,b) im Falle der Einschrinkung des Besteuerungsrechts (§ 27 Abs. 6 Z 1) sowie im Falle der
Entnahme oder des sonstigen Ausscheidens aus dem Depot (§27 Abs.6 Z2) der
Unterschiedsbetrag zwischen dem gemeinen Wert zum Zeitpunkt des Eintritts der Umsténde,
die zur Einschrankung des Besteuerungsrechts fiihren, bzw. der Entnahme oder des sonstigen
Ausscheidens, und den Anschaffungskosten. In den Fallen nicht festgesetzter Abgabenschuld
(§27 Abs.6 Z1 lit.a) sind zwischen Wegzug bzw. Ubertragung und VerduBerung
eingetretene Wertminderungen hochstens im Umfang der Bemessungsgrundlage bei Wegzug
bzw. Ubertragung zu beriicksichtigen, soweit diese nicht in einem anderen Staat beriicksichtigt
werden.*

b) In Abs. 3 Z 2 lit. ¢ wird ,,§ 27 Abs. 6 Z 2* durch ,,§ 27 Abs. 6 Z 3 ersetzt.

¢) Im ersten Satz des Abs. 5 wird die Wortfolge ,,cines besonderen Steuersatzes* durch die Wortfolge ,,der
besonderen Steuersétze* ersetzt und im letzten Satz wird die Wortfolge ,,dem besonderen Steuersatz*
durch die Wortfolge ,,einem besonderen Steuersatz* ersetzt.

7. In § 30 Abs. 4 wird wie folgt gedndert:

a) Der erste Satz lautet:

»Soweit Grundstiicke am 31. Mérz 2012 ohne Beriicksichtigung von Steuerbefreiungen nicht
steuerverfangen waren, sind als Einkiinfte anzusetzen:*

b) In der Z 1 entfillt nach dem dritten Satz der Punkt und es wird die Wortfolge ,,und ist dem Finanzamt
anzuzeigen.“ angefiigt.

8. In § 30b Abs. 5 wird der Verweis auf ,,Abs. 1 und 4 durch den Verweis auf',,Abs. 1, 1aund 4* ersetzt.

9.In § 41 Abs. 1 Z 5 wird nach der Wortfolge ,,der erhdhte Pensionistenabsetzbetrag® die Wortfolge samt
Satzzeichen ,,, der erhdhte Verkehrsabsetzbetrag eingefiigt und der Verweis auf ,,§ 62 Z 10 durch den
Verweis auf ,,§ 62 Z 10 und Z 11 ersetzt.

10. In § 70 Abs. 2 Z 2 letzter Satz wird ,,35% durch ,25%" ersetzt.
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11. In § 77 Abs. 3 entfillt im zweiten Satz die Wortfolge ,,und Beitrdge an gesetzlich anerkannte Kirchen
und Religionsgemeinschaften gemél § 18 Abs. 1 Z 5.

12. In § 93 Abs. 5 lautet der dritte Teilstrich:

,— der Zeitpunkt der Einschrinkung des Besteuerungsrechts gemifl § 27 Abs. 6 Z 1 dem
Zeitpunkt der Meldung im Sinne des § 94 Z 7 entspricht.*

13. § 94 Z 7 lautet:

7. Bei Kapitalertrigen geméll § 27 Abs. 6 Z 1, es sei denn, der Steuerpflichtige meldet dem
Abzugsverpflichteten die Einschrinkung des Besteuerungsrechts. Im Falle einer solchen
Meldung ist vom Abzug abzusehen, wenn der Steuerpflichtige einen Abgabenbescheid im Sinne
des § 27 Abs. 6 Z 1 vorweist. Bei Geldeinlagen und nicht verbrieften sonstigen Forderungen bei
Kreditinstituten im Sinne des §27a Abs.1 Z1 gilt im Falle der Einschrinkung des
Besteuerungsrechts der Schuldner der Kapitalertrige (§ 93 Abs.2 Z 1 zweiter Satz) als
depotfiihrende Stelle im Sinne des § 95 Abs. 2 Z 2 lit. a.

14. § 95 Abs. 3 Z 3 wird wie folgt gedindert:

a) Der zweite und dritte Teilstrich werden getauscht. Der Punkt am Ende des nunmehrigen zweiten
Teilstrichs wird durch einen Strichpunkt ersetzt; der Strichpunkt am Ende des nunmehrigen dritten
Teilstrichs wird durch einen Punkt ersetzt.

b) Im nunmehrigen zweiten Teilstrich wird die Wortfolge ,,des Wegzugs im Sinne des § 27 Abs. 6 Z 1
lit. b durch die Wortfolge ,,der Einschrankung des Besteuerungsrechts im Sinne des § 27 Abs. 6 Z 1
ersetzt.

¢) Im nunmehrigen dritten Teilstrich wird der Verweis auf ,,§ 27 Abs. 6 Z 1 lit. a* durch den Verweis auf
»$ 27 Abs. 6 Z 2 ersetzt.

15. § 100 wird wie folgt gedndert:

a) In § 100 Abs. 1 zweiter Satz entfillt die Wortfolge ,,35 %, wenn der Steuerpflichtige eine natiirliche
Person ist, sonst*.

b) Es wird folgender Abs. la eingefiigt:

»(1a) Der Schuldner (§ 100 Abs. 2 zweiter Satz) kann bei inldndischen Einkiinften gemif § 99
Abs.1 Z6 und 7 stets eine Abzugsteuer in Hohe von 25% einbehalten, wenn der Schuldner der
Abzugsteuer (§ 100 Abs.2 erster Satz) eine Korperschaft im Sinne des §1 Abs.1 des
Korperschaftsteuergesetzes 1988 ist.

16. In § 108g Abs. 5 wird im vierten Satz die Wortfolge ,,25%" durch die Wortfolge ,,27,5%" ersetzt.
17. § 124b wird wie folgt gedndert:

a) In Z 185 lit. ¢ wird im letzten Satz der Punkt durch einen Beistrich ersetzt und die Wortfolge ,, wobei
ab dem 1. Janner 2016 abweichend von § 37 Abs. 8 und § 95 Abs. 1 der besondere Steuersatz bzw. die
Kapitalertragsteuer 27,5% betragt.” angefiigt.

b) Z 225 lautet:

»225.84 Abs.2 und 3 und §28 Abs.7, jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I
Nr. 112/2012, treten mit 1. Janner 2013 in Kraft und sind erstmals bei der Veranlagung fiir das
Kalenderjahr 2004 auf Fehler anzuwenden, die Veranlagungszeitraume ab 2003 betreffen.*

¢) In Z 232 wird im letzten Satz die Wortfolge ,nach dem 31. Dezember 2012 durch die Wortfolge ,,vor
dem 1. Janner 2017“ersetzt.

d) In Z 275 wird der Verweis samt Satzzeichen ,,, Z.21 und Z 34 durch den Verweis auf ,jund Z 21
ersetzt.

e) In Z 288 wird nach ,.§ 18 die Wortfolge ,,Abs. 1 Z 7 und* eingefiigt.
) InZ 292 lit. ¢ wird vor ,,§ 33 Abs. 5 Z 3*“ die Norm samt Satzzeichen ,,§ 18 Abs. 3 Z 2, eingefiigt.
g) In Z 293 wird der Ausdruck ,,BGBL. 11 durch den Ausdruck ,,BGBI. I ersetzt.
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h) Nach Z 297 werden folgende Z 298 bis 308 angefiigt:

,298.

§2 Abs.4a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBIL. 1 Nr. 163/2015 ist erstmalig fiir
Wirtschaftsjahre anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2015 beginnen.

299.a) § 4 Abs. 12 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 118/2015 ist letztmalig fiir vor

300.

301.

302.

303.

304.

305.

306.

307.

dem 1. Jénner 2016 beschlossene Einlagenriickzahlungen und offene Ausschiittungen
anzuwenden.

b) § 4 Abs. 12 in Fassung des Bundesgesetzes BGBIL. I Nr. 163/2015 ist erstmalig fiir nach dem
31. Dezember 2015 beschlossene FEinlagenriickzahlungen und offene Ausschiittungen
anzuwenden. Dabei gilt:

— Der geméB § 4 Abs. 12 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 118/2015 auf dem
Evidenzkonto erfasste Einlagenstand sowie der Stand der Innenfinanzierung sind nach
MafBgabe von § 4 Abs. 12 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 163/2015
fortzufiihren.

— Die gemél § 4 Abs. 12 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 118/2015 auf dem
Evidenzkonto erfassten umgriindungsbedingten Differenzbetrige sind nicht mehr
gesondert in Evidenz zu halten. Bisher erfasste umgriindungsbedingte Differenzbetrige
erhdhen den fortzufithrenden Stand der Innenfinanzierung erst in jenem Zeitpunkt und
Ausmaf, in dem sie nach den Vorschriften des Unternechmensgesetzbuches ausgeschiittet
werden konnen.

§ 6 Z 6 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 163/2015 tritt mit 1. Janner 2016 in
Kraft. § 6 Z 6 lit. b in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBI. I Nr. 163/2015 ist letztmalig
anzuwenden fiir Uberfiihrungen und Verlegungen, die vor dem 1. Janner 2016 erfolgen.

§ 18 Abs. 8 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBIL. I Nr. 163/2015 ist fiir alle nach dem
31. Dezember 2016 erfolgenden Beitrdge und Zuwendungen anzuwenden.

§ 27 Abs. 6, § 27a Abs.3Z2,§93 Abs. 5,§ 94 Z 7, § 95 Abs. 3 Z 3, jeweils in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 163/2015 treten mit 1. Jinner 2016 in Kraft. § 27 Abs. 6 Z 1 lit. b in
der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBI. I Nr. 163/2015 ist letztmalig auf Umstinde
anzuwenden, die zu einem Verlust des Besteuerungsrechts der Republik Osterreich fiihren und
vor dem 1. Janner 2016 eintreten.

§ 27a Abs. 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 163/2015 ist ab dem 1. Jénner 2016
anzuwenden.

§70 Abs.2 Z2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 163/2015, ist erstmalig
anzuwenden, wenn

— die Einkommensteuer veranlagt wird, bei der Veranlagung fiir das Kalenderjahr 2016,

— die Einkommensteuer (Lohnsteuer) durch Abzug eingehoben oder durch Veranlagung
festgesetzt wird, fiir Lohnzahlungszeitrdume, die nach dem 31. Dezember 2015 enden.
§ 77 Abs.3 in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBL I Nr. 163/2015 ist letztmalig
anzuwenden fiir Lohnzahlungszeitraume, die vor dem 1. Janner 2017 enden.

§ 100 Abs. 1 und 1a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 163/2015 tritt mit 1. Janner
2016 in Kraft.

§ 108g Abs. 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 163/2015 ist ab dem 1. Janner
2016 anzuwenden.“

. Artikel 2
Anderung des Korperschaftsteuergesetzes 1988

Das Korperschaftsteuergesetz 1988, BGBL  Nr.401/1988, zuletzt gedndert durch das
Steuerreformgesetz 2015/2016, BGBI. I Nr. 118/2015, wird wie folgt gedndert:

1. In § 8 Abs. 4 Z 2 lit. b wird im letzten Teilstrich der Punkt durch einen Beistrich ersetzt und es wird
folgender Teilstrich angefiigt:

.- Betrdge gemdfBl § 6 Z 6 des Einkommensteuergesetzes 1988, ausgenommen jene nach § 6
Z 6 lit. a letzter Satz des Einkommensteuergesetzes 1988.

2. In § 13 Abs. 3 entfdllt der letzte Satz und es werden folgende Siitze angefiigt:

»Die Summe der Einkiinfte gemdBl Z 1 und 2 ist um die Summe der im Veranlagungszeitraum getitigten
Zuwendungen im Sinne des § 27 Abs. 5 Z 7 des Einkommensteuergesetzes 1988 zu verringern, insoweit
davon Kapitalertragsteuer einbehalten und abgefiihrt worden ist. Findet eine Entlastung der Zuwendungen
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von der Kapitalertragsteuer auf Grund eines Doppelbesteuerungsabkommens statt, ist diec Summe der
Zuwendungen insoweit zu verringern, als sie nicht endgiiltig mit Kapitalertragsteuer belastet ist. Dies gilt
auch, wenn die Entlastung nach Abfuhr der Kapitalertragsteuer stattfindet; die nachtrigliche Entlastung
gilt als riickwirkendes Ereignis im Sinne des § 295a der Bundesabgabenordnung.*

3.In § 17 Abs. 2 Z 3 entfillt die Wortfolge ,,mit Zustimmung der Versicherungsaufsichtsbehdrde®.

4. In § 22 Abs. 2 entfillt die Wortfolge ,,Kapitalertrage und*.

5.8 24 Abs. 5 lautet:

,(5) Korperschaftsteuer, die auf Einkiinfte im Sinne des § 13 Abs. 3 und 4 entfillt, ist nach MaB3gabe
der nachstehenden Bestimmungen in der Veranlagung gutzuschreiben:

1.

2.

Die Korperschaftsteuer ist bei Abgabe der Steuererkldrung auf Grund einer erfolgten
Veranlagung festgesetzt und entrichtet.

Die Privatstiftung titigt Zuwendungen im Sinne des §27 Abs.5 Z7 des
Einkommensteuergesetzes 1988, fiir die Kapitalertragsteuer abgefiihrt wurde.

. a) Die Bemessungsgrundlage fiir die Gutschrift ist der Unterschiedsbetrag zwischen

— der Summe der gemiB § 13 Abs. 3 gesondert zu versteuernden Einkiinfte und

—der Summe der Zuwendungen im Sinne des §27 Abs.5 Z7 des
Einkommensteuergesetzes 1988, wenn diese die Summe der Einkiinfte im Sinne des
ersten Teilstriches iibersteigt.

b) Findet eine Entlastung der Zuwendungen von der Kapitalertragsteuer auf Grund eines
Doppelbesteuerungsabkommens statt, ist die Summe der Zuwendungen bei der Ermittlung der
Bemessungsgrundlage geméf lit. a insoweit zu verringern, als sie nicht endgiiltig mit
Kapitalertragsteuer belastet ist. Dies gilt auch, wenn die Entlastung nach Abfuhr der
Kapitalertragsteuer stattfindet; die nachtrdgliche Entlastung gilt als riickwirkendes Ereignis im
Sinne des § 295a der Bundesabgabenordnung.

. Wird die Korperschaftsteuer der Jahre vor 2011 gutgeschrieben, betragt die Gutschrift 12,5% der

Bemessungsgrundlage gemidBl Z 3. Wird die Korperschaftsteuer der Jahre ab 2011
gutgeschrieben, betrdgt die Gutschrift 25% der Bemessungsgrundlage gemdB Z 3. Die
Korperschaftsteuer der Jahre vor 2011 ist vorrangig gutzuschreiben.

. Die Privatstiftung fiihrt ein Evidenzkonto, in dem die jéhrlich entrichtete Korperschaftsteuer, die

gutgeschriebenen Betrdge und der jeweils fiir eine Gutschrift in Betracht kommende Restbetrag
fortlaufend aufgezeichnet werden.

. Im Falle der Auflosung der Privatstiftung ist die Hohe der Gutschrift gemd Z 3 und 4 zu

ermitteln. Dabei ist bei der Berechnung der Gutschrift nach Z 3 auch der Restbetrag gemall Z 5
wie eine Zuwendung im Sinne des § 27 Abs.5 Z7 des Einkommensteuergesetzes 1988 zu
behandeln. Abweichend von Z 3 lit. b ist trotz Abfuhr der Kapitalertragsteuer im Fall einer
moglichen nachtriglichen Entlastung der Zuwendungsbetrag entsprechend zu reduzieren. Die
Erteilung der Gutschrift erfolgt mit der letzten Veranlagung.*

6. In § 26¢c werden nach der Z 56 die Z 57 und die Z 58 angefiigt:

7.

58.

§ 8 Abs. 4 und § 17 Abs. 2 Z 3 in der Fassung des BGBI. Nr. 163/2015 treten mit 1. Janner 2016
in Kraft.

§§ 13 Abs. 3 und § 24 Abs. 5 Z 3 und Z 4, jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. 1
Nr. 163/2015, treten mit 1. Jdnner 2016 in Kraft und sind auf alle offenen Verfahren
anzuwenden. § 24 Abs. 5 Z 6 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 163/2015 tritt mit
1. Janner 2016 in Kraft und ist auf Privatstiftungen anwendbar, deren Auflosung gemal § 35
Abs. 5 zweiter Satz des Privatstiftungsgesetzes nach dem 31. Dezember 2015 in das Firmenbuch
eingetragen wurde.*
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. Artikel 3
Anderung des Umgriindungssteuergesetzes

Das  Umgriindungssteuergesetz, BGBIL. ~ Nr. 699/1991, zuletzt gedndert durch das
Steuerreformgesetz 2015/2016, BGBI. I Nr. 118/2015, wird wie folgt geandert:

1. In § 1 Abs. 2 entfallen die Siitze drei bis sieben und im zweiten Satz wird der letzte Halbsatz durch
folgende Halbsdtze ersetzt:

,»ist die Abgabenschuld auf Grund eines in der Steuererkldrung gestellten Antrages in Raten zu entrichten;
dabei sind § 6 Z 6 lit. d bis e des Einkommensteuergesetzes 1988 sinngemill anzuwenden.*

2. § 3 wird wie folgt gedndert:

a) In Abs. 1 Z 2 zweiter Teilstrich lautet der erste Satz:

,»Wird Vermdgen ganz oder teilweise iibernommen, fiir das die Abgabenschuld bei der {ibernechmenden
Korperschaft oder einer konzernzugehorigen Korperschaft der iibernehmenden Korperschaft nicht
festgesetzt worden ist oder gemdfB § 16 Abs. la nicht entstanden ist, sind die fortgeschriebenen
Buchwerte, hochstens aber die gemeinen Werte anzusetzen.*

b) In Abs. 1 Z 3 wird die Wortfolge ,,und dem Stand der Einlagen im Sinne des § 4 Abs. 12 Z 2 lit. b des
Einkommensteuergesetzes 1988 durch die Wortfolge ,;und den vorhandenen Einlagen im Sinne des § 4
Abs. 12 des Einkommensteuergesetzes 1988 ersetzt.

3. § 5 Abs. 1 wird wie folgt gedindert:

a) Z 3 und 4 lauten:

,.3. Soweit das Besteuerungsrecht der Republik Osterreich hinsichtlich des iibertragenen Vermdgens
auf Grund der Verschmelzung eingeschrénkt wird, gilt Z 1 auch fiir Anteilsinhaber, die in einem
Staat des EU/EWR-Raumes mit umfassender Amts- und Vollstreckungshilfe ansissig sind.

4. Soweit das Besteuerungsrecht der Republik Osterreich hinsichtlich der Anteile der iibertragenden
Korperschaft an der iibernechmenden Korperschaft eingeschrinkt wird, sind diese bei der
tibernechmenden Korperschaft mit den nach § 6 Z 6 lit. a des Einkommensteuergesetzes 1988
maligebenden Werten anzusetzen, wobei § 6 Z 6 lit. ¢ bis e des Einkommensteuergesetzes 1988
sinngemif anzuwenden sind.*

b) In Z 5 lautet der zweite Halbsatz:

»sind diese mit den nach § 6 Z6 lit.a des Einkommensteuergesetzes 1988 malligebenden Werte
anzusetzen, wobei § 6 Z 6 lit. ¢ bis e des Einkommensteuergesetzes 1988 sinngemif anzuwenden sind.*
4. In § 7 Abs. 2 entfallen die Sitze drei bis sechs und der zweite Satz lautet:

,.Soweit bei der Umwandlung das Besteuerungsrecht der Republik Osterreich gegeniiber einem EU/EWR-
Staat mit umfassender Amts- und Vollstreckungshilfe eingeschrinkt wird, ist die nach § 20 des
Korperschaftsteuergesetzes 1988 entstehende Abgabenschuld auf Grund eines in der Steuererkldrung
gestellten Antrages in Raten zu entrichten; dabei sind §6 Z6 lit.d bis e des
Einkommensteuergesetzes 1988 sinngeméal anzuwenden.*

5. § 9 wird wie folgt gedndert:
a) In Abs. 1 Z 2 lautet der letzte Satz:

»$ 6 Z 6 lit. ¢ bis e des Einkommensteuergesetzes 1988 sind sinngemill anzuwenden.*

b) In Abs. 1 Z 3 zweiter Teilstrich lautet der erste Satz:

»Wird Vermdgen ganz oder teilweise iibernommen, fir das die Abgabenschuld bei einem
Rechtsnachfolger oder bei einer konzernzugehdrigen Korperschaft eines Rechtsnachfolgers nicht
festgesetzt worden ist oder geméll § 16 Abs. 1a nicht entstanden ist, sind die fortgeschriebenen Buchwerte
oder die urspriinglichen Anschaffungskosten, hchstens aber die gemeinen Werte anzusetzen.*

¢) In Abs. 6 wird die Wortfolge ,jund dem Stand der Einlagen im Sinne des § 4 Abs. 12 Z 2 lit. b des
Einkommensteuergesetzes 1988 durch die Wortfolge ,,und den vorhandenen Einlagen im Sinne des § 4
Abs. 12 des Einkommensteuergesetzes 1988 ersetzt.
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6. § 16 wird wie folgt gedindert:

a) In Abs. 1 Satz 2 lautet der letzte Halbsatz:

,»sind die nach § 6 Z 6 lit. a des Einkommensteuergesetzes 1988 maBgebenden Werte anzusetzen, wobei
§ 6 Z 6 lit. c bis e des Einkommensteuergesetzes 1988 sinngemifl anzuwenden sind.*

b) In Abs. 1 werden die Sditze drei bis sechs durch folgende Sdtze ersetzt:

,Dabei sind offene Raten auch dann fillig zu stellen, wenn in weiterer Folge die Gegenleistung durch den
Einbringenden verdufBlert wird oder auf sonstige Art ausscheidet. Bei teilweiser Einschrankung des
Besteuerungsrechtes der Republik Osterreich ist auf den nach dem zweiten Satz ermittelten Gewinn der
besondere Steuersatz gemifl § 27a Abs. 1 Z 2 des Einkommensteuergesetzes 1988 anzuwenden. Dabei
sind offene Raten nur dann fillig zu stellen, wenn in weiterer Folge die Gegenleistung durch den
Einbringenden verdufBert wird oder auf sonstige Art ausscheidet.*

¢) Nach Abs. 1 wird folgender Abs. la eingefiigt:

»(1a) Abweichend von Abs. 1 gilt bei Einbringung von Kapitalanteilen im Sinne des § 12 Abs. 2 Z 3
durch  eine  unbeschrinkt  steuerpflichtige  Kapitalgesellschaft ~ oder = Erwerbs-  und
Wirtschaftsgenossenschaft in eine in der Anlage genannte Gesellschaft eines Mitgliedstaates der
Européischen Union Folgendes:

— Abs. 1 erster Satz ist anzuwenden.

— Entsteht durch die Einbringung eine internationale Schachtelbeteiligung im Sinne des § 10 Abs. 2
des Korperschaftsteuergesetzes 1988 oder wird ihr Ausmall durch neue Anteile oder durch
Zurechnung zur bestehenden Beteiligung verdndert, entsteht eine Steuerschuld hinsichtlich des
Unterschiedsbetrages zwischen dem Buchwert und dem nach §6 Z14 des
Einkommensteuergesetzes 1988 maligebenden Wert zum Einbringungsstichtag, wenn die
Kapitalanteile von der iibernehmenden Gesellschaft in weiterer Folge verdufert werden oder
sonst aus dem Betriebsvermdgen ausscheiden. Dies gilt nicht, soweit die Anteile an der
ibernehmenden Korperschaft vor dem Entstehen der Abgabenschuld entgeltlich iibertragen
werden.

— Zwischen dem Einbringungsstichtag und der VerduBerung (Ausscheiden) eingetretene
Wertminderungen sind hochstens im Ausmal des Unterschiedsbetrages zu beriicksichtigen.*

d) In Abs. 2 Z 1 wird der Verweis ,,Abs. 1 und 3 durch den Verweis ,,Abs. 1, 1aund 3 ersetzt.
7. § 18 Abs. 1 wird wie folgt gedndert:

a) In Z 1 wird folgender zweiter Satz angefiigt:

»Beil einer teilweisen Einschrinkung des Besteuerungsrechtes gemiB3 § 16 Abs. 1 vierter Satz hat die
iibernehmende Kdorperschaft das iibernommene Vermogen mit den Buchwerten anzusetzen.*

b)Ing 18 Abs. 1 Z 3 zweiter Teilstrich lautet der erste Satz:

,»Wird Vermogen ganz oder teilweise iibernommen, fiir das die Abgabenschuld bei der {ibernehmenden
Korperschaft oder einer konzernzugehorigen Korperschaft der iibernehmenden Korperschaft nicht
festgesetzt worden ist oder gemif § 16 Abs. 1a nicht entstanden ist sind die fortgeschriebenen Buchwerte,
hochstens aber die gemeinen Werte anzusetzen.*

8. In § 20 Abs. 2 Z5 wird nach der Wortfolge ..§ 16 Abs. 1 oder Abs.2 Z 1* die Wortfolge .,in der
Fassung des Bundesgesetzes vor BGBL. I Nr. 163/2015“ eingefiigt.

8a. In § 20 Abs. 7 Z 1 wird im zweiten Satz der Verweis ,,§ 16 Abs. 1 dritter bis letzter Satz“ durch den
Verweis ,,§ 16 Abs. 1a‘“ ersetzt.

9. In § 21 wird folgender Schlussteil angefiigt:
,Dies gilt auch fiir Verluste gemiB § 23a des Einkommensteuergesetzes 1988, wobei die iibernechmende

Korperschaft fiir diese § 23a des Einkommensteuergesetzes 1988 sinngeméal weiter anzuwenden hat.*

10. § 24 Abs. 1 Z 3 lautet:

,,3. Soweit im Rahmen des Zusammenschlusses das Besteuerungsrecht der Republik Osterreich
hinsichtlich des Vermdgens eingeschrinkt wird, sind die nach §6 Z6 lit.a des
Einkommensteuergesetzes 1988 maligebenden Werte anzusetzen, wobei § 6 Z 6 lit. ¢ bis e des
Einkommensteuergesetzes 1988 sinngeméf anzuwenden sind.*
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11.In § 25 Abs. 1 Z 2 zweiter Teilstrich lautet der erste Satz:

»Werden Vermogensteile iibernommen, fiir die die Abgabenschuld nicht festgesetzt worden ist, sind die
urspriinglichen Anschaffungskosten oder fortgeschriebenen Buchwerte, hochstens aber die gemeinen
Werte anzusetzen.

12. § 29 Abs. 1 Z 3 lautet:

3. Soweit im Rahmen der Realteilung auf einen ausldndischen Nachfolgeunternehmer das
Besteuerungsrecht der Republik Osterreich hinsichtlich des Vermdgens eingeschrinkt wird, sind
die nach § 6 Z 6 lit. a des Einkommensteuergesetzes 1988 maBgebenden Werte anzusetzen,
wobei § 6 Z 6 lit. ¢ bis ¢ des Einkommensteuergesetzes 1988 sinngemill anzuwenden sind.*

13.In § 30 Abs. 1 Z 2 zweiter Teilstrich lautet der erste Satz:

»Werden Vermogensteile iibernommen, fiir die bei dem iibernechmenden Nachfolgeunternehmer die
Abgabenschuld nicht festgesetzt worden ist oder gemdB3 § 16 Abs. la nicht entstanden ist, sind beim
iibernehmenden Nachfolgeunternehmer die fortgeschriebenen Buchwerte oder die urspriinglichen
Anschaffungskosten, hdchstens aber die gemeinen Werte anzusetzen.*

14. § 36 Abs. 3 wie folgt gedndert:

a) Z 1 lautet:

,.1. Soweit das Besteuerungsrecht der Republik Osterreich hinsichtlich der Anteile der iibertragenden
Korperschaft an der iibernechmenden Korperschaft eingeschrinkt wird, sind diese bei der
tibernchmenden Korperschaft mit den nach § 6 Z 6 lit. a des Einkommensteuergesetzes 1988
maligebenden Werte anzusetzen, wobei § 6 Z 6 lit. ¢ bis e des Einkommensteuergesetzes 1988
sinngemif anzuwenden sind.*

b) In Z 2 lautet der zweite Halbsatz:

»sind diese mit den nach § 6 Z 6 lit.a des Einkommensteuergesetzes 1988 malBgebenden Werte
anzusetzen, wobei § 6 Z 6 lit. ¢ bis e des Einkommensteuergesetzes 1988 sinngemif anzuwenden sind.*

15. Im 3. Teil wird nach Z 29 folgende Z 30 angefiigt:
»30.§ 1 Abs.2,§3 Abs. 1,§ 5 Abs. 1 Z3 bis 5,§7 Abs.2,§ 9 Abs. 1 Z2 und 3, § 16 Abs. 1, la und
2,818 Abs. 1Z3,§20 Abs.2Z5und Abs.7Z1, §21, §24 Abs. 1 Z3,§25 Abs. 1 Z2, §29
Abs.1 Z3, §30 Abs.1 Z2 und §36 Abs.3 Z1 und 2, jeweils in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 163/2015, sind erstmals auf Umgriindungen anzuwenden, die nach
dem 31. Dezember 2015 beschlossen oder vertraglich unterfertigt werden.

. Artikel 4
Anderung des Gebiihrengesetzes 1957

Das Gebiihrengesetz 1957, BGBI. Nr. 267/1957, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz, BGBI. I
Nr. 105/2015, wird wie folgt geéndert:

1. In § 11 wird folgender Abs. 3 angefiigt.

,»(3) Fiir Eingaben und Beilagen, die auf elektronischem Weg unter Inanspruchnahme der Funktion
Biirgerkarte (§§ 4 ff E-GovG) eingebracht werden, erméBigen sich die in den Tarifposten 5 Abs. 1 und 6
Abs. 1 und 2 des § 14 angefiihrten Betrage

—VON 3,90 BUIO...coiiiiiiiiiieeeeeeeeee e auf 2,30 Euro,
—VON 14,30 BUIO....ccoiiiiiiiiiiiee e auf 8,60 Euro,
—VON 21,80 BUIO.....cvviiiiiiiieieeie e auf 13,10 Euro,
—VON 47,30 BUIO.....coviiiiiiiieeeeie e auf 28,40 Euro.“

2. In § 14a tritt an die Stelle des Zitates ,,§ 14* das Zitat ,,§ 11 Abs. 3 und § 14“

3. In § 37 wird folgender Abs. 37 angefiigt:
»(37) § 11 Abs. 3 tritt mit 1. Janner 2016 in Kraft.“
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. Artikel 5
Anderung des Grunderwerbsteuergesetzes 1987

Das Grunderwerbsteuergesetz 1987, BGBIL.  Nr. 309/1987, zuletzt gedndert durch das
Steuerreformgesetz 2015/2016, BGBI. I Nr. 118/2015, wird wie folgt gedndert:

1. Im § 4 Abs. 1 lautet der zweite Satz:

,»Bel Vorgangen gemil § 1 Abs. 2a und 3, bei Vorgédngen nach dem Umgriindungssteuergesetz sowie bei
Erwerben gemédB § 7 Abs. 1 Z 1 lit. b und c ist die Steuer immer vom Grundstiickswert zu berechnen.*

2. In §7 Abs. 1 Z2 lit. a tritt an die Stelle der Wortfolge ,.eine wirtschaftliche Einheit” die Wortfolge
,,eine wirtschaftliche Einheit oder Teile einer wirtschaftlichen Einheit®.

3. § 18 Abs. 2p lautet:

»(2p) § 1 Abs. 2a,3,4und 5,§ 3 Abs. 1Z2,2aund 7,§4,8§7,8§9723,§ 10 Abs. 1, § 11 Abs. 3 und
§ 13 Abs. 1 jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 118/2015 treten mit 1. Janner 2016 in
Kraft und sind auf Erwerbsvorginge anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2015 verwirklicht werden
oder wenn der Erblasser nach dem 31. Dezember 2015 verstorben ist. § 3 Abs. 1 Z 7a in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 118/2015 tritt mit 1. Jdnner 2016 in Kraft und ist auf Erwerbsvorginge
anzuwenden, wenn der Erblasser nach dem 31. Dezember 2015 verstorben ist. Entsteht die Steuerschuld
nach dem 31. Dezember 2015, wurde jedoch entweder der Erwerbsvorgang vor dem 1. Janner 2016
verwirklicht oder ist der Erblasser vor dem 1. Jdnner 2016 verstorben, kann der Steuerschuldner
gegeniiber dem die Steuer selbstberechnenden Parteienvertreter oder gegeniiber dem Finanzamt
schriftlich erkliren, dass die Besteuerung nach den Bestimmungen dieses Gesetzes in der Fassung des
Bundesgesetz BGBI. I Nr. 118/2015 erfolgen soll. Durch das Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBI. I
Nr. 118/2015 wird kein Erwerbsvorgang verwirklicht.

Anderungen des Gesellschafterbestandes, die vor dem 1.Jinner 2016 erfolgen, sind fiir die
Verwirklichung des Tatbestandes des § 1 Abs.2a nicht zu beriicksichtigen. Werden Anteile am
Gesellschaftsvermdgen oder an der Gesellschaft, die am 31. Dezember 2015 treuhdndig gehalten wurden,
nach diesem Tag an den Treugeber {ibertragen, sind § 1 Abs. 2a letzter Satz und Abs. 3 letzter Satz nicht
anzuwenden. Werden am 31. Dezember 2015 mindestens 95% der Anteile am Gesellschaftsvermogen
oder an der Gesellschaft in der Hand einer Person oder einer Unternehmensgruppe gemifl § 9 des
Korperschaftsteuergesetzes 1988 gehalten, ist § 1 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I
Nr. 118/2015 auch auf Rechtsvorginge anzuwenden, sofern dadurch der Prozentsatz verdndert wird, aber
nicht unter 95% sinkt und bezogen auf diese Anteile nicht bereits ein Tatbestand des § 1 Abs. 3 in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 118/2015 erfiillt wurde.*

. Artikel 6
Anderung des Kommunalsteuergesetzes 1993

Das Kommunalsteuergesetz 1993, BGBI.  Nr. 819/1993, zuletzt gedndert durch das
Abgabeninderungsgesetz 2011, BGBI. I Nr. 76/2011, wird wie folgt gedndert:

$ 11 Abs. 3 lautet:

»(3) Ein im Rahmen der Selbstberechnung vom Steuerschuldner selbst berechneter und der
Abgabenbehorde  bekannt gegebener Kommunalsteuerbetrag —ist  vollstreckbar.  Wird  kein
selbstberechneter Betrag der Abgabenbehorde bekannt gegeben oder erweist sich die Selbstberechnung
als nicht richtig, hat die Festsetzung der Abgabe mit Abgabenbescheid zu erfolgen. Von der Erlassung
eines solchen Abgabenbescheides kann abgesehen werden, wenn der Steuerschuldner nachtraglich die
Selbstberechnung binnen drei Monaten ab Einreichung der Abgabenerklarung berichtigt; erweist sich die
Berichtigung als nicht richtig, hat die Gemeinde einen Kommunalsteuerbescheid zu erlassen.*

. Artikel 7
Anderung der Bundesabgabenordnung

Die  Bundesabgabenordnung, @ BGBIL. ~ Nr. 194/1961, zuletzt geéndert durch das
Steuerreformgesetz 2015/2016, BGBI. I Nr. 118/2015, wird wie folgt geandert:

1. In § 30 Abs. 2 wird das Wort ,Kilte,” samt folgendem Beistrich, jeweils nach dem Wort ,,Wirme,"
samt folgendem Beistrich eingefiigt.
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2. In § 125 Abs. 1 zweiter Unterabsatz zweiter Satz tritt an die Stelle der Zitierung ,,§ 10 Abs. 2 Z 4* die
Zitierung ,,§ 10 Abs. 2 Z 3 und Abs. 3 Z 3.
3. In § 209 wird folgender Abs. 5 angefiigt:

,»(5) In den Fillen, in denen aufgrund der Bestimmungen des Einkommensteuergesetzes 1988 oder
des Umgriindungssteuergesetzes iiber die entstandene Einkommen- oder Korperschaftsteuerschuld
abgesprochen, aber die Steuerschuld nicht festgesetzt worden ist, verjahrt das Recht auf Festsetzung der
genannten Abgaben insoweit jedoch spitestens zehn Jahre nach Ablauf des Jahres, in dem das
rickwirkende Ereignis eingetreten ist.*

4. In § 242 erhdlt der bisherige Text die Absatzbezeichnung ,,(1)* und es wird folgender Abs. 2 angefiigt:
,»(2) Guthaben unter fiinf Euro sind nicht von Amts wegen zuriickzuzahlen.*

5. In § 242a Abs. 1 tritt an die Stelle der Zitierung ,,§ 242 erster Satz* die Zitierung ,,§ 242 Abs. 1 erster

Satz*.

6. In § 323 wird Abs. 46 angefiigt:

»(46) § 209 Abs. 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 163/2015 tritt mit 1. Janner 2016
in Kraft. § 209 Abs. 5 ist erstmalig auf Félle anzuwenden, in denen aufgrund der Bestimmungen des
Einkommensteuergesetzes 1988 oder des Umgriindungssteuergesetzes iiber eine nach dem 31. Dezember
2005 entstandene Einkommen- oder Korperschaftsteuerschuld abgesprochen, aber die Steuerschuld nicht
festgesetzt worden ist.*

. Artikel 8
Anderung des Gemeinsamer Meldestandard-Gesetzes

Das Gemeinsamer Meldestandard-Gesetz, BGBI. I Nr. 116/2015, wird wie folgt gedndert:

§ 117 lautet:
,»§ 117. Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Janner 2016 in Kraft.

. Artikel 9
Anderung des Transparenzdatenbankgesetzes 2012

Das Transparenzdatenbankgesetz 2012 — TDBG 2012, BGBI. I Nr. 99/2012, zuletzt geédndert durch
das Bundesgesetz BGBI. I Nr. 17/2015, wird wie folgt gedndert:

1. § 1 Abs. 1 Z 6 lautet wie folgt:
,,0. der Anzeige der fiir die Gewédhrung, die Einstellung oder die Riickforderung einer Leistung im
Sinne des § 4 und im Sinne der Vereinbarung zwischen dem Bund und den Léndern gemél
Art. 15a B-VG iiber eine Transparenzdatenbank erforderlichen Voraussetzungen.*
2. § 1 Abs. 2 lautet:

,»(2) Die Transparenzdatenbank dient der Verarbeitung des Leistungsangebotes gemiB § 4 Abs. 1
Z 2, des Leistungsangebotes im Sinne der Vereinbarung zwischen dem Bund und den Léndern gemif
Art. 15a B-VG iiber eine Transparenzdatenbank, sowie der Verarbeitung der Daten iiber die von § 23
Abs. 2 erfassten Leistungen.*

3.In§ 5 Abs. 2 Z 1 entfallen die Worte ,,zuzliglich der Beziige im Sinne des § 67 Abs. 1 EStG 1988 und*

4. § 9 Abs. 2 Z 5 lautet:
,,J. der Unterhaltsabsetzbetrag gemal § 33 Abs. 4 Z 3 EStG 1988;*

5.8 23 Abs. 1 Z 1 lit. c lautet:
,,¢) Transferzahlungen im Sinne des § 9 Abs. 2 Z 2 bis 8§;*
6. Dem § 25 Abs. 3 wird folgender Abs. 4 angefiigt:

»(4) Zum Zweck der Datenmitteilung gemél Abs. 1 Z 1 sind leistende Stellen, die Auftraggeber des
privaten Bereiches sind, berechtigt, wie Auftraggeber des 6ffentlichen Bereichs nach § 10 Abs. 2 E-GovG
die Ausstattung ihrer Datenanwendungen mit diesen verschliisselten DbPK  von der
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Stammzahlenregisterbehdrde zu verlangen. Sofern es sich um Datenmitteilungen gemidfl Abs. 1 Z 2
handelt, sind die Auftraggeber des privaten Bereiches berechtigt, diese Daten {iiber das
Unternehmensregister zu ermitteln.*

7.In § 32 Abs. 6 wird nach dem ersten Satz folgender Satz eingefiigt:
2Abfrageberechtigten Stellen eines Landes steht die Einsicht in Bundes- und Landesdaten auch in jenem

Zeitraum zu, fiir welchen es sich zu Leistungsmitteilungen in die Transparenzdatenbank verpflichtet hat.*

8. In§ 32 Abs. 7 wird das Wort ,letzter durch das Wort ,,dritter ersetzt.

. Artikel 10
Anderung des Zollrechts-Durchfiihrungsgesetzes

Das Zollrechts-Durchfiihrungsgesetz, BGBI. Nr. 659/1994, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 105/2014, wird wie folgt gedndert:

1. § 1 wird wie folgt gedndert:
a) Abs. 1 lautet:

(1) Das Zollrecht ist im Anwendungsgebiet nach Mafigabe dieses Bundesgesetzes durchzufiihren.*

b) Abs. 2 lautet:

»(2) Das Zollrecht umfasst die zollrechtlichen Vorschriften der Europédischen Union, dieses
Bundesgesetz und die in Durchfiihrung dieses Bundesgesetzes ergangenen Verordnungen, soweit sie sich
auf die Einfuhr oder Ausfuhr von Waren beziehen.*

¢) Es wird folgender Abs. 4 angefiigt:

,»(4) Soweit die nach Bestimmungen des Zollkodex der Union, Verordnung (EU) Nr. 952/2013 zur
Festlegung des Zollkodex der Union, ABI. Nr. L 269 vom 10.10.2013 S. 1 (Zollkodex), in der Fassung
der Berichtigung ABI. Nr. L 287 vom 29.10.2013 S. 90, ergehenden Verordnungen der Europaischen
Kommission noch innerstaatlicher Regelungen zu ihrer Anwendung und Durchfiihrung bediirfen, sind
diese Regelungen vom Bundesminister fiir Finanzen mit Verordnung zu treffen.*

2. § 2 wird wie folgt gedndert:

a) In Abs. 1 wird die Wortfolge ,,Das im § 1 genannte Zollrecht der Union, dieses Bundesgesetz und die in
Durchfiihrung  dieses Bundesgesetzes ergangenen Verordnungen sowie die allgemeinen
abgabenrechtlichen Vorschriften und das in Osterreich anwendbare Volkerrecht, soweit sie sich auf
Einfuhr- und Ausfuhrabgaben beziehen (Zollrecht im Sinn des Artikels 1 des Zollkodex)* durch die
Wortfolge ,,Das im § 1 genannte Zollrecht sowie die allgemeinen abgabenrechtlichen Vorschriften und
das in Osterreich anwendbare Volkerrecht, soweit sie sich auf die Einfuhr oder Ausfuhr von Waren
beziehen* ersetzt.

b) Abs. 2 entfdllt.
3. § 2a wird wie folgt gedindert:

a) In Abs. 1 lautet im ersten Satz der erste Halbsatz:

»lm Fall der zentralen Zollabwicklung (Art. 179 des Zollkodex) gelten fiir sonstige Eingangsabgaben
diejenigen zollrechtlichen Vorschriften nicht,*

b) In Abs. 1 zweiter Satz tritt anstelle des Verweises ,des Artikels 215 Abs. 4 ZK* der Verweis ,,des
Art. 87 Abs. 4 des Zollkodex“.

¢) In Abs. 4 wird im ersten Satz der Verweis ,Beschlusses des Rates vom 29. September 2000 iiber das
System der Eigenmittel der Europdischen Gemeinschaft vom 29. September 2000, ABI. Nr. L 235 vom
7. Oktober 2000, S. 42% durch den Verweis ,Beschlusses 2007/436/EG, Euratom iiber das System der
Eigenmittel der Europdischen Gemeinschaften, ABl. Nr. L 163 vom 23.06.2007 S. 17 ersetzt, die
Wortfolge ,,von 25 %" entfdllt.
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4. § 4 wird wie folgt gedindert:

a) In Abs. 1 tritt anstelle des Verweises ,,Artikel 4 ZK* die Wortfolge ,,Art. 5 des Zollkodex oder anderen
zollrechtlichen Vorschriften der Européischen Union®.

b) In Abs. 2 lautet die Z 1:

1. ,Abfertigung® die Gesamtheit der Amtshandlungen, die erforderlich sind, um Waren am
Amtsplatz, oder an einem zugelassenen Warenort (Z 18), einem Zollverfahren, einer Verwertung
nach Titel 5 Kapitel 4 des Zollkodex oder der Wiederausfuhr zuzufiihren, einschlielich der
Prifung summarischer Anmeldungen und der Priifung in voriibergehender Verwahrung
befindlicher Waren;*

¢) In Abs. 2 entfillt die Z 3.

d) In Abs. 2 Z 12 wird nach dem Begriff ,,Zollrechts* jeweils die Wortfolge ,und der in § 6 weiters
genannten Aufgaben® eingefiigt.

e) In Abs. 2 Z 16 tritt anstelle des Verweises ,Artikel 82 ZK*“ nunmehr der Verweis ,,Art. 254 des
Zollkodex*.

) In Abs. 2 Z 18 wird die Wortfolge ,einer sonstigen zollrechtlichen Bestimmung® durch die Wortfolge
»der Wiederausfuhr, der Vernichtung oder Zerstérung sowie der Aufgabe zugunsten der Staatskasse*
ersetzt.

g) In Abs. 2 7 14 bis Z 18 wird jeweils am Ende der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und es wird
folgende Z 19 angefiigt:
,»19. ,,Verbote und Beschrinkungen® je nach Zusammenhang auch handelspolitische MaBBnahmen.*

5. In §8 Abs. 2 wird der Verweis ,§ 84 der Strafprozessordnung® durch den Verweis ,,§ 78 der
Strafprozessordnung* ersetzt.

6. § 10 wird wie folgt gedndert:

a) In Abs. 1 entfdillt der letzte Satz.

b) Abs. 3 entfillt.

7. § 11 samt Uberschrift wird wie folgt gedindert:

a) Der Uberschrift wird der Wortlaut ,,und zugelassene Warenorte® hinzugefiigt.

b) In Abs. 7 wird nach der Wortfolge ,,Die Zollstellen bewilligen Wirtschaftsbeteiligten* die Wortfolge
,nach Mafigabe der zollrechtlichen Vorschriften dauerhaft® eingefiigt; die Wortfolge ,und der tiber die
Ortlichkeit Verfiigungsberechtigte Gewéhr fiir die Einhaltung der Zollvorschriften bietet entfdllt.

¢) In Abs. 8 wird der Begriff ,,Abfertigungen durch die Wortfolge ,die Gestellung und Abfertigung*
ersetzt.

d) In Abs. 9 wird der Begriff ,bewilligter Warenort™ durch den Begriff ,,zugelassener Warenort™ ersetzt.

8. In § 13 Abs. 1 wird die Bezeichnung ,,Bundesminister fiir 6ffentliche Wirtschaft und Verkehr durch
die Bezeichnung ,,Bundesminister fiir Verkehr, Innovation und Technologie* ersetzt.

9. § 20 wird wie folgt gecindert:

a) In Abs. 2 wird der Verweis ,,Artikel 38 Abs. 1 Buchstabe a ZK* durch den Verweis ,,Art. 135 Abs. 1
des Zollkodex* ersetzt.

b) In Abs. 5 wird vor der Wortfolge ,durch andere Formen der WillensduBlerung,” die Wortfolge
»aufgrund des Zollrechts* eingefiigt; der Verweis ,(Artikel 233 ZK-DVO)* entfillt.

10. § 21 Abs. 1 wird wie folgt gedndert:

a) In lit. a entfillt die Zitierung ,(Artikel 233 ZK-DVO)*, anstelle dessen wird vor der Wortfolge ,,durch
andere Formen der WillensduBerung® die Wortfolge ,aufgrund des Zollrechts* eingefiigt; vor der
Wortfolge ,,bestimmen Uberwachungsmafinahmen* wird die Wortfolge ,,mittels Verordnung® eingefiigt.
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b) In lit. d entfillt der Verweis ,(Artikel 233 ZK-DVO)*, anstelle dessen wird vor der Wortfolge ,,durch
andere Form der WillenséuBerung* die Wortfolge ,,aufgrund des Zollrechts* eingefiigt.

11. § 23 wird wie folgt gedindert:

a) In Abs. 1 wird vor dem Begriff ,,Personen” der Wortlaut ,,Unbeschadet Art. 51 des Zollkodex treffen*
eingefiigt; vor dem Wortlaut ,,besondere Aufzeichnungspflichten® entfdllt das Wort ,treffen”.

b) In Abs. 2 erster Satz wird die Wortfolge ,,durch drei Jahre®™ durch die Wortfolge ,.finf Jahre* ersetzt.
12.In § 24 Abs. 1 letzter Satz entfillt die Wortfolge ,,iiber die Beschau®.

13. Die Uberschrift zu § 26 lautet:
»Beschlagnahme von Waren und Geschéftsunterlagen®.

14. In § 27 Abs. 1 entfdllt der zweite Satz.

15. § 30 Abs. 2 lautet:

,»(2) Die der gewerbsméBigen Beforderung von Personen oder Waren iiber die Zollgrenze dienenden
Unternehmen sind verpflichtet, den Zollstellen und Zollorganen iiber Aufforderung fiir Zwecke der
Ausilibung der Zollaufsicht Auskiinfte iiber ihnen vorliegende Daten wie Name, Herkunft und
Bestimmung der beforderten Personen sowie iiber Herkunft, Bestimmung, Versender und Empfénger der
beforderten Waren, fiir die keine summarische Eingangsanmeldung gemill Art. 127 des Zollkodex
abgegeben wurde, zu geben. Werden die Daten automationsunterstiitzt verarbeitet haben diese
Unternehmen den Zollorganen auf automationsunterstiitztem Weg im Wege eines elektronischen Zugangs
Einsichtnahme in die diesbeziiglich automationsunterstiitzten Aufzeichnungen zu gestatten.*

16. In § 31 Abs. 3 wird die Wortfolge ,,der Sicherheitsbehdrden, der Bundespolizei* durch die Wortfolge
»der Sicherheitsbehdrden oder der Bundespolizei ersetzt.

17. § 32 wird wie folgt gedindert:

a) In Abs. 2 wird die Wortfolge ,,der Sicherheitsbehorde, der Bundespolizei durch die Wortfolge ,,der
Sicherheitsbehdrden oder der Bundespolizei® ersetzt.

b) In Abs. 5 wird der Begriff ,,Nichtgemeinschaftswaren* durch den Begriff ,,Nicht-Unionswaren* ersetzt.

18. In §33 Abs. 1 wird nach dem Begriff ,,Schmuggel” der Klammerausdruck ,,(§ 35 FinStrG)*
hinzugefiigt.

19. Die Uberschrift zu § 34 lautet:

»vorgehen bei Zuwiderhandlungen gegen die der Zollverwaltung zur Vollziehung iibertragenen
Rechtsvorschriften“

20. Der Abschnitt D lautet samt Uberschrift:

»Abschnitt D. Erginzende Regelungen zur Durchfithrung des Zollkodex der
Européischen Union

Zu Art. 6 des Zollkodex
Informatikverfahren

§ 36. Soweit der Inhalt der mit Mitteln der Datenverarbeitung oder schriftlich abgegebenen
Anmeldung nicht bereits durch die Durchfiihrungsbestimmungen zum Zollkodex festgelegt ist, hat der
Bundesminister fiir Finanzen diese Festlegung mit Verordnung zu treffen; dabei hat er auch die fiir eine
automationsunterstiitzte Bearbeitung notwendigen Codes zu bestimmen.

§ 37. (1) Der Bundesminister fiir Finanzen hat unter Beriicksichtigung des Standes der Datentechnik
zur Wahrung der Sicherheit und des Schutzes der Daten mit Verordnung zu bestimmen, welche schriftlich
zu erledigenden Formlichkeiten auf der Grundlage des Informatikverfahrens durchgefiihrt werden
konnen. In dieser Verordnung ist weiters zu bestimmen:

1. die Art des Informatikverfahrens (Dateniibertragung oder Ubergabe von Datentrigern) und
2. der Aufbau der ibermittelten Nachrichten, welche ausschlielich bei den Zollbehérden
abzugeben sind.
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(2) Die Teilnahme am Informatikverfahren im Sinn des Abs. 1 bedarf der Zuteilung einer
Zugangskennung. Fiir die Zuteilung ist das Zollamt zustdndig, in dessen Bereich der Wirtschaftsbeteiligte
seinen normalen Wohnsitz oder Sitz hat.

(3) Nachrichten im Informatikverfahren bediirfen nicht der eigenhidndigen Unterschrift, miissen aber
eine Angabe dariiber enthalten, wer sie abgefasst hat.

(4) Erledigungen von in einem Informatikverfahren iibermittelten Schriften erfolgen im selben
Verfahren. Sie gelten als zugestellt, sobald ihre Daten in den elektronischen Verfiigungsbereich des
Empféangers gelangt sind. Die Daten der so bekannt gegebenen Erledigungen diirfen nicht verdndert
werden. Durch die Teilnehmer am Verfahren hergestellte Ausdrucke solcher Erledigungen gelten als von
der Zollstelle ausgestellte schriftliche Ausfertigungen der Erledigung (6ffentliche Urkunde).

(5) Wenn iibermittelte Daten wiederholt zur automationsunterstiitzten Verarbeitung ungeeignet sind,
oder die ausgedruckten Daten mit den {ibermittelten Daten nicht {ibereinstimmen, ist dies dem Teilnehmer
am Verfahren unverziiglich mitzuteilen. Der Teilnehmer hat unverziiglich Maflnahmen zur Behebung des
Mangels zu setzen.

Zu Art. 18 bis 19 des Zollkodex
Vertretung

§ 38. (1) Im Sinn von Art. 19 Abs. 2 des Zollkodex hat der direkte Vertreter durch eine schriftliche
Vollmacht und der indirekte Vertreter durch einen schriftlichen Auftrag seine Vertretungsmacht
nachzuweisen, wenn sie nicht Amts bekannt ist oder fiir den betreffenden Vertreter eine abweichende
gesetzliche Regelung gilt. Fiir die indirekte Vertretung zur Abgabe einer Anmeldung geniigt die
Glaubhaftmachung der Vertretungsmacht durch Vorlage der auf den Vertretenen lautenden Frachtpapiere
und sonstigen die Waren betreffenden Papiere.

(2) Personen, die im Rahmen eines Unternehmens zur Besorgung von Geschiften eingesetzt sind,
mit denen gewohnlich auch Abfertigungen verbunden sind, gelten ohne Vorliegen einer schriftlichen
Vollmacht als zur Vertretung des Unternechmens bei der Abfertigung bevollméchtigt und befugt; das
Fehlen oder eine Beschrankung der Vollmacht braucht die Zollbehérde nur dann gegen sich gelten lassen,
wenn sie davon wusste oder verniinftigerweise wissen musste.

B Zu den Art. 22 bis 29 des Zollkodex
Ortliche Zustindigkeit fiir Bewilligungserteilungen

§ 39. (1) Fiir Bewilligungen und Zulassungen, sofern sie nicht durch Annahme der Anmeldung
erteilt werden oder als erteilt gelten, ist das Zollamt zusténdig, in dessen Bereich der Antragsteller seinen
normalen Wohnsitz oder seinen Sitz hat.

(2) Soweit sich die ortliche Zusténdigkeit nach dem Wohnsitz oder Sitz richtet, ist mangels eines
solchen Wohnsitzes oder Sitzes im Anwendungsgebiet das Zollamt Innsbruck zustindig. In den Fillen
des § 87 Abs. 3 ist jedoch das als erstes befasste Zollamt zusténdig.

(3) Wird der Antrag auf Erteilung eines Préferenznachweises erst nach Ausfuhr der Ware, auf die
sich dieser Nachweis bezieht, gestellt, so kann das mit der Sache befasste Zollamt den Antrag an ein
anderes dem Wohnsitz (Sitz) des Ausfiihrers oder der Betriebsstétte, aus der die ausgefiihrte Ware
stammt, ndhergelegenes sachlich zustdndiges Zollamt weiterleiten, sofern dies zur Vereinfachung oder
Beschleunigung des Verfahrens zweckdienlich ist und nicht iiberwiegende Interessen des Antragstellers
entgegenstehen. Der Antragsteller ist von der Weiterleitung zu verstandigen.

Zu Art. 33 des Zollkodex
Verbindliche Auskiinfte

§ 40. (1) Zusténdige Zollbehorde zur Erteilung verbindlicher Auskiinfte nach Art. 33 des Zollkodex
ist der Bundesminister fiir Finanzen.

(2) Der Bundesminister fiir Finanzen kann diese Zustindigkeit mit Verordnung ganz oder teilweise
einer in seinem Wirkungsbereich gelegenen Zollbehorde iibertragen.

Zu Art. 42 des Zollkodex
Behinderung von zollbehordlichen Aufsichts- und Erhebungsmafinahmen

§ 41. Wer zollrechtliche Aufsichts- oder ErhebungsmafBnahmen behindert oder eine sonstige
zollrechtliche Pflichtverletzung begeht, ohne dabei den Tatbestand eines Finanzvergehens zu erfiillen, hat
zur Abgeltung des dadurch entstehenden erhdhten Verwaltungsaufwandes eine pauschalierte
Verwaltungsabgabe zu leisten. Die Hohe dieser Verwaltungsabgabe sowie die hiervon betroffenen
Zollzuwiderhandlungen sind mit Verordnung des Bundesministers fiir Finanzen fest zu legen.
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Zu Art. 44 des Zollkodex

§42. Fir das Rechtsbehelfsverfahren im Sinn des Art. 44 des Zollkodex kommen im
Geltungsbereich des § 2 Abs. 1 nachfolgende besondere Regelungen zur Anwendung.

§ 43. (1) Gegen Entscheidungen von Zollbehdrden steht als Rechtsbehelf der ersten Stufe (Art. 44
Abs. 2 Buchstabe a des Zollkodex) die Beschwerde zu.

(2) Die §§ 284 bis 286 BAO gelten mit der Maligabe, dass an die Stelle der in § 284 Abs. 1 BAO
genannten Frist von sechs Monaten die in Art. 22 Abs. 2 des Zollkodex oder in einer sonstigen Regelung
des Zollrechts festgelegte Frist fiir die Entscheidung iiber einen Antrag tritt.

(3) Bei einer Entscheidung im Zusammenhang mit der Feststellung der Einfuhrabgabenfreiheit
gemill § 87 Abs.1 Z1 lit. b ist die Regelung des § 249 Abs. 1 BAO nicht anzuwenden und die
Beschwerde bei dem fiir die Feststellung der Einfuhrabgabenfreiheit zustindigen Zollamt einzubringen,
das auch iiber die Beschwerde zu entscheiden hat. Wird die Beschwerde innerhalb der Frist des § 245
BAO bei dem Zollamt, das die Entscheidung erlassen hat, eingebracht, gilt dies als rechtzeitige
Einbringung; das Zollamt hat die bei ihr eingebrachte Beschwerde unverziiglich an das fiir die
Feststellung der Einfuhrabgabenfreiheit zustandige Zollamt weiterzuleiten.

§ 44. Das Recht zur Einbringung einer Beschwerde gegen einen Eingangsabgabenbescheid steht
innerhalb der dem Anmelder offenstehenden Beschwerdefrist auch dem gesamtschuldnerischen
Warenempféanger, der die Waren vom Anmelder iibernommen hat, zu.

§ 45. Die Regelungen des § 262 Abs. 2 bis 4 BAO sind nicht anzuwenden.
§ 46. Das Verfahren vor dem Bundesfinanzgericht bildet das Rechtsbehelfsverfahren der zweiten
Stufe (Art. 44 Abs. 2 Buchstabe b des Zollkodex).

Entscheidungen im Sinn der zollrechtlichen Vorschriften, die keine Bescheide im Sinn der BAO sind,
unterliegen ebenfalls der Zustdndigkeit des Bundesfinanzgerichtes im Sinn des Art. 130 Abs.2 Z 1 B-
VG.

§ 47. Die Zollbehorden und das Bundesfinanzgericht wenden den § 2 Abs. 3 und die §§ 42 bis 47
auch dann an, wenn sie nicht im Rahmen des Geltungsbereichs des § 2 Abs. 1 titig werden.

Zu Art. 46 des Zollkodex

§ 48. Die Befugnis zur Vornahme von Zollkontrollen im Sinn des Art. 46 des Zollkodex sowie der
Umfang dieser Priifungen richtet sich nach Abschnitt C dieses Gesetzes.

Zu Art. 51 des Zollkodex

§ 49. Durch die Regelung des Art. 51 des Zollkodex und des § 23 bleiben die sich aus anderen
Rechtsvorschriften ergebenden Aufbewahrungspflichten unberiihrt.

Zu Art. 53 des Zollkodex

§ 50. Umrechnungskurse im Sinn des Art. 53 des Zollkodex sind die im ,,Amtsblatt zur Wiener
Zeitung® kundgemachten Zollwertkurse.

Zu Art. 56 des Zollkodex

§ 51. (1) Der Bundesminister fiir Finanzen hat auf der Grundlage des Zolltarifs der Europdischen
Union im Sinn des Art. 56 Abs. 2 des Zollkodex einen Osterreichischen Gebrauchszolltarif (OGebr-ZT)
herauszugeben, der auch die Sétze sonstiger Eingangs- und Ausgangsabgaben (§ 2) zu enthalten hat.
Nach ZweckméBigkeit hat dieser Gebrauchszolltarif auch andere Regelungen der Union geméaB Art. 2 der
KN-VO sowie sonstige Rechtsvorschriften, die sich auf die Verbringung von Waren iiber die Zollgrenze
oder iiber die Grenze des Anwendungsgebietes beziehen, zu enthalten. Dieser Gebrauchszolltarif stellt
eine unverbindliche Zusammenstellung dieser Rechtsvorschriften dar.

(2) Zollsitze, die
1. in Erfillung von vdlkerrechtlichen Verpflichtungen oder von Rechtsakten der Europiischen
Union vor ihrer entsprechenden Kundmachung angewendet werden sollen oder
2. nicht durch Unionsrecht, sondern durch die Mitgliedstaaten im gegenseitigen Zusammenwirken
zu bestimmen sind,
hat der Bundesminister fiir Finanzen durch Aufnahme in den Gebrauchszolltarif in Wirksamkeit zu
setzen. Der Gebrauchszolltarif ist insoweit verbindlich.

(3) Der Gebrauchszolltarif kann in Form einer automatisierten Datenbank erstellt werden. Der
diesbeziigliche Datenverkehr ist durch eine Verordnung des Bundesministers fiir Finanzen zu regeln.
Dabei ist, insbesondere hinsichtlich des Umfanges der Zugriffsberechtigung auf Daten und des
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Kostenersatzes, von den Gesichtspunkten der Wirtschaftlichkeit und der ZweckmaBigkeit auszugehen.
Zollsétze im Sinn des Abs. 2 sind in diesem Fall jedenfalls auch in Schriftform kundzumachen; diese
Kundmachungen sind bei allen Zollstellen wihrend der Offnungszeiten zur unentgeltlichen 6ffentlichen
Einsicht aufzulegen.

(4) Jedermann hat das Recht, gegen Ersatz der Gestehungskosten Ablichtungen des
Gebrauchszolltarifs oder der Kundmachung von Zollsétzen im Sinn des Abs. 2 zu erhalten.

§ 52. Der Bundesminister fiir Finanzen hat mit Verordnung die Vorschriften fiir die Verwaltung von
Zollkontingenten und Zollplafonds im Sinn des Art. 56 Abs. 4 des Zollkodex sowie fiir die Verwaltung
der Uberwachung bestimmter Waren, die einer zolltariflichen UberwachungsmaBnahme unterliegen,
festzulegen. Dabei sind die Vorgangsweise in anderen Mitgliedstaaten und die Grundsdtze der
ZweckmaBigkeit und Sparsamkeit sowie die Erfordernisse der Datenverarbeitung zu beachten. In der
Verordnung konnen besondere Anzeigepflichten, die vor der Anmeldung zu erfiillen sind, festgelegt
werden.

Zu Art. 64 des Zollkodex

§ 53. (1) Wer Papiere im Sinn des Art. 78 des Zollkodex ausfertigt und dadurch bewirkt, dass eine
Zollschuld entsteht, hat dies der Zollstelle mit der Wiederausfuhranmeldung der betreffenden Waren, bei
spéterer Ausfertigung unverziiglich anzuzeigen.

(2) Priaferenznachweise und Antrige auf deren Erteilung sind von den Stempelgebiihren befreit.

(3) Osterreichische Priferenznachweise, fiir die bestimmte Vordrucke erforderlich sind, sind nur auf
Vordrucken giiltig, welche von Druckereien auf Grund einer Bewilligung des Bundesministers fiir
Finanzen hergestellt werden.

Zu Art. 79 des Zollkodex

§54. In den Fillen einer Befreiung von der Einfuhrumsatzsteuer nach Art.6 Abs.3 des
Umsatzsteuergesetzes 1994  schuldet eine nach Art. 79 Abs.1 des Zollkodex entstehende
Einfuhrumsatzsteuerschuld auch der Anmelder, wenn er nicht bereits nach Art. 79 Abs. 3 und Abs. 4 des
Zollkodex als Schuldner in Betracht kommt.

Zu Art. 89 des Zollkodex

§ 55. (1) Eine in einem anderen Mitgliedstaat geleistete Sicherheit, die im Sinn des Art. 89 Abs. 2
Buchstabe b des Zollkodex fiir die Zwecke, fiir die sie geleistet worden ist, auch gegeniiber der Republik
Osterreich gelten soll, wird fiir im Anwendungsgebiet entstehende Forderungen im Zeitpunkt der
Annahme durch die zustindige Behdrde des anderen Mitgliedstaates wirksam; eine im
Anwendungsgebiet fiir ein Zollverfahren, das auch in anderen Mitgliedstaaten ausgeiibt werden soll,
geleistete Sicherheit ist mit der Annahme durch die Osterreichische Zollstelle auch fiir Forderungen
anderer Mitgliedstaaten aus diesem Verfahren wirksam.

(2) Dienststellen internationaler Organisationen, denen mindestens ein Mitgliedstaat angehort, sind
als ,,andere offentlich-rechtliche Einrichtungen® im Sinn des Art. 89 Abs. 7 des Zollkodex zu verstehen.

Zu Art. 90 bis 91 des Zollkodex
§ 56. Die Einfuhrumsatzsteuer ist auf Antrag bei der Bemessung der Sicherheit auBler Ansatz zu
lassen, wenn

1. der zur Sicherheitsleistung Verpflichtete ein im Anwendungsgebiet zur Umsatzsteuer veranlagter
Unternehmer im Sinn des Umsatzsteuergesetzes 1994 ist, der seinen abgabenrechtlichen
Verpflichtungen ordnungsgeméfl nachkommt und bei dem auch sonst keine Umstdnde bekannt
sind, die auf Zahlungsschwierigkeiten oder sonstige Gefdhrdungen der Einbringlichkeit
hinweisen, sowie

2. die Sicherheit nicht aufgrund unionsrechtlicher Vorschriften auch die Einfuhrumsatzsteuer
abzudecken hat.

Zu Art. 92 des Zollkodex

§ 57. Einer Barsicherheit gleichgestellte Zahlungsmittel im Sinn des Art. 92 Abs. 1 Buchstabe a des
Zollkodex sind solche Zahlungsmittel, die auch zur Entrichtung von Abgaben nach Art. 109 Abs. 1 des
Zollkodex verwendet werden kdnnen.

Zu Art. 94 des Zollkodex

§ 58. Ein im Zollgebiet der Union anséssiger Dritter, der nicht ein in der Union nach den geltenden
Unionsvorschriften akkreditiertes Kreditinstitut oder Finanzinstitut oder Versicherungsunternehmen ist,
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ist von den Zollbehdrden als Biirge zuzulassen, wenn die jederzeitige Einbringung der verbiirgten Betréige
gewihrleistet ist.

Zu Art. 102 des Zollkodex
§ 59. Die Mitteilung nach Art. 102 Abs. 1 des Zollkodex gilt als Abgabenbescheid.
Zu Art. 103 des Zollkodex

§ 60. Ist die Zollschuld aufgrund einer zum Zeitpunkt ihrer Begehung strafbaren Handlung
entstanden, so betrdgt die Verjdhrungsfrist im Sinn des Art. 103 Abs. 2 des Zollkodex zehn Jahre.

Zu Art. 104 bis 105 des Zollkodex

§ 61. (1) Die buchmiBige Erfassung von Abgabenbetrdgen, die nach Art. 104 Abs. 2 des Zollkodex
nicht buchméBig erfasst zu werden brauchen, hat zu unterbleiben.

(2) Fiir die buchméBige Erfassung der Abgabenbetrége sind § 213 Abs. 2 und 4 sowie § 214 Abs. 1
letzter Satz BAO maligebend.

(3) Sind fiir die Einhebung mehrerer Zollschuldigkeiten eines Zollschuldners verschiedene
Zollstellen zustidndig, so kann die buchmiBige Erfassung und Einhebung von Abgabenbetrigen auf
Antrag des Zollschuldners gesamthaft und gegebenenfalls unter Zugrundelegung des hochsten in Betracht
kommenden Zollsatzes durch eine Zollstelle erfolgen.

§ 62. Die nachtrigliche buchméBige Erfassung von Einfuhrumsatzsteuer geméf Art. 105 Abs. 4 des
Zollkodex in Verbindung mit Art. 77 des Zollkodex, die Festsetzung von Einfuhrumsatzsteuer in
Bescheiden gemdll § 201 BAO sowie die Abédnderung der Festsetzung von Einfuhrumsatzsteuer im
Rechtsbehelfsverfahren hat zu unterbleiben, soweit der Empfinger fiir diese Abgabe nach den
umsatzsteuerrechtlichen Vorschriften zum vollen Vorsteuerabzug berechtigt ist, es sei denn, dass der
Steuerschuldner ausdriicklich anderes verlangt. Die Einfuhrumsatzsteuer ist aber jedenfalls zu erheben,
wenn ein unrichtiger Steuersatz zur Anwendung gelangt ist oder eine Ware, die nicht von der
Einfuhrumsatzsteuer befreit ist, unversteuert in den freien Verkehr tibergefiihrt worden ist.

Zu Art. 108 des Zollkodex

§ 63. Einfuhr- und Ausfuhrabgaben werden mit Beginn des Tages, an dem sie nach dem Zollrecht
spétestens zu entrichten sind, im Sinn der abgabenrechtlichen Vorschriften fallig.

§ 64. Die Fristverldngerung nach Art. 108 Abs. 1 dritter Unterabsatz des Zollkodex darf zehn Tage
nicht iiberschreiten.

Zu Art. 109 des Zollkodex

§ 65. (1) Schuldbefreiende Wirkung im Sinn des Art. 109 Abs. 1 des Zollkodex kommt auch zu
1. der Einzahlung mit Erlagschein,

2. der Gutschrift am Postscheckkonto oder sonstigen Konto der empfangsberechtigten Kasse auf
Grund einer Uberweisung dorthin,

3. der Zahlung mit Scheck oder anderen unbaren Zahlungsmitteln oder fremden Wahrungen, soweit
ihre Einldsung oder Umwechslung sichergestellt ist; inwieweit dies zutrifft, ist durch Anschlag
bei den Zollstellen kundzumachen,

4.der Umbuchung oder Uberrechnung von Guthaben eines Abgabepflichtigen auf
Abgabenschuldigkeiten desselben Abgabepflichtigen am Tag der Entstehung der Guthaben, auf
Abgabenschuldigkeiten eines anderen Abgabepflichtigen am Tag der nachweislichen
Antragstellung, frithestens jedoch am Tag der Entstehung der Guthaben.

§ 211 Abs. 2 und 3 BAO sind nicht anzuwenden.

(2) Die Aufrechnung nach Art. 109 Abs. 1 des Zollkodex hat nach § 215 Abs. 1 und 2 BAO zu
erfolgen.

§ 66. Unbeschadet des Art. 109 Abs. 2 des Zollkodex kann eine Zollschuld von einer dritten Person
mit Bewilligung des Zollamtes iibernommen werden. Die Bewilligung ist zu erteilen, wenn dadurch die
Einbringlichkeit der Abgaben nicht geféhrdet ist. Fiir das Wirksamwerden der Ubernahme geniigt es, dass
die Entscheidung dem Ubernehmer bekannt gegeben wird; der Ubernehmer tritt an Stelle des bisherigen
Zollschuldners in das bestehende Zollschuldverhiltnis ein (Schuldnerwechsel). Weiters kann bewilligt
werden, dass eine dritte Person neben dem Zollschuldner ganz oder teilweise der Zollschuld beitritt und
dadurch im entsprechenden Ausmall Gesamtschuldner wird (Schuldbeitritt).

Zu Art. 110 bis 111 des Zollkodex
§ 67. (1) Der Zahlungsaufschub ist nach den Modalitéten des Art. 110 des Zollkodex zu gewihren.
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(2) Der Zahlungsaufschub endet im Sinn des Art. 111 Abs. 6 zweiter Unterabsatz des Zollkodex am
15. Tag.

(3) Dem Zollschuldner ist der Gesamtriickstand an FEinfuhr- und Ausfuhrabgaben, an
Nebenanspriichen sowie an sonstigen Abgaben und dessen Zusammensetzung vom Zollamt, das fiir die
Einhebung zustdndig ist, zum 1. Oktober eines jeden Jahres mitzuteilen (Riickstandsaufgliederung).

(4) Besteht zwischen dem Zollschuldner und der Zollstelle eine Meinungsverschiedenheit in Bezug
auf die Hohe des Riickstandes oder in Bezug auf dessen Zusammensetzung, so kann der Zollschuldner
innerhalb von zwei Monaten nach Erhalt der Riickstandsaufgliederung einen Abrechnungsbescheid
gemdlB § 216 BAO beantragen.

(5) Wird ein Antrag auf Abrechnungsbescheid gemill Abs. 4 nicht gestellt, so gilt die
Riickstandsaufgliederung sowohl der Hohe als auch der Zusammensetzung nach als unbestritten
(Riickstands-Saldoanerkenntnis).

Zu Art. 112 des Zollkodex

§ 68. Sonstige Zahlungserleichterungen (Art. 112 des Zollkodex) konnen auch lediglich einem
Gesamtschuldner bewilligt werden und sind den anderen Gesamtschuldnern gegeniiber dann ohne
Wirkung.

Zu Art. 113 des Zollkodex

§ 69. Zur Sicherstellung der Entrichtung von Abgabenbetragen haften Waren, fiir die eine Zollschuld
entstanden ist und die sich im Besitz eines Zollschuldners oder eines nach den Abgabenvorschriften
personlich Haftenden befinden, ohne Riicksicht auf die Rechte anderer Personen fiir die auf sie
entfallenden Einfuhr- oder Ausfuhrabgaben und konnen aus diesem Grund von der Zollstelle
beschlagnahmt werden (Sachhaftung). Die Haftung beginnt mit dem Entstehen und endet mit dem
Erloschen der Zollschuld. In gleicher Weise haften Waren, die sich im Besitz einer anderen Person
befinden, sofern diese wusste oder verniinftigerweise hétte wissen miissen, dass der Zollanmeldung
unrichtige oder unvollstdndige Angaben zugrunde gelegt worden waren, dass die Waren vorschriftswidrig
in das Zollgebiet oder aus einer Freizone in einen anderen Teil des Zollgebiets verbracht worden waren,
dass die Waren der zollamtlichen Uberwachung entzogen worden waren oder dass andere Umstinde
vorgelegen hatten, die zu einer Entstehung der Zollschuld nach Art. 79 des Zollkodex gefiihrt haben.

Zu Art. 114 des Zollkodex

§ 70. Sdumniszuschldge nach § 217 BAO sind im Anwendungsbereich des Art. 114 des Zollkodex
nicht zu erheben.

Zu Art. 116 bis 123 des Zollkodex

§ 71. Der Riickzahlung im Sinne von Art. 5 Nr. 28 des Zollkodex steht die Gutschrift, Umbuchung
oder Uberrechnung des Betrages gleich.

§ 72. (1) Zustdndig fiir die Erstattung oder den Erlass ist die Zollbehdrde, in deren Bereich die
buchmaiBige Erfassung des zu erstattenden oder zu erlassenden Betrages erfolgt ist. Sollen die Erstattung
oder der Erlass im Zusammenhang mit nachtriglichen buchméBigen Erfassungen erfolgen, ist hiefiir auch
die Zollbehorde zustindig, die die nachtraglichen buchmiBigen Erfassungen durchfiihrt.

(2) Sollen die Erstattung oder der Erlass gemd3 Art. 116 Abs. 1 Buchstabe a des Zollkodex im
Zusammenhang mit der Feststellung der Einfuhrabgabenfreiheit gemifl § 87 Abs. 1 Z 1 lit. b erfolgen, ist
abweichend von Abs. 1 das fiir die Feststellung der Einfuhrabgabenfreiheit zustindige Zollamt auch
zusténdig fiir die Erstattung oder den Erlass.

§ 73. Im Falle einer Erstattung oder eines Erlasses der sonstigen Eingangs- und Ausgangsabgaben in
sinngemdfer Anwendung des Art. 120 des Zollkodex und der dazu ergangenen
Durchfithrungsvorschriften liegt ein besonderer Fall dann vor, wenn sich die Abgabenbelastung als
unbillig nach Lage der Sache erweist oder wenn die Existenz des Abgabenschuldners durch die
Abgabenbelastung ernsthaft gefdhrdet ist. Letzteren Falls stellt die betriigerische Absicht oder
offensichtliche Fahrldssigkeit des Beteiligten keinen AusschlieBungsgrund fiir die Gewidhrung einer
Erstattung oder eines Erlasses dar, sofern alle sonstigen Voraussetzungen vorliegen und eine
Gesamtbetrachtung fiir eine Entscheidung zugunsten des Antragstellers spricht.

Zu Art. 135 des Zollkodex

§ 74. (1) Die Beforderung im Sinn des Art. 135 Abs. 1 des Zollkodex hat zu jener Zollstelle zu
erfolgen, die an der benutzten Zollstra3e gelegen ist.
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(2) Im Eisenbahnverkehr gelten abweichend von Abs.1 die Bestimmungen iiber das
Unionsversandverfahren, im Luftverkehr die des § 31 Abs. 1.

(3) Der Bundesminister fiir Finanzen kann mit Verordnung fiir bestimmte Waren eine von Abs. 1
abweichende Regelung festlegen.

(4) Die Zollamter kdnnen mit von ihnen nach § 21 erlassenen Verordnungen oder Bescheiden eine
von Abs. 1 abweichende Regelung festlegen.

Zu Art. 174 des Zollkodex

§ 75. Die Ungiiltigerkldrung der Zollanmeldung erfolgt in der Form, in der die Zollanmeldung
abgegeben worden ist.

Zu Art. 197 des Zollkodex

§ 76. Eine Vernichtung oder Zerstérung im Sinn des Art. 197 des Zollkodex ist unbeschadet der
Bestimmungen iiber die aktive Veredelung nur nach MaB3gabe des § 77 Abs. 1 und 2 zuldssig.

Zu Art. 198 des Zollkodex

§ 77. (1) Die Verwertung der Waren hat gemif3 den diesbeziiglichen Unionsvorschriften und unter
sinngeméfler Anwendung der §§ 37 bis 52 der Abgabenexekutionsordnung iiber die Verwertung
beweglicher korperlicher Sachen zu erfolgen. Ist auf Grund der im Einzelfall gegebenen besonderen
Umstinde eine solche Verwertung nicht moglich, insbesondere weil sich kein Kéufer findet, oder wiirde
durch die Verwertung nachteilig in die Wettbewerbsverhéltnisse eingegriffen werden, so konnen
voriibergehend verwahrte Waren im Rahmen der Zollbefreiungsverordnung karitativen Zwecken
zugefiihrt werden; der Empfanger steht unter Zollaufsicht. Eine Verwertung ist unzuldssig, wenn dadurch
das Leben oder die Gesundheit von Menschen, Tieren oder Pflanzen nachteilig beeinflusst wiirde. Waren,
die nicht verwertet werden kdnnen, sind zu vernichten oder zu zerstoren.

(2) Sofern im Einzelfall lediglich sonstige Eingangs- oder Ausgangsabgaben sowie andere
Geldleistungen zu erheben sind, kdnnen voriibergehend verwahrte Waren, fiir die sich kein Kéufer findet,
dritten Personen unentgeltlich iiberlassen werden, falls es dadurch zu keinen nachteiligen Auswirkungen
auf Wettbewerbsverhiltnisse kommt.

(3) Handelt es sich bei den Waren im Sinn des Art. 198 Abs. 1 Buchstabe a des Zollkodex um
herrenloses Gut, so sind die Waren nach den Vorschriften des Abs. 1 und 2 zu verwerten. § 18 des
Finanzstrafgesetzes ist in diesen Fillen nicht anzuwenden. Die VerduBerung anderer Waren im Sinn des
Art. 198 Abs. 1 Buchstabe a des Zollkodex ist nur zuldssig, wenn dies in anderen bundesgesetzlichen
Vorschriften eingerdumt ist.

(4) Wenn Waren dem Anmelder aus den in Art. 198 Abs. 1 Buchstabe b des Zollkodex angefiihrten
Griinden nicht iiberlassen werden kdnnen, so gilt Abs. 1 sinngemil, sofern keine andere zollrechtliche
Verfligung tiber die Waren zuldssig ist.

Zu Art. 199 des Zollkodex

§ 78. Die Aufgabe von Nicht-Unionswaren zugunsten der Staatskasse, das ist im Anwendungsgebiet
die Republik Osterreich, im Sinn des Art. 199 des Zollkodex bedarf der Annahme durch die Zollstelle;
dadurch erwirbt der Bund origindr Eigentum an den Waren. Die Annahme ist nur zuldssig, wenn die
Verwertung der Waren oder die Zuflihrung zu karitativen Zwecken nach § 77 Abs. 1 und 2 moglich
erscheint.

Zu Art. 215 des Zollkodex

~§79. In den Fillen des Art.215 Abs.3 des Zollkodex ist unbeschadet der zollamtlichen
Uberwachung von Nicht-Unionswaren erforderlichenfalls nach § 77 vorzugehen.

Zu Art. 243 bis 249 des Zollkodex

§ 80. (1) Der Bundesminister fiir Finanzen kann mit Verordnung Teile des Anwendungsgebiets zu
Freizonen erkléren.

(2) Zustindig fiir alle Vorgidnge im Zusammenhang mit der Freizone ist das Zollamt, in dessen
Bereich die Freizone gelegen ist. Sofern die Bereiche mehrerer Zolldmter betroffen sind, ist das Zollamt
zustdndig, in dessen Bereich sich der flichenmifig groBte Teil der Freizone befindet.*

21. § 86 wird wie folgt gedndert:

a) In Abs. 1 wird die Wortfolge ,nach dem in § 1 genannten Zollrecht der Union* durch die Wortfolge
»hach den in § 1 genannten zollrechtlichen Vorschriften der Européischen Union* ersetzt.
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b) Abs. 3 lautet:
,»(3) Die Art. 85, 114 und 254 Abs. 4 des Zollkodex sind sinngeméal} anzuwenden.*

22. In § 87 entfillt Abs. 4.

23. In § 96 wird der Verweis ,,§ 67 Abs. 2° durch den Verweis ,,§ 78 ersetzt.

24. § 98 wird wie folgt gedndert:

a) In Abs. 1 Z 1 lit. ¢ wird der Begriff ,,Barauslagenersétze* durch den Begriff ,,Kostenersitze* ersetzt.

b) In Abs. 1 Z 1 lit. d wird die Wortfolge ,,in einem Zolllager des Typs F* durch die Wortfolge samt
Satzzeichen ,,in einem 6ffentlichen Zolllager, das von der Zollbehorde betrieben wird,” ersetzt.

c) Abs. 1 Z 2 lautet:
,,2. Kreditzinsen und Verzugszinsen nach Maf3gabe der zollrechtlichen Vorschriften;*.

d) In Abs. 1 Z 5 wird der Verweis ,,§ 105 durch den Verweis ,,§ 41 ersetzt.

e) In Abs. 2 wird der Verweis ,,Artikel 241 ZK* durch den Verweis ,,Art. 116 Abs. 6 des Zollkodex*
ersetzt und es entfillt die Wortfolge ,und § 85°.

1) In Abs. 4 entfdillt der erste Satz.
g) Abs. 5 lautet:

»(5) Zinsen auf Aussetzungszinsen, Kreditzinsen oder Verzugszinsen sind nicht zu erheben.*
25. In § 99 Abs. 1 Z 3 wird der Wortfolge ,die Abfertigung von Waren® die Wortfolge ,,die Gestellung
und‘ vorangestellt.
26. In § 104 Abs. 1 lautet der erste Halbsatz:
,Fur die Lagerung von Waren in einem oOffentlichen Zolllager oder Verwahrungslager, das von der
Zollbehorde betrieben wird, sind Verwaltungsabgaben (Lagergeld) zu entrichten,
27. § 105 entfdllt.
28. § 106 samt Uberschrift wird wie folgt gedindert:

a) Die Uberschrift lautet , Kostenersitze®.

b) In Abs. 1 wird der Begriff ,,Barauslagen* durch die Wortfolge ,,Kosten nach Art. 52 Abs. 2 Buchstabe b
des Zollkodex‘ ersetzt; der Verweis ,,nach Artikel 11 oder 12 ZK* wird durch den Verweis ,nach Art. 14
oder 33 des Zollkodex* ersetzt.

¢) In Abs. 2 wird der Verweis ,,Artikel 12 ZK* durch den Verweis ,,Art. 33 des Zollkodex* ersetzt.

d) Abs. 3 lautet:

,»(3) Kosten sind zu ersetzen, welche fiir in den Art. 52 Abs. 2 Buchstabe ¢ und d des Zollkodex oder
in Art. 198 Abs. 3 des Zollkodex angefiihrten Dienstleistungen entstehen. Die Kosten sind mit der
Mitteilung nach Art. 102 des Zollkodex der fiir die betreffenden Waren entstandenen Zollschuld, sonst
mit gesondertem Bescheid festzusetzen.*

29. § 108 wird wie folgt gedndert:
a) Abs. 1 entfdllt.
b) Abs. 2 lautet:

»(2) Durch Entrichtung einer Abgabenerhéhung in Hohe des verkiirzten Eingangs- oder
Ausgangsabgabenbetrages kann sich eine Person, die hinsichtlich von in das Zollgebiet der Union
verbrachten oder aus dem Zollgebiet der Union verbrachten Waren eine Zollzuwiderhandlung begeht, von
der Verfolgung eines dadurch begangenen Finanzvergehens befreien, wenn der auf die Waren entfallende
Eingangs- oder Ausgangsabgabenbetrag nicht mehr als 1 000 Euro betrdgt und diese Person schriftlich
auf die Einbringung eines Rechtsbehelfs (§§ 42 ff) und auf einen Antrag auf Erstattung oder Erlass nach
Art. 116 des Zollkodex verzichtet. Dies gilt nicht, wenn die Uberlassung der Waren wegen Fehlens der
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gesetzlichen Voraussetzungen nicht zuldssig ist. Die Regelung ist auch anwendbar, wenn keine Eingangs-
oder Ausgangsabgaben zu erheben sind.*

30. In § 119 wird der Verweis ,des Artikels 229 ZK* durch den Verweis ,des Art. 112 des Zollkodex“
ersetzt und es entfillt die Wortfolge ,,und des § 78*.

31. Im § 120 wird nach Abs. 1u folgender Abs. 1v angefiigt:

»(1v) § 1 Abs. 1,2 und 4, § 2 Abs. 1 und 2, § 2a Abs. 1 und 4, § 4 Abs. 1 und 2, § 8 Abs. 2, § 10
Abs. 1 und 3, § 11 Abs. 7, 8, 9 sowie die Uberschrift, § 13 Abs. 1, § 20 Abs. 2 und Abs. 5, § 21 Abs. 1,
§ 23 Abs. 1 und 2, § 24 Abs. 1, die Uberschrift zu § 26, § 27 Abs. 1, § 30 Abs. 2, § 31 Abs. 3, § 32 Abs. 2
und 5, § 33 Abs. 1, die Uberschrift zu § 34, der Abschnitt D, § 86 Abs. 1 und 3, § 87 Abs. 4, § 96, § 98
Abs. 1,2, 4 und 5, § 99 Abs. 1, § 104 Abs. 1, § 105, § 106 Abs. 1, 2, 3 sowie die Uberschrift, § 108
Abs. 1 und 2, sowie § 119, jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 163/2015, treten mit
1. Mai 2016 in Kraft. Die §§ 121 bis 133 treten mit 1. Mai 2016 au3er Kraft.*

32. Die §§ 121 bis 133 entfallen.

. Artikel 11
Anderung des Abfallwirtschaftsgesetzes 2002

Das Abfallwirtschaftsgesetz 2002, BGBI. I Nr. 102/2002, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 193/2013, wird wie folgt gedndert:

1. In § 70 Abs. 3 wird die Wortfolge ,,Art. 62 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 zur Festlegung des
Zollkodex der Gemeinschaften (Zollkodex), ABI. Nr. L 302 vom 19. 10. 1992, S 1, zuletzt gedndert durch
die Verordnung (EG) Nr. 2700/2000, ABl. Nr. L 311 vom 12. 12. 2000, S 17 durch die Wortfolge
,»Art. 163 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 zur Festlegung des Zollkodex der Union, ABIL. Nr. L 269
vom 10.10.2013 S. 1, in der Fassung der Berichtigung ABI. Nr. L 287 vom 29.10.2013 S. 90 ersetzt.

2. Im § 91 wird folgender Abs. 33 angefiigt:

»(33) § 70 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 163/2015 tritt mit 1. Mai 2016 in
Kraft.”

. Artikel 12
Anderung des Alkoholsteuergesetzes

Das Alkoholsteuergesetz, BGBI. Nr. 703/1994, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. I
Nr. 13/2014, wird wie folgt gedndert:

1. § 1 wird wie folgt gedndert:

a) Abs. 3 Z 2 lautet:

,,2. Zollkodex: die Verordnung (EU) Nr. 952/2013 zur Festlegung des Zollkodex der Union (ABI.
Nr. L 269 vom 10.10.2013 S. 1, in der Fassung der Berichtigung ABI. Nr. L 287 vom 29.10.2013
S. 90);*

b) Abs. 3 Z 3 lautet:

,.3. Gebiet der Europédischen Union: das Gebiet, auf das die Systemrichtlinie Anwendung findet (EU-
Verbrauchsteuergebiet);*

¢) In Abs.3 Z4 wird die Wortfolge ,EG-Verbrauchsteuergebiet durch die Wortfolge ,EU-
Verbrauchsteuergebiet ersetzt.

d) Abs. 3 Z 5 lautet:

,,J. Drittgebiete: die in Art. 5 Abs. 2 der Systemrichtlinie genannten Gebiete, die auerhalb des EU-
Verbrauchsteuergebiets liegen, aber zum Zollgebiet der Europdischen Union gehoren, und die in
Art. 5 Abs. 3 der Systemrichtlinie genannten Gebiete;"

e) Abs. 3 Z 6 lautet:

,,0. Drittldnder: Staaten oder Gebiete, auf die der Vertrag liber die Arbeitsweise der Européischen
Union keine Anwendung findet;"
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f) Abs. 3 Z 7 lautet:
,.71. Zollgebiet der Européischen Union: das Gebiet nach Art. 4 des Zollkodex;*

g) In Abs. 3 Z 8 lit. a tritt an die Stelle der Wortfolge ,.Uberfiihrung in den zollrechtlich freien Verkehr
nach Art. 79 des Zollkodex* die Wortfolge ,,Uberlassung zum zollrechtlich freien Verkehr nach Art. 201
des Zollkodex“.

h) In Abs. 3 Z 8 lit. b wird der Verweis ,,Art. 40 des Zollkodex* durch den Verweis ,,Art. 139 des
Zollkodex“ ersetzt.

i) In Abs. 9 wird der Verweis ,,§ 45 Abs. 1 Zollrechts-Durchfiihrungsgesetz® durch den Verweis ,,§ 51
Abs. 1 des Zollrechts-Durchfiihrungsgesetzes, BGBI. Nr. 659/1994* ersetzt.

2. § 4 wird wie folgt gedndert:

a) Abs. 4 Z 4 lautet:

,A4.im Falle der Einfuhr von Erzeugnissen deren Steuerfreiheit unter den Voraussetzungen
anzuordnen, unter denen sie nach der Verordnung (EG) Nr. 1186/2009 iiber das
gemeinschaftliche System der Zollbefreiungen, ABL. Nr.L 324 vom 10.12.2009 S. 23, und
anderen von der Europdischen Union erlassenen Rechtsvorschriften vom Zoll oder den
Verbrauchsteuern befreit werden kénnen,

b) In Abs. 4 Z 8 wird das Wort ,,Gemeinschaft” durch das Wort ,,Union* ersetzt.

3. In § 38 Abs. 3 wird die Wortfolge ,jin den zollrechtlich freien Verkehr nach Art. 79 des Zollkodex
tberfihrt durch die Wortfolge ,zum zollrechtlich freien Verkehr nach Art. 201 des Zollkodex
iiberlassen® ersetzt.

4. In § 39 Abs. 3 wird die Wortfolge ,,in den zollrechtlich freien Verkehr liberfithrt™ durch die Wortfolge
,,zum zollrechtlich freien Verkehr iiberlassen® ersetzt.

5. § 45 wird wie folgt gedindert:

a) In Abs.1 wird die Wortfolge ,EG-Verbrauchsteuergebiet“ durch die Wortfolge ,EU-
Verbrauchsteuergebiet™ ersetzt.

b) In Abs. 3 wird die Wortfolge ,,in den zollrechtlich freien Verkehr tiberfiihrt™ durch die Wortfolge ,,zum
zollrechtlich  freien = Verkehr iberlassen wund ,EG-Verbrauchsteuergebiet® durch ,EU-
Verbrauchsteuergebiet* ersetzt.

6. In § 46 Abs. 6 wird ,,EG-Verbrauchsteuergebiet® durch ,,EU-Verbrauchsteuergebiet® ersetzt.

7. Der § 47 Abs. 1 lautet:

,»(1) Einfuhr ist

1. der Eingang von einem Erzeugnis aus Drittlaindern oder Drittgebieten in das Steuergebiet, es sei
denn, das Erzeugnis befindet sich beim Eingang in das EU-Verbrauchsteuergebiet in der
voriibergehenden Verwahrung oder einem zollrechtlichen besonderen Verfahren;

2. die Entnahme von einem Erzeugnis aus einem zollrechtlichen besonderen Verfahren im
Steuergebiet, es sei denn, es schlieBit sich ein weiteres zollrechtliches besonderes Verfahren an.*

8. § 47 Abs. 2 wird wie folgt gedndert:

a) Im Einleitungssatz wird das Wort ,Nichterhebungsverfahren” durch die Wortfolge ,besondere
Verfahren® ersetzt.

b) In Z 1 wird das Wort ,,Nichtgemeinschaftsware* durch die Wortfolge ,,Nicht-Unionsware* ersetzt.

¢) In Z 1 lit. a wird der Verweis ,,Titel Il Kapitel 1 bis 4 des Zollkodex* durch den Verweis ,,Titel IV
Kapitel 1 und Kapitel 2 Abschnitt I und 2 des Zollkodex™ und die Wortfolge ,Zollgebiet der
Gemeinschaft” durch die Wortfolge ,,Zollgebiet der Europdischen Union® ersetzt.

d) In Z 1 entfdllt lit. b.
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e) In Z 1 lit. ¢ wird die Wortfolge ,die Verfahren in Freizonen oder Freilagern nach Titel IV Kapitel 3
Abschnitt 1 des Zollkodex* durch die Wortfolge ,die Verfahren in Freizonen nach Titel VII Kapitel 3
Abschnitt 3 des Zollkodex* ersetzt.

N InZ 1 lautet lit. d:
,,d) der Versand, das Zolllager, die aktive Veredelung und die voriibergehende Verwendung;“

g) Abs. 2 Z 2 lautet:

,,2. beim Fingang von Alkohol im zollrechtlichen Status als Unionsware aus Drittgebieten in
sinngemédfer Anwendung die nach Titel IV Kapitel 1 und Kapitel 2 Abschnitt 1 und 2 des
Zollkodex vorgesehenen besonderen Verfahren der Zolliiberwachung beim Eingang in das
Zollgebiet der Europiischen Union.*

9. § 48 einschlieflich der Uberschrift lautet:
»suUnregelméfBigkeiten im besonderen Verfahren
§ 48. Treten in einem zollrechtlichen besonderen Verfahren, in dem sich Alkohol befindet,
UnregelméBigkeiten ein, gilt Art. 87 des Zollkodex sinngeméaf.*

10. In § 86 Abs. 2 wird die Wortfolge ,,Europdischen Gemeinschaft” durch die Wortfolge ,,Europdischen
Union* ersetzt.
11. Nach § 116h wird folgender § 116i angefiigt:

»§ 116i. § 1 Abs. 3 Z 2 bis Z 8 sowie Abs. 9, § 4 Abs. 4 Z 4 und Z 8, § 38 Abs. 3, § 39 Abs. 3, § 45
Abs. 1 und Abs. 3, § 46 Abs. 6, § 47 Abs. 1 und Abs. 2, § 48 einschlie3lich der Uberschrift sowie § 86
Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 163/2015 treten mit 1. Mai 2016 in Kraft.“

. Artikel 13
Anderung des Artenhandelsgesetzes 2009

Das Artenhandelsgesetz 2009, BGBI. I Nr. 16/2010, wird wie folgt geéndert:

1. In § 10 Z 1 und Z 2 wird der Verweis ,,Art. 49 Zollkodex* jeweils durch den Verweis ,,Art. 149 des
Zollkodex* ersetzt.

2. In § 15 wird folgender Abs. 1a eingefiigt:

»(12) § 10 Z 1 und Z 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 163/2015 tritt mit 1. Mai
2016 in Kraft.“

. Artikel 14
Anderung des Arzneiwareneinfuhrgesetzes 2010

Das Arzneiwareneinfuhrgesetz 2010, BGBI. I Nr. 79/2010, zuletzt geédndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 162/2013, wird wie folgt gedndert:

1. In § 19 Abs. 1 wird die Wortfolge ,,Art. 62 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 zur Festlegung des
Zollkodex der Gemeinschaften (Zollkodex), ABI. Nr. L 302 vom 19.10.1992, S 1% durch die Wortfolge
,Art. 162 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 zur Festlegung des Zollkodex der Union (Zollkodex), ABI.
Nr. L 269 vom 10.10.2013 S. 1, in der Fassung der Berichtigung ABIL. Nr. L 287 vom 29.10.2013
S. 90%“ersetzt.

2. In § 26 wird folgender Abs. 7 angefiigt:

»(7) § 19 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 163/2015 tritt mit 1. Mai 2016 in
Kraft.“
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. Artikel 15
Anderung des Auflenwirtschaftsgesetzes 2011

Das AuBlenwirtschaftsgesetz 2011, BGBL I Nr. 26/2011, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 37/2013, wird wie folgt geéndert:

1. § 1 Abs. 1 wird wie folgt gedindert:

a) In Z 6 wird die Wortfolge ,,Art. 3 des Zollkodex der Gemeinschaften, Verordnung (EWG) Nr. 2913/92,
ABI. Nr. L 302 vom 19.10.1992, S. 1 durch die Wortfolge ,,Art. 4 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013
zur Festlegung des Zollkodex der Union (Zollkodex), ABI. Nr.L 269 vom 10.10.2013 S. 1, in der
Fassung der Berichtigung ABI. Nr. L 287 vom 29.10.2013 S. 90 ersetzt.

b) Z 11 lit. a lautet:

,,a) das Verbringen von Waren aus dem Bundesgebiet in einen Drittstaat, insbesondere durch ein
Ausfuhrverfahren im Sinne von Art. 269 des Zollkodex, eine Wiederausfuhr im Sinne von
Art. 270 des Zollkodex oder eine voriibergehende Ausfuhr im Rahmen eines passiven
Veredelungsverkehrs im Sinne von Art. 259 des Zollkodex;*

2. In § 84 Abs. 2 wird der Verweis ,,Art. 75 lit. a, vierter Anstrich des Zollkodex der Gemeinschaften
durch den Verweis ,,Art. 198 Abs. 1 lit. b (iv) des Zollkodex“ ersetzt.

3. In § 93 wird folgender Abs. 12 angefiigt:

»(12) §1 Abs.1 Z6 und Z 11 sowie § 84 Abs.2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I
Nr. 163/2015 treten mit 1. Mai 2016 in Kraft.

. Artikel 16
Anderung des Biersteuergesetzes 1995

Das Biersteuergesetz 1995, BGBL. I Nr. 701/1994, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. 1
Nr. 112/2012, wird wie folgt gedndert:

1. In § 2 Abs. 3 wird der Verweis ,,§ 45 Abs. 1 Zollrechts-Durchfiihrungsgesetz* durch den Verweis ,,§ 51
Abs. 1 des Zollrechts-Durchfiihrungsgesetzes, BGBI. Nr. 659/1994* ersetzt.

2. § 2a wird wie folgt gedndert:

a) Z 2 lautet:

,,2. Zollkodex: die Verordnung (EU) Nr. 952/2013 zur Festlegung des Zollkodex der Union (ABI.
Nr. L 269 vom 10.10.2013 S. 1, in der Fassung der Berichtigung ABI. Nr. L 287 vom 29.10.2013
S. 90);*

b) Z 3 lautet:

,.3. Gebiet der Europdischen Union: das Gebiet, auf das die Systemrichtlinie Anwendung findet (EU-
Verbrauchsteuergebiet);*

¢) In Z4 wird die Wortfolge ,EG-Verbrauchsteuergebiet“ durch die Wortfolge ,EU-
Verbrauchsteuergebiet* ersetzt.

d) Z 5 lautet:

,,J. Drittgebiete: die in Art. 5 Abs. 2 der Systemrichtlinie genannten Gebiete, die aullerhalb des EU-
Verbrauchsteuergebiets liegen, aber zum Zollgebiet der Européischen Union gehoren, und die in
Art. 5 Abs. 3 der Systemrichtlinie genannten Gebiete;*

e) Z 6 lautet:

,,0. Drittldnder: Staaten oder Gebiete, auf die der Vertrag liber die Arbeitsweise der Europdischen
Union keine Anwendung findet;"

1 Z 7 lautet:
,,1. Zollgebiet der Europdischen Union: das Gebiet nach Art. 4 des Zollkodex;*
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g) In Z 8 lit. a wird die Wortfolge ,Zﬂberfﬁhrung in den zollrechtlich freien Verkehr nach Art. 79 des
Zollkodex* durch die Wortfolge ,Uberlassung zum zollrechtlich freien Verkehr nach Art. 201 des
Zollkodex* ersetzt.

h) In Z 8 lit. b wird der Verweis ,,Art. 40 des Zollkodex durch den Verweis ,,Art. 139 des Zollkodex“
ersetzt.

3. § 4 wird wie folgt gedindert:

a) Abs. 2 Z 1 lautet:

,,1. im Falle der Einfuhr von Bier dessen Steuerfreiheit unter den Voraussetzungen anzuordnen, unter
denen es nach der Verordnung (EG) Nr. 1186/2009 iiber das gemeinschaftliche System der
Zollbefreiungen, ABI. Nr.L 324 vom 10.12.2009 S. 23, und anderen von der Europiischen
Union erlassenen Rechtsvorschriften vom Zoll oder den Verbrauchsteuern befreit werden kann,*

b) In Abs. 2 Z 5 wird das Wort ,,Gemeinschaft” durch das Wort ,,Union* ersetzt.

4. In § 15 Abs. 3 wird die Wortfolge ,,in den zollrechtlich freien Verkehr nach Art. 79 des Zollkodex
iberfithrt durch die Wortfolge ,zum zollrechtlich freien Verkehr nach Art. 201 des Zollkodex
iiberlassen® ersetzt.

5. In § 16 Abs. 3 wird die Wortfolge ,,in den zollrechtlich freien Verkehr tiberfithrt™ durch die Wortfolge
,,zum zollrechtlich freien Verkehr iiberlassen® ersetzt.

6. § 22 wird wie folgt gedndert:

a) In Abs.1 wird die Wortfolge ,EG-Verbrauchsteuergebiet“ durch die Wortfolge ,EU-
Verbrauchsteuergebiet* ersetzt.

b) Abs. 3 lautet:

»(3) In den Féllen des Abs. 1 beginnt die Beférderung unter Steueraussetzung, wenn das Bier das
Steuerlager verldsst oder am Ort der Einfuhr zum zollrechtlich freien Verkehr iiberlassen worden ist. Die
Beforderung unter Steueraussetzung endet, wenn das Bier das EU-Verbrauchsteuergebiet verldsst.*

7. In §23 Abs. 6 wird die Wortfolge ,EG-Verbrauchsteuergebiet“ durch die Wortfolge ,EU-
Verbrauchsteuergebiet™ ersetzt.

8. § 24 wird wie folgt gecindert:

a) Abs. 1 lautet:

,»(1) Einfuhr ist

1. der Eingang von Bier aus Drittlaindern oder Drittgebieten in das Steuergebiet, es sei denn, das
Bier befindet sich beim Eingang in das EU-Verbrauchsteuergebiet in der voriibergehenden
Verwahrung oder einem zollrechtlichen besonderen Verfahren;

2. die Entnahme von Bier aus einem zollrechtlichen besonderen Verfahren im Steuergebiet, es sei
denn, es schlieft sich ein weiteres zollrechtliches besonderes Verfahren an.*

b) In Abs. 2 wird das Wort ,Nichterhebungsverfahren” durch die Wortfolge ,,besondere Verfahren®
ersetzt.

¢) In Abs. 2 Z 1 wird das Wort ,Nichtgemeinschaftsware® durch die Wortfolge ,Nicht-Unionsware*
ersetzt.

d) In Abs. 2 Z 1 lit. a wird der Verweis ,Titel 11l Kapitel 1 bis 4 des Zollkodex“ durch den Verweis
,»Titel IV Kapitel 1 und Kapitel 2 Abschnitt 1 und 2 des Zollkodex und die Wortfolge ,,Zollgebiet der
Gemeinschaft” durch die Wortfolge ,,Zollgebiet der Europdischen Union® ersetzt.

e) Abs. 2 Z 1 lit. b entfdllt.

) In Abs. 2 Z 1 lit. ¢ wird die Wortfolge ,die Verfahren in Freizonen oder Freilagern nach Titel IV
Kapitel 3 Abschnitt 1 des Zollkodex* durch die Wortfolge ,,die Verfahren in Freizonen nach Titel VII
Kapitel 3 Abschnitt 3 des Zollkodex* ersetzt.
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g) Abs. 2 Z 1 lit. d lautet:
,,d) der Versand, das Zolllager, die aktive Veredelung und die voriibergehende Verwendung;*

h) Abs. 2 Z 2 lautet:

2. beim Eingang von Bier im =zollrechtlichen Status als Unionsware aus Drittgebieten in
sinngemifer Anwendung die nach Titel IV Kapitel 1 und Kapitel 2 Abschnitt 1 und 2 des
Zollkodex vorgesehenen besonderen Verfahren der Zolliiberwachung beim Eingang in das
Zollgebiet der Europdischen Union.*

9. § 25 samt Uberschrift wird wie folgt gediindert:
a) Die Uberschrifi lautet:

wunregelmifigkeiten im besonderen Verfahren*

b) Das Wort ,Nichterhebungsverfahren™ wird durch die Wortfolge ,besonderen Verfahren und der
Verweis ,,Art. 215 des Zollkodex‘ wird durch den Verweis ,,Art. 87 des Zollkodex* ersetzt.

10. In § 32 Abs. 2 wird das Wort ,,Gemeinschaft* durch das Wort ,,Union* ersetzt.

11. Nach § 46f wird folgender § 46g eingefiigt:

»§ 46g. § 2 Abs. 3, § 2a Z2 bis 7 sowie Z 8 lit. aund lit. b, § 4 Abs.2Z 1und Z 5, § 15 Abs. 3, § 16
Abs. 3, § 22 Abs. 1 und Abs. 3, § 23 Abs. 6, § 24 Abs. 1 und Abs. 2, § 25 einschlieBlich der Uberschrift
sowie § 32 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 163/2015 treten mit 1. Mai 2016 in
Kraft.«

. Artikel 17
Anderung des Diingemittelgesetzes 1994

Das Diingemittelgesetz 1994, BGBIL. Nr. 513/1994, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. 1
Nr. 189/2013, wird wie folgt geéndert:

1. In § 4 Z 8 wird der Verweis ,,Art. 91 Zollkodex (Verordnung (EWG) Nr. 2913/92) durch den Verweis
»Art. 226 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 zur Festlegung des Zollkodex der Union (Zollkodex), ABI.
Nr. L 269 vom 10.10.2013 S. 1, in der Fassung der Berichtigung ABI. Nr. L 287 vom 29.10.2013 S. 90*
ersetzt.

2. § 10 Abs. 1 wird wie folgt gedindert:
a) In Z 1 entfdllt die Wortfolge ,,oder zwecks Einlagerung in ein Lager des Typs D*.

b) In Z 2 wird die Wortfolge ,,eine Sammelanmeldung gemaf Art. 76 des Zollkodex* durch die Wortfolge
»eine erginzende Anmeldung gemél Art. 167 des Zollkodex* ersetzt.

¢) In Z 4 wird der Verweis ,,Art. 201 des Zollkodex ,, durch den Verweis ,,Art. 77 des Zollkodex* ersetzt.

3. In § 24 wird folgender Abs. 6 angefiigt:

A(0) §4 Z8 sowie § 10 Abs.1 Z1, Z2 und Z4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. |
Nr. 163/2015 treten mit 1. Mai 2016 in Kraft.

. Artikel 18
Anderung des Erdolbevorratungsgesetzes 2012

Das Erddlbevorratungsgesetz 2012, BGBI. I Nr. 78/2012 wird wie folgt geédndert:

1. In § 11 Abs. 5 wird die Wortfolge ,.Bei Anmeldungen im vereinfachten Verfahren nach Art. 76 Abs. |
Buchstabe b oder ¢ des Zollkodex (Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom 12. Oktober 1992,
ABL. Nr.L302 vom 19.10.1992) durch die Wortfolge ,Bei Zollanmeldungen im vereinfachten
Verfahren nach Art. 182 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 zur Festlegung des Zollkodex der Union
(Zollkodex), ABI. Nr. L 269 vom 10.10.2013 S. 1, in der Fassung der Berichtigung ABI. Nr. L 287 vom
29.10.2013 S.90“ und der Verweis ,§59 Abs.2 des Zollrechts-Durchfiihrungsgesetzes, BGBI.
Nr. 659/1994° durch den Verweis ,,Art. 167 des Zollkodex* ersetzt.
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2. Nach § 32 wird folgender § 33 angefiigt:

»833. § 11 Abs. 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 163/2015 tritt mit 1. Mai 2016 in
Kraft.“

. Artikel 19
Anderung des EU-Finanzstrafzusammenarbeitsgesetzes

Das Bundesgesetz iiber die Zusammenarbeit in Finanzstrafsachen mit den Mitgliedstaaten der
Européischen Union (EU-FinStrZG), BGBI. I Nr. 105/2014 wird wie folgt geéndert:

In §5 Abs. 1 tritt an Stelle der Wortfolge ,,aus einem inldndischen Finanzstrafverfahren™ die Wortfolge
,»aus einem inldndischen Abgaben- oder Finanzstrafverfahren®.

. Artikel 20
Anderung des Finanzstrafgesetzes

Das Finanzstrafgesetz, BGBI. Nr. 129/1958, zuletzt gedndert durch das
Steuerreformgesetz 2015/2016, BGBI. I Nr. 118/2015, wird wie folgt gedndert:

1. Dem § 22 wird folgender Abs. 4 angefiigt:

»(4) Hat jemand strafbare Handlungen nach §§ 163a oder 163b StGB ausschlieBlich im
Zusammenhang mit einer Abgabenhinterziehung (§ 33) begangen, indem er eine wesentliche Information
wirtschaftlich nachteilig falsch oder unvollstindig darstellt, so ist nur das Finanzvergehen zu bestrafen.*

2. § 35 wird wie folgt gedndert:

a) Abs. 1 lautet:

,»(1) Des Schmuggels macht sich schuldig, wer
a) eingangsabgabepflichtige Waren vorsitzlich vorschriftswidrig in das Zollgebiet der Union
verbringt oder der zollamtlichen Uberwachung entzieht oder
b) ausgangsabgabepflichtige Waren vorsitzlich vorschriftswidrig aus dem Zollgebiet der Union
verbringt.*

b) In Abs. 3 wird die Wortfolge ,entgegen einem Verbot oder einer Verpflichtung behandelt, verwendet
oder verbraucht” durch die Wortfolge ,vorschriftswidrig im Zollgebiet der Union beférdert, veredelt,
lagert, voriibergehend verwahrt, verwendet oder verwertet ersezzt.

3. § 38 lautet:

.8 38. (1) Mit Geldstrafe bis zum Dreifachen des Betrages, nach dem sich sonst die Strafdrohung
richtet, ist zu bestrafen, wer, ohne den Tatbestand des § 38a oder des §39 zu erfiillen, die
Abgabenhinterziechung, den Schmuggel, die Hinterzichung von Eingangs- oder Ausgangsabgaben oder
die Abgabenhehlerei nach § 37 Abs. 1 gewerbsmifBig begeht. Daneben ist nach Maligabe des § 15 auf
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren, bei einem strafbestimmenden Wertbetrag von mehr als 500 000 Euro
auf Freiheitsstrafe bis zu fiinf Jahren zu erkennen. Aulerdem sind die Bestimmungen der §§ 33, 35 und
37 iber den Verfall anzuwenden; der Verfall umfasst auch die Beforderungsmittel im Sinne des § 17
Abs. 2 lit. ¢ Z 3. Die Strafdrohung gilt nur fiir diejenigen Beteiligten, deren Vorsatz die gewerbsmifBige
Begehung umfasst.

(2) GewerbsmiBig begeht eine in Abs. 1 genannte Tat, wer sie mit der Absicht ausfiihrt, sich durch
ihre wiederkehrende Begehung einen nicht blof geringfiigigen fortlaufenden abgabenrechtlichen Vorteil
zu verschaffen, und

1. unter Einsatz besonderer Féhigkeiten oder Mittel handelt, die eine wiederkehrende Begehung
nahelegen, oder

2. zwei weitere solche Taten schon im Einzelnen geplant hat oder

3. bereits zwei solche Taten begangen hat oder einmal wegen einer solchen Tat bestraft worden ist.

Ein nicht blo geringfiigiger abgabenrechtlicher Vorteil ist ein solcher, der nach einer jéhrlichen
Durchschnittsbetrachtung monatlich den Betrag von 400 Euro iibersteigt.*

4. In§ 47 Abs. 1 entfdillt die Wortfolge , Freiheitsstrafe oder*.
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5. Dem § 56 Abs. 2 wird folgender Satz angefiigt:
,.Eine automationsunterstiitzte Ubermittlung von Anbringen an die Finanzstrafbehdrde ist nur insoweit

zuldssig, als dies in einer Verordnung des Bundesministers fiir Finanzen unter Bestimmung der
Ubermittlungsmodalitit ausdriicklich zugelassen wird.*

6. Dem § 62 Abs. 2 wird folgender Satz angefiigt:

,Diesem obliegt auch die Entscheidung iiber die Beschwerde, wenn eine miindliche Verhandlung aus den
Griinden des § 160 Abs. 1 nicht stattfindet und die Parteien des Beschwerdeverfahrens Gelegenheit
hatten, dazu Stellung zu nehmen.*

7.In§ 146 Abs. 2 lit. b wird der Verweis ,,§§ 45 und 46 durch den Verweis ,,§§ 44 bis 46 ersetzt.

8. In § 157 wird die Wortfolge ,,von Zeugen und Sachverstindigen* durch die Wortfolge ,,von Zeugen,
Dolmetschern und Sachverstindigen® ersetzt.

9. In § 160 Abs. 1 wird nach der Wortfolge ,aufgrund der Aktenlage aufzuheben® ein Beistrich und ein
Leerzeichen sowie die Wortfolge ,,das Verfahren einzustellen® eingefiigt.

10. Nach § 202a wird folgender § 203 eingefiigt:

8 203. Ein Vorgehen nach §§ 198 bis 209 StPO und nach § 19 VbVG ist in Finanzstrafsachen
vorbehaltlich der Sonderbestimmungen fiir Jugendstrafsachen (§ 24) nicht zuldssig.

11. In § 265 wird folgender Abs. 1y angefiigt:

»(1y) Die §§22 Abs.4, 38 und 203, jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I
Nr. 163/2015, treten mit 1. Jinner 2016 in Kraft. Der § 35 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I
Nr. 163/2015 tritt am 1. Mai 2016 in Kraft. Die §§ 47 Abs. 1, 146 Abs. 2 lit. b, 157 und 160 Abs. 1 treten
am Tag nach der Kundmachung in Kraft.*

. Artikel 21
Anderung des Forstlichen Vermehrungsgutgesetzes 2002

Das Forstliche Vermehrungsgutgesetz 2002, BGBIL. I Nr. 110/2002, zuletzt gedndert durch das
Bundesgesetz BGBL. I Nr. 189/2013, wird wie folgt geéndert:

1. In § 2 Z 12 wird der Verweis ,,gemal} Art. 4 Z 16 Buchstabe a der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des
Rates (Zollkodex)“ durch den Verweis ,gemiall Art.5 Z 16 Buchstabe a der Verordnung (EU)
Nr. 952/2013 zur Festlegung des Zollkodex der Union (Zollkodex), ABI. Nr. L 269 vom 10.10.2013 S. 1,
in der Fassung der Berichtigung ABI. Nr. L 287 vom 29.10.2013 S. 90 ersetzt.

2. In §29 wird die Wortfolge ,,gemiall Art. 62 Abs. 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates
(Zollkodex) und Art. 218 Abs. 1 Buchstabe d der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 der Kommission
(Zollkodex-Durchfiihrungsverordnung) durch die Wortfolge ,,gemal} Art. 163 des Zollkodex* ersetzt.

3. In § 48 wird folgender Abs. 3 angefiigt:

»(3) §2 Z 12 und § 29 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 163/2015 treten mit 1. Mai
2016 in Kraft.

. Artikel 22
Anderung des Kriegsmaterialgesetzes

Das Kriegsmaterialgesetz, BGBI. Nr. 540/1977, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. I
Nr. 161/2013, wird wie folgt geédndert:

1. In §6 Abs. 2 wird der Verweis ,gemill Art. 62 Abs.2 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 zur
Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften, ABL. Nr. L 302 vom 19.10.1992 S. 1, zuletzt geéndert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1791/2006, ABI. Nr. L 363 vom 20.12.2006 S. 1, in der Fassung der
Berichtigung ABI. Nr. L 205 vom 22.07.1998 S. 75 durch den Verweis ,,gemaf3 Art. 163 der Verordnung
(EU) Nr. 952/2013 zur Festlegung des Zollkodex der Union, ABIL. Nr. L 269 vom 10.10.2013 S. 1, in der
Fassung der Berichtigung ABI. Nr. L 287 vom 29.10.2013 S. 90 ersetzt.
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2. In § 10 wird nach Abs. 2e folgender Abs. 2f eingefiigt:
»(21). § 6 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 163/2015 tritt mit 1. Mai 2016 in Kraft.*

. Artikel 23
Anderung des Mineraldlsteuergesetzes 1995

Das Mineraldlsteuergesetz 1995, BGBI. Nr. 630/1994, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 118/2015, wird wie folgt gedndert:

1. In § 2 Abs. 7 wird der Verweis ,,§ 45 Abs. 1 Zollrechts-Durchfiihrungsgesetz® durch den Verweis ,,§ 51
Abs. 1 des Zollrechts-Durchfiihrungsgesetzes, BGBI. Nr. 659/1994* ersetzt.

2. § 2a wird wie folgt gedndert:

a) Z 2 lautet:

,,2. Zollkodex: die Verordnung (EU) Nr. 952/2013 zur Festlegung des Zollkodex der Union (ABI.
Nr. L 269 vom 10.10.2013 S. 1, in der Fassung der Berichtigung ABL Nr. L 287 vom 29.10.2013
S. 90);

b) Z 3 lautet:

,,3. Gebiet der Europédischen Union: das Gebiet, auf das die Systemrichtlinie Anwendung findet (EU-
Verbrauchsteuergebiet);*

¢) In Z4 wird die Wortfolge ,EG-Verbrauchsteuergebiet“ durch die Wortfolge ,EU-
Verbrauchsteuergebiet™ ersetzt.

d) Z 5 lautet:

,,J. Drittgebiete: die in Art. 5 Abs. 2 der Systemrichtlinie genannten Gebiete, die aullerhalb des EU-
Verbrauchsteuergebiets liegen, aber zum Zollgebiet der Europdischen Union gehdren, und die in
Art. 5 Abs. 3 der Systemrichtlinie genannten Gebiete;*

e) Z 6 lautet:

,,0. Drittldnder: Staaten oder Gebiete, auf die der Vertrag liber die Arbeitsweise der Européischen
Union keine Anwendung findet;"

) Z 7 lautet:
,,71. Zollgebiet der Europiischen Union: das Gebiet nach Art. 4 des Zollkodex;*

g) In Z 8 lit. a wird die Wortfolge ,ﬁberﬁihrung in den zollrechtlich freien Verkehr nach Art. 79 des
Zollkodex* durch die Wortfolge ,,Uberlassung zum zollrechtlich freien Verkehr nach Art. 201 des
Zollkodex* ersetzt.

h) In Z 8 lit. b wird der Verweis ,,Art. 40 des Zollkodex* durch den Verweis ,,Art. 139 des Zollkodex*
erseizt.

3.§3A4bs. 1 Z 1 bis 7 lautet:
,1. flir 1 000 1 Benzin der Unterpositionen 2710 11 31 (soweit der Bleigehalt 0,013 g je Liter nicht
iibersteigt), 2710 11 41,2710 11 45 und 2710 11 49 der Kombinierten Nomenklatur
a) mit einem Gehalt an biogenen Stoffen von mindestens 46 1 und einem Schwefelgehalt von
hochstens 10 mg/kg, sofern jeweils gleichmiBig verteilt, 482 Euro;
b) ansonsten 515 Euro;
2. fiir 1 000 1 Benzin der Unterpositionen 2710 11 31,2710 11 51 und 2710 11 59 der Kombinierten
Nomenklatur
a) mit einem Gehalt an biogenen Stoffen von mindestens 46 1 und einem Schwefelgehalt von
hochstens 10 mg/kg, sofern jeweils gleichmidBig verteilt, 554 Euro;
b) ansonsten 587 Euro;
3. fiir 1 000 1 mittelschwere Ole der Unterpositionen 2710 19 21 und 2710 19 25 der Kombinierten
Nomenklatur, 397 Euro;

4. fir 10001 Gasole der Unterpositionen 2710 19 41 bis 271019 49 der Kombinierten
Nomenklatur, ausgenommen gekennzeichnetes Gasol,

www.ris.bka.gv.at



BGBI. I - Ausgegeben am 28. Dezember 2015 - Nr. 163 32 von 43

a) mit einem Gehalt an biogenen Stoffen von mindestens 66 1 und einem Schwefelgehalt von
hochstens 10 mg/kg, sofern jeweils gleichmafBig verteilt, 397 Euro;

b) ansonsten 425 Euro;

5. fiir 1 000 1 gekennzeichnetes Gasol (§ 9)
a) mit einem Schwefelgehalt von hochstens 10 mg/kg, sofern gleichmafig verteilt, 98 Euro;
b) ansonsten 128 Euro;

6. fiir 1 000 kg gasformige Kohlenwasserstoffe, die als Treibstoff verwendet werden, ausgenommen
Erdgas, 261 Euro;

7. fiir Heizole der Unterpositionen 2710 19 61 bis 2710 19 69 der Kombinierten Nomenklatur,
a) wenn sie zum Verheizen verwendet werden, fiir 1 000 kg 60 Euro;
b) ansonsten fiir 1 000 1

aa) mit einem Gehalt an biogenen Stoffen von mindestens 66 1 und einem Schwefelgehalt von
hochstens 10 mg/kg, sofern jeweils gleichmaBig verteilt, 397 Euro;

bb) ansonsten 425 Euro;*
4. § 3 Abs. 3 lautet:
,»(3) Die Mineraldlsteuer fiir Heizstoffe betrégt fiir 1 000 1
a) mit einem Schwefelgehalt von héchstens 10 mg/kg, sofern gleichmaBig verteilt, 98 Euro;
b) ansonsten 128 Euro.*

5. § 4 wird wie folgt gedndert:

a) Abs. 2 Z 1 lautet:

,,1. 1m Falle der Einfuhr von Mineral6l, Kraftstoffen oder Heizstoffen deren Steuerfreiheit unter den
Voraussetzungen anzuordnen, unter denen sie nach der Verordnung (EG) Nr. 1186/2009 iiber das
gemeinschaftliche System der Zollbefreiungen, ABL. Nr.L 324 vom 10.12.2009 S. 23, und
anderen von der Europdischen Union erlassenen Rechtsvorschriften vom Zoll oder den
Verbrauchsteuern befreit werden kdnnen,*

b) In Abs. 2 Z 4 wird das Wort ,,Gemeinschaft” durch das Wort ,,Union* ersetzt.

6. § 9 wird wie folgt gedndert:

a) In Abs. 2 letzter Satz wird die Wortfolge ,,EG-rechtlich® durch die Wortfolge ,,EU-rechtlich® ersetzt.
b) In Abs. 11 wird das Wort ,,gemeinschaftsrechtlichen® durch das Wort ,unionsrechtlichen® ersetzt.

7. § 11 Abs. 3 vorletzter Satz lautet:

»Die §§ 38, 38a, 39 und 41 des Finanzstrafgesetzes gelten auch fiir Mineraldlsteuerhinterziehungen.

8. In g 21 Abs. 1 Z 1 wird die Wortfolge ,das Verfahren der Uberfiihrung in den zollrechtlich freien
Verkehr* durch die Wortfolge ,,das Verfahren der Uberlassung zum zollrechtlich freien Verkehr* ersetzt.

9. In § 30 Abs. 3 wird die Wortfolge ,,in den zollrechtlich freien Verkehr nach Art. 79 des Zollkodex
uberfihrt durch die Wortfolge ,zum zollrechtlich freien Verkehr nach Art. 201 des Zollkodex
iiberlassen® ersetzt.

10. § 37 wird wie folgt gedndert:

a) In Abs.1 wird die Wortfolge ,EG-Verbrauchsteuergebiet“ durch die Wortfolge ,EU-
Verbrauchsteuergebiet™ ersetzt.

b) In Abs. 3 wird die Wortfolge ,,in den zollrechtlich freien Verkehr tiberfiihrt™ durch die Wortfolge ,,zum
zollrechtlich freien Verkehr iiberlassen” und die Wortfolge ,,EG-Verbrauchsteuergebiet durch die
Wortfolge ,,EU-Verbrauchsteuergebiet™ ersetzt.

11. In §38 Abs. 6 wird die Wortfolge ,EG-Verbrauchsteuergebiet durch die Wortfolge ,EU-
Verbrauchsteuergebiet* ersetzt.
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12. § 39 wird wie folgt gedindert:

a) Abs. 1 lautet:

,»(1) Einfuhr ist

1. der Eingang von Mineral6l aus Drittlindern oder Drittgebieten in das Steuergebiet, es sei denn,
das Mineraldl befindet sich beim Eingang in das EU-Verbrauchsteuergebiet in der
voriibergehenden Verwahrung oder einem zollrechtlichen besonderen Verfahren;

2. die Entnahme von Mineral6l aus einem zollrechtlichen besonderen Verfahren im Steuergebiet, es
sei denn, es schlief3t sich ein weiteres zollrechtliches besonderes Verfahren an.

b) In Abs. 2 wird das Wort ,Nichterhebungsverfahren durch die Wortfolge ,,besondere Verfahren®
ersetzt.

¢) In Abs. 2 Z 1 wird das Wort ,Nichtgemeinschaftsware* durch die Wortfolge ,Nicht-Unionsware*
ersetzt.

d) In Abs. 2 Z 1 lit. a wird der Verweis ,Titel IIl Kapitel 1 bis 4 des Zollkodex* durch den Verweis
»Titel IV Kapitel 1 und Kapitel 2 Abschnitt 1 und 2 des Zollkodex* und die Wortfolge ,.Zollgebiet der
Gemeinschaft™ durch die Wortfolge ,,Zollgebiet der Européischen Union ersetzt.

e) Abs. 2 Z 1 lit. b entfdllt.

) In Abs. 2 Z 1 lit. ¢ wird die Wortfolge ,die Verfahren in Freizonen oder Freilagern nach Titel IV
Kapitel 3 Abschnitt 1 des Zollkodex* durch die Wortfolge ,die Verfahren in Freizonen nach Titel VII
Kapitel 3 Abschnitt 3 des Zollkodex* ersetzt.

g) Abs. 2 Z 1 lit. d lautet:
,,d) der Versand, das Zolllager, die aktive Veredelung und die voriibergehende Verwendung,*

h) Abs. 2 Z 2 lautet:

,,2. beim Eingang von Mineralél im zollrechtlichen Status als Unionsware aus Drittgebieten in
sinngemédfler Anwendung die nach Titel IV Kapitel 1 und Kapitel 2 Abschnitt I und 2 des
Zollkodex vorgesehenen besonderen Verfahren der Zolliiberwachung beim Eingang in das
Zollgebiet der Europiischen Union.*

13. § 40 samt Uberschrift wird wie folgt gecindert:

a) Die Uberschrift lautet:
wunregelmifligkeiten im besonderen Verfahren“
b) In §40 tritt an die Stelle des Wortes: ,Nichterhebungsverfahren® die Wortfolge ,besonderen

Verfahren und wird der Verweis ,,Art. 215 des Zollkodex* durch den Verweis ,,Art. 87 des Zollkodex*
ersetzt.

14. In § 47 Abs. 2 wird das Wort ,,Gemeinschaft™ durch das Wort ,,Union* ersetzt.

15. Nach § 64p wird folgender § 64q angefiigt:

»864q.(1)§2 Abs. 7,§2aZ2bis 8, §4 Abs.2Z 1 und 4, § 9 Abs. 2 und Abs. 11, § 21 Abs. 1 Z 1,
§ 30 Abs. 3, §37 Abs. 1 und Abs. 3, § 38 Abs. 6, §39 Abs. 1 und Abs. 2, § 40 einschlieBlich der
Uberschrift sowie § 47 Abs. 2, jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 163/2015, treten
mit 1. Mai 2016 in Kraft.

(2) § 11 Abs. 3 vorletzter Satz in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 163/2015 tritt mit
1. Janner 2016 in Kraft.*
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. Artikel 24
Anderung des Pflanzenschutzgesetzes 2011

Das Pflanzenschutzgesetz 2011, BGBI. I Nr. 10/2011, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 189/2013, wird wie folgt gedndert:

1. § 2 wird wie folgt gedndert:

a) Z 16 lautet:

,,16. Bestimmungsstelle: die Zollstelle, der die in ein Versandverfahren iibergefiihrten Waren zur
Beendigung des Verfahrens zu gestellen sind;*

b) Z 17 lautet:

,,17. Zollverfahren: die Verfahren, in die Waren gem. Art. 5 Z 16 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013
zur Festlegung des Zollkodex der Union (Zollkodex), ABL. Nr. L 269 vom 10.10.2013 S. 1, in
der Fassung der Berichtigung ABI. Nr. L 287 vom 29.10.2013 S. 90, iibergefiihrt werden
konnen;*

¢) In Z 18 wird der Verweis ,,Artikel 91 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates zur Festlegung des
Zollkodex der Gemeinschaften® durch den Verweis ,,Art. 226 des Zollkodex‘ ersetzt.

d) In Z 19 wird der Verweis ,,Art. 3 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates zur Festlegung des
Zollkodex der Gemeinschaften durch den Verweis ,,Art. 4 des Zollkodex* ersetzt.

2. In § 23 Abs. 3 wird der Verweis ,,Artikel 37 Abs. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates zur
Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften durch den Verweis ,,Art. 134 Abs. 1 des Zollkodex“
ersetzt.

3. In § 24 Abs. 5 tritt an die Stelle des Wortlautes ,,die einer der zollrechtlichen Bestimmungen gemaf
Art. 4 Nummer 15 lit. b bis e oder Art. 4 Z 16 lit. b und ¢ der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates
zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften unterliegen,* der Wortlaut ,,die der Wiederausfuhr, der
Zerstorung oder der Aufgabe (Art. 270, Art. 197 und Art. 199 des Zollkodex) oder den Zollverfahren des
Versands oder der Lagerung (Art. 210 lit. a und lit. b des Zollkodex) zugefiihrt werden,*.

4. In §27 Abs. 1 wird der Verweis ,,Art.4 Z 18 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates zur
Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften)“ durch den Verweis ,,Art. 5 Z 15 des Zollkodex)* ersetzt
und die Wortfolge ,,der zur Einleitung eines Zollverfahrens gemiBl Art. 4 Z 15 lit. b bis ¢ oder Art. 4 Z 16
lit.ta bis g der Verordnung (EWG) Nr.2913/92 des Rates zur Festlegung des Zollkodex der
Gemeinschaften erforderlichen Dokumente™ wird durch die Wortfolge ,der fiir die Zerstorung, die
Aufgabe und die Wiederausfuhr (Art. 197, Art. 199 und Art. 270 des Zollkodex) sowie der in Art. 5 Z 16
lit. a und b des Zollkodex angefiihrten Zollverfahren erforderlichen Dokumente* ersetzt.

5. In §32 Abs. I wird der Verweis ,Art. 62 Abs. 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates
(Zollkodex)*“ durch den Verweis ,,Art. 163 des Zollkodex* ersetzt.

6. In §33 Abs. 3 wird der Verweis ,Art.4 Z 16 lit.a und lit. d bis lit. g des Zollkodex der
Gemeinschaften durch den Verweis ,,Art. 57 16 lit. a und Art. 210 lit. b bis d des Zollkodex* ersetzt.

7.In § 36 Abs. 1 Z 21 wird der Verweis ,,Art. 4 Z 18 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates zur
Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften durch den Verweis ,,Art. 5 Z 15 des Zollkodex* ersetzt.

8. In § 49 wird folgender Abs. 6 angefiigt:

»(6) §2 Z 16 bis 19, § 23 Abs. 3, § 24 Abs. 5, § 27 Abs. 1, § 32 Abs. 1, § 33 Abs. 3 sowie § 36
Abs. 1 Z 21 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 163/2015 treten mit 1. Mai 2016 in Kraft.”

. Artikel 25
Anderung des Pflanzgutgesetzes 1997

Das Pflanzgutgesetz 1997, BGBI. I Nr. 73/1997, zuletzt geéndert durch das Bundesgesetz BGBI. I
Nr. 189/2013, wird wie folgt gedndert:

1. In § 14 Abs. 4 wird die Wortfolge ,,gemd3 Art. 62 Abs. 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des
Rates (Zollkodex) und Art. 218 Abs. 1 Buchstabe d der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 der Kommission
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(Zollkodex-Durchfiihrungsverordnung)“ durch die Wortfolge ,,gemiall Art. 163 der Verordnung (EU)
Nr. 952/2013 zur Festlegung des Zollkodex der Union (Zollkodex), ABI. Nr. L 269 vom 10.10.2013 S. 1,
in der Fassung der Berichtigung ABL Nr. L 287 vom 29.10.2013 S. 90* ersetzt.

2. In § 20 wird folgender Abs. 8 angefiigt:

»(8) § 14 Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 163/2015 tritt mit 1. Mai 2016 in
Kraft.«

. Artikel 26
Anderung des Pflanzenschutzmittelgesetzes 2011

Das Pflanzenschutzmittelgesetz 2011, BGBI. I Nr. 10/2011, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 189/2013, wird wie folgt gedndert:

1. In § 12 Abs. 7 wird die Wortfolge ,,gemall Art. 62 Abs. 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des
Rates (Zollkodex) und Art. 218 Abs. 1 Buchstabe d der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 der Kommission
(Zollkodex-Durchfiihrungsverordnung)“ durch die Wortfolge ,,gemall Art. 163 der Verordnung (EU)
Nr. 952/2013 zur Festlegung des Zollkodex der Union (Zollkodex), ABI. Nr. L 269 vom 10.10.2013 S. 1,
in der Fassung der Berichtigung ABIL. Nr. L 287 vom 29.10.2013 S. 90* ersetzt.

2. In § 17 wird folgender Abs. 4 angefiigt:

»(4) § 12 Abs. 7 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 163/2015 tritt mit 1. Mai 2016 in
Kraft.

. Artikel 27
Anderung des Produktpirateriegesetzes 2004

Das Produktpirateriegesetz 2004, BGBI. I Nr. 56/2004, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 17/2007, wird wie folgt gedndert:

1. In § 4 Abs. 1 wird die Wortfolge ,,dem Anmelder (Artikel 4 Z 18 Zollkodex) oder dem Besitzer im
Sinne des Artikels 38 des Zollkodex* durch die Wortfolge ,,dem Anmelder (Art. 5 Z 15 der Verordnung
(EU) Nr. 952/2013 zur Festlegung des Zollkodex der Union (Zollkodex), ABI. Nr. L 269 vom 10.10.2013
S. 1, in der Fassung der Berichtigung ABIL. Nr. L 287 vom 29.10.2013 S. 90) oder dem Besitzer im Sinn
des Art. 135 des Zollkodex* ersetzt.

2. In § 10 wird folgender Abs. 3 angefiigt:

»(3) §4 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 163/2015 tritt mit 1. Mai 2016 in
Kraft.

. Artikel 28
Anderung des Produktsicherheitsgesetzes 2004

Das Produktsicherheitsgesetz 2004, BGBI. I Nr. 16/2005, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 71/2013, wird wie folgt geandert:

1. In § 15 Abs. 4 wird der Verweis ,,gemil} Artikel 50 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom
12. Oktober 1992 zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften, ABIL. Nr. L 302 vom 19.10.1992*
durch den Verweis ,,gemaf} Art. 144 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 zur Festlegung des Zollkodex der
Union, ABI. Nr. L 269 vom 10.10.2013 S. 1, in der Fassung der Berichtigung ABI. Nr. L 287 vom
29.10.2013 S. 90* ersetzt.

2. In § 34 wird folgender Abs. 3 angefiigt:

»(3) § 15 Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 163/2015 tritt mit 1. Mai 2016 in
Kraft.*
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. Artikel 29
Anderung des Pyrotechnikgesetzes 2010

Das Pyrotechnikgesetz 2010, BGBIL. I Nr. 131/2009, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 20/2015, wird wie folgt gedndert:

1. In § 27 Abs. 7 wird der Verweis ,,gemal Artikel 50 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 zur Festlegung
des Zollkodex der Gemeinschaften, ABL. Nr. L 302 vom 19.10.1992 S. 1 (Zollkodex), zuletzt gedndert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1791/2006, ABI. Nr. L 363 vom 20.12.2006 S. 1, in der Fassung der
Berichtigung ABI. Nr. L 205 vom 22.7.1998 S. 75% durch den Verweis ,,gemél} Art. 144 der Verordnung
(EU) Nr. 952/2013 zur Festlegung des Zollkodex der Union, ABI. Nr. L 269 vom 10.10.2013 S. 1, in der
Fassung der Berichtigung ABI. Nr. L 287 vom 29.10.2013 S. 90 ersetzt.

2. In § 45 wird folgender Abs. 6 angefiigt:

»(6) § 27 Abs. 7 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 163/2015 tritt mit 1. Mai 2016 in
Kraft.

. Artikel 30
Anderung des Saatgutgesetzes 1997

Das Saatgutgesetz 1997, BGBI. I Nr. 72/1997, zuletzt geéndert durch das Bundesgesetz BGBI. I
Nr. 83/2004, wird wie folgt gedndert:

1. § 37 wird wie folgt gedndert:

a) In Abs. 3 wird die Wortfolge ,,gemall Art. 62 Abs. 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates
(Zollkodex) und Art. 218 Abs. 1 lit. d der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 der Kommission (Zollkodex-
Durchfiihrungsverordnung)“ durch die Wortfolge ,,geméll Art. 163 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013
zur Festlegung des Zollkodex der Union (Zollkodex), ABI. Nr. L 269 vom 10.10.2013 S. 1, in der
Fassung der Berichtigung ABI. Nr. L 287 vom 29.10.2013 S. 90“ersetzt.

b) In Abs. 4 Z 1 entfdllt die Wortfolge ,,oder zwecks Einlagerung in ein Lager des Typs D*.
c) In Abs. 4 Z 4 wird der Verweis ,,Art. 201 des Zollkodex* durch den Verweis ,,Art. 77 des Zollkodex“

ersetzt.
2. In § 80 wird folgender Abs. 4 angefiigt:

»(4) § 37 Abs. 3 und Abs. 4 Z 1 und Z 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 163/2015
treten mit 1. Mai 2016 in Kraft.*

. Artikel 31
Anderung des Schaumweinsteuergesetzes 1995

Das Schaumweinsteuergesetz 1995, BGBI. Nr. 702/1994, zuletzt geéndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 13/2014, wird wie folgt gedndert:

1. In § 2 Abs. 3 wird der Verweis ,,§ 45 Abs. 1 Zollrechts-Durchfithrungsgesetz* durch den Verweis ,,§ 51
Abs. 1 des Zollrechts-Durchfiihrungsgesetzes, BGBI. Nr. 659/1994* ersetzt.

2. § 2a wird wie folgt gedndert:

a) Z 2 lautet:

,,2. Zollkodex: die Verordnung (EU) Nr. 952/2013 zur Festlegung des Zollkodex der Union (ABI.
Nr. L 269 vom 10.10.2013 S. 1, in der Fassung der Berichtigung ABI. Nr. L 287 vom 29.10.2013
S. 90);* ersetzt.

b) Z 3 lautet:

,,3. Gebiet der Europdischen Union: das Gebiet, auf das die Systemrichtlinie Anwendung findet (EU-
Verbrauchsteuergebiet);

¢c) In Z4 wird die Wortfolge ,EG-Verbrauchsteuergebiet“ durch die Wortfolge ,EU-
Verbrauchsteuergebiet* ersetzt.
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d) Z 5 lautet:

,,J. Drittgebiete: die in Art. 5 Abs. 2 der Systemrichtlinie genannten Gebiete, die aulerhalb des EU-
Verbrauchsteuergebiets liegen, aber zum Zollgebiet der Européischen Union gehoéren, und die in
Art. 5 Abs. 3 der Systemrichtlinie genannten Gebiete;*

e) Z 6 lautet:

,,0. Drittlinder: Staaten oder Gebiete, auf die der Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen
Union keine Anwendung findet;"

) Z 7 lautet:
,»1. Zollgebiet der Européischen Union: das Gebiet nach Art. 4 des Zollkodex;*

g) In Z 8 lit. a wird die Wortfolge ,J:Tberﬁihrung in den zollrechtlich freien Verkehr nach Art. 79 des
Zollkodex* durch die Wortfolge ,Uberlassung zum zollrechtlich freien Verkehr nach Art. 201 des
Zollkodex* ersetzt.

h) In Z 8 lit. b wird der Verweis ,,Art. 40 des Zollkodex* durch den Verweis ,,Art. 139 des Zollkodex*
ersetzt.

3. § 4 wird wie folgt gedndert:

a) Abs. 2 Z 1 lautet:

,l.im Falle der Einfuhr von Schaumwein dessen Steuerfreiheit unter den Voraussetzungen
anzuordnen, unter denen er nach der Verordnung (EG) Nr. 1186/2009 iiber das gemeinschaftliche
System der Zollbefreiungen, ABI. Nr.L 324 vom 10.12.2009 S.23, und anderen von der
Europdischen Union erlassenen Rechtsvorschriften vom Zoll oder den Verbrauchsteuern befreit
werden kann,*

b) In Abs. 2 Z 5 wird das Wort ,,Gemeinschaft” durch das Wort ,,Union* ersetzt.

4. In § 12 Abs. 4 wird die Wortfolge ,in den zollrechtlich freien Verkehr nach Art. 79 des Zollkodex
tberfihrt™ durch die Wortfolge ,zum zollrechtlich freien Verkehr nach Art. 201 des Zollkodex
liberlassen® ersetzt.

5. In § 13 Abs. 3 wird die Wortfolge ,,in den zollrechtlich freien Verkehr tiberfithrt™ durch die Wortfolge
,,zum zollrechtlich freien Verkehr iiberlassen® ersetzt.

6. § 19 wird wie folgt gedndert:

a) In Abs.1 wird die Wortfolge ,EG-Verbrauchsteuergebiet“ durch die Wortfolge ,EU-
Verbrauchsteuergebiet™ ersetzt.

b) In Abs. 3 wird die Wortfolge ,,in den zollrechtlich freien Verkehr tiberfiihrt™ durch die Wortfolge ,,zum
zollrechtlich freien Verkehr iiberlassen* und die Wortfolge ,JEG-Verbrauchsteuergebiet” durch die
Wortfolge ,, EU-Verbrauchsteuergebiet™ ersetzt.

7. In §20 Abs. 6 wird die Wortfolge ,EG-Verbrauchsteuergebiet“ durch die Wortfolge ,EU-
Verbrauchsteuergebiet™ ersetzt.

8. § 21 wird wie folgt gecindert:

a) Abs. 1 lautet:

,»(1) Einfuhr ist

1. der Eingang von Schaumwein aus Drittlindern oder Drittgebieten in das Steuergebiet, es sei
denn, der Schaumwein befindet sich beim Eingang in das EU-Verbrauchsteuergebiet in der
voriibergehenden Verwahrung oder einem zollrechtlichen besonderen Verfahren;

2. die Entnahme von Schaumwein aus einem zollrechtlichen besonderen Verfahren im Steuergebiet,
es sei denn, es schlief3t sich ein weiteres zollrechtliches besonderes Verfahren an.*

b) In Abs. 2 wird das Wort ,Nichterhebungsverfahren* durch die Wortfolge ,besondere Verfahren*
erselzt.

c) In Abs. 2 Z 1 wird das Wort ,Nichtgemeinschaftsware* durch die Wortfolge ,Nicht-Unionsware*
ersetzt.
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d) In Abs. 2 Z 1 lit. a wird der Verweis ,Titel 11l Kapitel 1 bis 4 des Zollkodex“ durch den Verweis
,»Titel IV Kapitel 1 und Kapitel 2 Abschnitt 1 und 2 des Zollkodex* und das Wort ,,Gemeinschaft” durch
das Wort ,,Union* ersetzt.

e) Abs. 2 Z 1 lit. b entfdllt.

) In Abs. 2 Z 1 lit. ¢ wird die Wortfolge ,die Verfahren in Freizonen oder Freilagern nach Titel IV
Kapitel 3 Abschnitt 1 des Zollkodex* durch die Wortfolge ,die Verfahren in Freizonen nach Titel VII
Kapitel 3 Abschnitt 3 des Zollkodex* ersezzt.

g) Abs. 2 Z 1 lit. d lautet:
,,d) der Versand, das Zolllager, die aktive Veredelung und die voriibergehende Verwendung;*

h) Abs. 2 Z 2 lautet:

,,2. beim Eingang von Schaumwein im zollrechtlichen Status als Unionsware aus Drittgebieten in
sinngemédfer Anwendung die nach Titel IV Kapitel 1 und Kapitel 2 Abschnitt 1 und 2 des
Zollkodex vorgesehenen besonderen Verfahren der Zolliiberwachung beim Eingang in das
Zollgebiet der Europdischen Union.*

9. § 22 samt Uberschrift wird wie folgt gedindert:

a) Die Uberschrift lautet:
wunregelmifigkeiten im besonderen Verfahren*

b) In §22 tritt an die Stelle des Wortes ,Nichterhebungsverfahren™ die Wortfolge ,besonderen
Verfahren und wird der Verweis ,,Art. 215 des Zollkodex‘ durch den Verweis ,,Art. 87 des Zollkodex*
erselzt.

10. In § 29 Abs. 2 wird das Wort ,,Gemeinschaft™ durch das Wort ,,Union* ersetzt.

11. Nach § 48g wird folgender § 48h angefiigt:

»§48h. § 2 Abs. 3,§2aZ2bis 8,§4 Abs.2Z 1 und 5, § 12 Abs. 4, § 13 Abs. 3, § 19 Abs. 1 und 3,
§ 20 Abs. 6, § 21 Abs. 1 und Abs. 2, § 22 einschlieBlich der Uberschrift sowie § 29 Abs. 2 in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBL. I Nr. 163/2015 treten mit 1. Mai 2016 in Kraft.”

. Artikel 32
Anderung des Sicherheitskontrollgesetzes 2013

Das Sicherheitskontrollgesetz 2013, BGBL. I Nr. 42/2013, wird wie folgt gedndert:

1. In § 25 Abs. 2 wird der Verweis ,,Art. 75 lit. a, 4. Anstrich der Verordnung (EWG) Nr. 2913/1992 zur
Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften, ABI. Nr. L 302 vom 19.10.1992 S. 1* durch den Verweis
,Art. 198 Abs. 1 lit. b (iv) der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 zur Festlegung des Zollkodex der Union,
ABI. Nr. L 269 vom 10.10.2013 S. 1, in der Fassung der Berichtigung ABI. Nr. L 287 vom 29.10.2013
S. 90% ersetzt.

2. In § 30 wird folgender Abs. 4 angefiigt:

»(4) § 25 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 163/2015 tritt mit 1. Mai 2016 in
Kraft.

. Artikel 33
Anderung des Sprengmittelgesetzes 2010

Das Sprengmittelgesetz 2010, BGBIL. I Nr. 121/2009, zuletzt geéndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 136/2015, wird wie folgt geédndert:

1. In § 31 Abs. 3 sowie in § 32 Abs. 3 wird jeweils der Verweis ,,Art. 62 Abs. 2 des Zollkodex* durch den
Verweis ,,Art. 163 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 zur Festlegung des Zollkodex der Union, ABI.
Nr. L 269 vom 10.10.2013 S. 1, in der Fassung der Berichtigung ABI. Nr. L 287 vom 29.10.2013 S. 90*
ersetzt.
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2. In § 47 wird folgender Abs. 7 angefiigt:

»(7) § 31 Abs. 3 sowie § 32 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 163/2015 treten
mit 1. Mai 2016 in Kraft.”

. Artikel 34
Anderung des Tabaksteuergesetzes 1995

Das Tabaksteuergesetz 1995, BGBI. Nr. 704/1994, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. 1
Nr. 105/2014, wird wie folgt geéndert:

1. § 3a wird wie folgt gedndert:

a) Z 2 lautet:

,,2. Zollkodex: die Verordnung (EU) Nr. 952/2013 zur Festlegung des Zollkodex der Union (ABI.
Nr. L 269 vom 10.10.2013 S. 1, in der Fassung der Berichtigung ABI. Nr. L 287 vom 29.10.2013
S. 90);

b) Z 3 lautet:

,.3. Gebiet der Europdischen Union: das Gebiet, auf das die Systemrichtlinie Anwendung findet (EU-
Verbrauchsteuergebiet);*

¢) In Z4 wird die Wortfolge ,EG-Verbrauchsteuergebiet“ durch die Wortfolge ,EU-
Verbrauchsteuergebiet™ ersetzt.

d) Z 5 lautet:

,,J. Drittgebiete: die in Art. 5 Abs. 2 der Systemrichtlinie genannten Gebiete, die aullerhalb des EU-
Verbrauchsteuergebiets liegen, aber zum Zollgebiet der Europédischen Union gehdren, und die in
Art. 5 Abs. 3 der Systemrichtlinie genannten Gebiete;*

e) Z 6 lautet:

,,0. Drittldnder: Staaten oder Gebiete, auf die der Vertrag liber die Arbeitsweise der Européischen
Union keine Anwendung findet;"

) Z 7 lautet:
,,71. Zollgebiet der Europiischen Union: das Gebiet nach Art. 4 des Zollkodex;*

g) In Z 8 lit. a wird die Wortfolge ,?ﬁberfﬁhmng in den zollrechtlich freien Verkehr nach Art. 79 des
Zollkodex* durch die Wortfolge ,,Uberlassung zum zollrechtlich freien Verkehr nach Art. 201 des
Zollkodex* ersetzt.

h) In Z 8 lit. b wird der Verweis ,,Art. 40 des Zollkodex* durch den Verweis ,,Art. 139 des Zollkodex*
ersetzt.

2. § 6 wird wie folgt gedndert:

a) Abs. 3 Z 1 lautet:

,l.im Falle der Einfuhr von Tabakwaren deren Steuerfreiheit unter den Voraussetzungen
anzuordnen, unter denen sie nach der Verordnung (EG) Nr.1186/2009 iiber das
gemeinschaftliche System der Zollbefreiungen, ABL Nr. L 324 vom 10.12.2009 S. 23, und
anderen von der Europdischen Union erlassenen Rechtsvorschriften vom Zoll oder den
Verbrauchsteuern befreit werden kdnnen,*

b) In Abs. 3 Z 5 wird das Wort ,,Gemeinschaft” durch das Wort ,,Union* ersetzt.

3. In § 17 Abs. 3 wird die Wortfolge ,,in den zollrechtlich freien Verkehr nach Art. 79 des Zollkodex
iberfiihrt durch die Wortfolge ,zum zollrechtlich freien Verkehr nach Art. 201 des Zollkodex
iiberlassen® ersetzt.

4. In § 18 Abs. 3 wird die Wortfolge ,,in den zollrechtlich freien Verkehr iiberfiihrt™ durch die Wortfolge
,,zum zollrechtlich freien Verkehr iiberlassen® ersetzt.
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5. § 23 wird wie folgt gecindert:

a) In Abs. 1 wird das Wort ,EG-Verbrauchsteuergebiet® durch das Wort ,EU-Verbrauchsteuergebiet
ersetzt.

b) In Abs. 3 wird die Wortfolge ,,in den zollrechtlich freien Verkehr tiberfiihrt™ durch die Wortfolge ,,zum
zollrechtlich freien Verkehr iiberlassen und die Wortfolge ,J EG-Verbrauchsteuergebiet” durch die
Wortfolge ,,EU-Verbrauchsteuergebiet ersetzz.

6. In §24 Abs.6 wird das Wort ,EG-Verbrauchsteuergebiet“ durch das Wort ,EU-
Verbrauchsteuergebiet* ersetzt.

7. § 25 wird wie folgt gedindert:

a) Abs. 1 lautet:

(1) Einfuhr ist

1. der Eingang von Tabakwaren aus Drittldndern oder Drittgebieten in das Steuergebiet, es sei denn,
die Tabakwaren befinden sich beim FEingang in das EU-Verbrauchsteuergebiet in der
voriibergehenden Verwahrung oder einem zollrechtlichen besonderen Verfahren;

2. die Entnahme von Tabakwaren aus einem zollrechtlichen besonderen Verfahren im Steuergebiet,
es sei denn, es schlie3t sich ein weiteres zollrechtliches besonderes Verfahren an.*

b) In Abs. 2 wird das Wort ,Nichterhebungsverfahren durch die Wortfolge ,,besondere Verfahren®
erselzt.

¢) In Abs. 2 Z 1 wird das Wort ,Nichtgemeinschaftswaren durch das Wort ,Nicht-Unionswaren® ersetzt.

d) In Abs. 2 Z 1 lit. a wird der Verweis ,Titel 11l Kapitel 1 bis 4 des Zollkodex“ durch den Verweis
,»TLitel IV Kapitel 1 und Kapitel 2 Abschnitt 1 und 2 des Zollkodex* und die Wortfolge ,.Zollgebiet der
Gemeinschaft” durch die Wortfolge ,,Zollgebiet der Europédischen Union* ersetzt.

e) Abs. 2 Z 1 lit. b entfdllt.

) In Abs. 2 Z 1 lit. ¢ wird die Wortfolge ,die Verfahren in Freizonen oder Freilagern nach Titel IV
Kapitel 3 Abschnitt 1 des Zollkodex,” durch die Wortfolge ,,die Verfahren in Freizonen nach Titel VII
Kapitel 3 Abschnitt 3 des Zollkodex, ersetzt.

g) Abs. 2 Z 1 lit. d lautet:
,,d) der Versand, das Zolllager, die aktive Veredelung und die voriibergehende Verwendung;*

h) Abs. 2 Z 2 lautet:

,,2. beim Eingang von Tabakwaren im zollrechtlichen Status als Unionsware aus Drittgebieten in
sinngemifler Anwendung die nach Titel IV Kapitel 1 und Kapitel 2 Abschnitt 1 und 2 des
Zollkodex vorgesehenen besonderen Verfahren der Zolliiberwachung beim Eingang in das
Zollgebiet der Europiischen Union.*

8. § 26 samt Uberschrift wird wie folgt gedindert:

a) Die Uberschrift lautet:
wunregelmifligkeiten im besonderen Verfahren“

b) Das Wort ,Nichterhebungsverfahren” wird durch die Wortfolge ,besonderen Verfahren“ und der
Verweis ,,Art. 215 des Zollkodex‘ wird durch den Verweis ,,Art. 87 des Zollkodex* ersetzt.

9. In § 32 Abs. 2 wird das Wort ,,Gemeinschaft durch das Wort ,,Union“ ersetzt.

10. Nach § 44n wird folgender § 440 angefiigt:

»§440. §3a Z2 bis 8, §6 Abs.3 Z1 und 5, § 17 Abs. 3, § 18 Abs. 3, § 23 Abs. 1 und 3, § 24
Abs. 6, § 25 Abs. | und Abs. 2, § 26 einschlieBlich der Uberschrift sowie § 32 Abs. 2 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 163/2015 treten mit 1. Mai 2016 in Kraft.*
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. Artikel 35
Anderung des Tierseuchengesetzes

Das Tierseuchengesetz, RGBIL. Nr. 177/1909, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. I
Nr. 80/2013, wird wie folgt gedndert:

1. In § 4b Abs. 4 wird der Verweis ,,Art. 226 der Verordnung (EWG) Nr. 2313/92 des Rates (Zollkodex),
ABIL. Nr.L 302/1992 vom 19. Oktober 1992 durch den Verweis ,Art. 110 der Verordnung (EU)
Nr. 952/2013 zur Festlegung des Zollkodex der Union, ABI. Nr. L 269 vom 10.10.2013 S. 1, in der
Fassung der Berichtigung ABI. Nr. L 287 vom 29.10.2013 S. 90 ersetzt.

2. In § 77 wird folgender Abs. 15 angefiigt:

»(15) § 4b Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 163/2015 tritt mit 1. Mai 2016 in
Kraft.«

. Artikel 36
Anderung des Vermarktungsnormengesetzes

Das Vermarktungsnormengesetz, BGBI. I Nr. 68/2007, zuletzt geéndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 189/2013, wird wie folgt gedndert:

1. In § 8 Abs. 2 wird der Verweis ,Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 zur Festlegung des Zollkodex der
Gemeinschaften (Zollkodex), ABI. Nr. L 302 vom 19.10.1992 S. 1 durch den Verweis ,,Verordnung
(EU) Nr. 952/2013 zur Festlegung des Zollkodex der Union (Zollkodex), ABI. Nr. L 269 vom 10.10.2013
S. 1, in der Fassung der Berichtigung ABIL. Nr. L 287 vom 29.10.2013 S. 90* ersetzt.

2. In §9 Abs. 2 Z 1 wird der Verweis ,,Art. 4 Z 18 des Zollkodex* durch den Verweis ,,Art. 5 Z 15 des
Zollkodex* ersetzt.

3. In §13 Abs. 8 wird der Verweis ,,Art. 62 Abs. 2 des Zollkodex* durch den Verweis ,,Art. 163 des
Zollkodex* ersetzt.

4. In § 18 Abs. 3 und 4 wird jeweils der Verweis ,,Art. 4 Z 18 des Zollkodex* durch den Verweis ,Art. 5
Z 15 des Zollkodex* ersetzt.

5.In § 20 Abs. 5 wird der Verweis ,,Art. 226 des Zollkodex* durch den Verweis ,,Art. 110 des Zollkodex“
ersetzt.

6. In § 26 wird folgender Abs. 4 angefiigt:

W(4) § 8 Abs.2,§ 9 Abs.2Z 1, § 13 Abs. 8, § 18 Abs. 2 und 3 sowie § 20 Abs. 5 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 163/2015 treten mit 1. Mai 2016 in Kraft.*

. Artikel 37
Anderung des Unternehmensgesetzbuches

Das Unternechmensgesetzbuch — UGB, dRGBI. S 219/1897, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 22/2015, wird wie folgt gedndert:

1. § 235 Abs. 1 lautet:
(1) Gewinne diirfen nicht ausgeschiittet werden, soweit sie durch Umgriindungen unter Ansatz des
beizulegenden Wertes entstanden sind und
1. aus der Auflésung von Kapitalriicklagen stammen,
2. nicht als Kapitalriicklage ausgewiesen werden kdnnen, oder
3. der beizulegende Wert fiir eine Gegenleistung angesetzt wurde.

Dies gilt sinngemdB fiir einen Ubergang des Gesellschaftsvermdgens gemdB § 142. Die
ausschiittungsgesperrten Betrdge vermindern sich insoweit, als der Unterschiedsbetrag zwischen
Buchwert und dem hoheren beizulegenden Wert in der Folge insbesondere durch planmifige oder
auflerplanmédfBige Abschreibungen gemifl den §§ 204 und 207 oder durch Buchwertabgéinge vermindert
wird. Dies gilt unabhingig von der Auflosung einer zugrunde liegenden Kapitalriicklage.*
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2. Dem § 906 wird folgender Abs. 40 angefiigt:

,»(40) § 235 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 163/2015 tritt mit 1. Janner 2016
in Kraft. § 235 Abs. 1 Z 2 und 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 163/2015 sind auf nach
dem 31.Mai 2015 Dbeschlossene Umgriindungsvorginge anzuwenden und gelten fiir
Ausschiittungsbeschliisse nach dem 31. Dezember 2015. § 235 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBL. 1 Nr.163/2015 st auf nach dem 31.Mai 2015 stattfindende Ubergiinge des
Gesellschaftsvermogens geméfl § 142 anzuwenden und gilt fiir Ausschiittungsbeschliisse nach dem
31. Dezember 2015.

. Artikel 38
Anderung des Umsatzsteuergesetzes 1994

Das  Umsatzsteuergesetz 1994, BGBIL. 1  Nr. 663/1994, zuletzt gedndert durch das
Steuerreformgesetz 2015/2016, BGBI. I Nr. 118/2015, wird wie folgt geandert:

1. § 6 Abs. 4 wird wie folgt gedindert:

a) Z 7 lautet:

7. der Gegenstinde, die nach den Art. 250 bis 253 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 zur
Festlegung des Zollkodex der Union (Zollkodex), ABIL. Nr. L 269 vom 10.10.2013 S. 1, in der
Fassung der Berichtigung ABIL Nr.L287 vom 29.10.2013 S.90, im Verfahren der
voriibergehenden Verwendung frei von den Einfuhrabgaben eingefiihrt werden konnen,
ausgenommen die Fille der teilweisen Befreiung von den Einfuhrabgaben. Die Steuerfreiheit gilt
fiir Formen, Matrizen, Klischees, Zeichnungen, Modelle, Gerdte zum Messen, Uberpriifen oder
Uberwachen und #hnliche Gegenstinde mit der MaBgabe, dass die hergestellten Gegenstéinde zur
Ginze aus dem Zollgebiet der Union auszufiihren sind;*

b) In Z 8 tritt an die Stelle des Verweises ,,Artikeln 185 bis 187 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des
Rates vom 12. Oktober 1992 zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften (ABI. Nr. L 302/1) der
Verweis ,,Art. 203 bis 207 des Zollkodex*“ wund wird der Verweis ,Artikel 185 Abs.2 lit.b der
Verordnung* durch den Verweis ,,Art. 204 des Zollkodex* ersetzt.

2. § 23 wird wie folgt gedndert:

a) In Abs. 1 entfillt der erste Gedankenstrich samt der Wortfolge ,die nicht fiir das Unternehmen des
Leistungsempfingers bestimmt sind,".

b) Abs. 3 lautet:

»(3) Die sonstige Leistung wird an dem Ort ausgefiihrt, von dem aus der Unternchmer sein
Unternehmen betreibt. Wird die sonstige Leistung von einer Betriebsstitte ausgefiihrt, gilt die
Betriebsstitte als der Ort der sonstigen Leistung.*

c) Abs. 4 lautet:

»(4) Reisevorleistungen sind Lieferungen und sonstige Leistungen Dritter, einschlieBlich
Reiseleistungen eines anderen Reisebiiros, die letztendlich einem nichtunternehmerisch Reisenden
zugutekommen.

d) In Abs. 8 wird als erster Satz eingefiigt:

,Der Unternehmer hat in der Rechnung darauf hinzuweisen, dass die Sonderregelung fiir Reisebiiros
angewendet wurde, beispielsweise durch die Angabe ,Reiseleistungen/Sonderregelung™ oder
,Margenbesteuerung.

3. § 26 wird wie folgt gedndert:

a) In Abs. 1 entfillt die Wortfolge ,jiber den aktiven Veredlungsverkehr nach dem Verfahren der
Zollriickvergiitung und* und der Verweis ,,Artikel 235 bis 242 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des
Rates vom 12. Oktober 1992 zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften (ABI. Nr. L 302/1)* wird
durch den Verweis ,,Art. 116 bis 123 des Zollkodex“ sowie der Verweis ,,des Artikels 236 der Verordnung
(EWG) Nr. 2913/92° wird durch den Verweis ,,des Art. 116 Abs. 1 lit. a des Zollkodex* ersetzt.
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b) In Abs. 3 Z 2 erster Anstrich wird der Verweis ,,Art. 201 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des
Rates zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften (ABL. Nr. L 302/1)* durch den Verweis ,,Art. 77
des Zollkodex* ersetzt.

4. In § 28 wird folgender Abs. 43 angefiigt:

»(43) 1. §6 Abs.4 Z7 und Z 8 sowie §26 Abs. 1 und Abs.3 Z2, jeweils in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBL. I Nr. 163/2015, treten mit 1. Mai 2016 in Kraft.

2. 8§23 Abs. 1, 3, 4 und 8, jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 163/2015, treten
mit 1. Janner 2017 in Kraft und sind erstmals auf Umsitze und sonstige Sachverhalte
anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2016 ausgefiihrt werden bzw. sich ereignen.

Fischer

Faymann
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	a) Abs. 3 Z 2 lit. b lautet:
	b) In Abs. 3 Z 2 lit. c wird „§ 27 Abs. 6 Z 2“ durch „§ 27 Abs. 6 Z 3“ ersetzt.
	c) Im ersten Satz des Abs. 5 wird die Wortfolge „eines besonderen Steuersatzes“ durch die Wortfolge „der besonderen Steuersätze“ ersetzt und im letzten Satz wird die Wortfolge „dem besonderen Steuersatz“ durch die Wortfolge „einem besonderen Steuersat...
	7. In § 30 Abs. 4 wird wie folgt geändert:
	a) Der erste Satz lautet:
	b) In der Z 1 entfällt nach dem dritten Satz der Punkt und es wird die Wortfolge „und ist dem Finanzamt anzuzeigen.“ angefügt.
	8. In § 30b Abs. 5 wird der Verweis auf „Abs. 1 und 4“ durch den Verweis auf „Abs. 1, 1a und 4“ ersetzt.
	9. In § 41 Abs. 1 Z 5 wird nach der Wortfolge „der erhöhte Pensionistenabsetzbetrag“ die Wortfolge samt Satzzeichen „, der erhöhte Verkehrsabsetzbetrag“ eingefügt und der Verweis auf „§ 62 Z 10“ durch den Verweis auf „§ 62 Z 10 und Z 11“ ersetzt.
	10. In § 70 Abs. 2 Z 2 letzter Satz wird „35%“ durch „25%“ ersetzt.
	11. In § 77 Abs. 3 entfällt im zweiten Satz die Wortfolge „und Beiträge an gesetzlich anerkannte Kirchen und Religionsgemeinschaften gemäß § 18 Abs. 1 Z 5“.
	12. In § 93 Abs. 5 lautet der dritte Teilstrich:
	13. § 94 Z 7 lautet:
	14. § 95 Abs. 3 Z 3 wird wie folgt geändert:
	a) Der zweite und dritte Teilstrich werden getauscht. Der Punkt am Ende des nunmehrigen zweiten Teilstrichs wird durch einen Strichpunkt ersetzt; der Strichpunkt am Ende des nunmehrigen dritten Teilstrichs wird durch einen Punkt ersetzt.
	b) Im nunmehrigen zweiten Teilstrich wird die Wortfolge „des Wegzugs im Sinne des § 27 Abs. 6 Z 1 lit. b“ durch die Wortfolge „der Einschränkung des Besteuerungsrechts im Sinne des § 27 Abs. 6 Z 1“ ersetzt.
	c) Im nunmehrigen dritten Teilstrich wird der Verweis auf „§ 27 Abs. 6 Z 1 lit. a“ durch den Verweis auf „§ 27 Abs. 6 Z 2“ ersetzt.
	15. § 100 wird wie folgt geändert:
	a) In § 100 Abs. 1 zweiter Satz entfällt die Wortfolge „35 %, wenn der Steuerpflichtige eine natürliche Person ist, sonst“.
	b) Es wird folgender Abs. 1a eingefügt:
	16. In § 108g Abs. 5 wird im vierten Satz die Wortfolge „25%“ durch die Wortfolge „27,5%“ ersetzt.
	17. § 124b wird wie folgt geändert:
	a) In Z 185 lit. c wird im letzten Satz der Punkt durch einen Beistrich ersetzt und die Wortfolge „ wobei ab dem 1. Jänner 2016 abweichend von § 37 Abs. 8 und § 95 Abs. 1 der besondere Steuersatz bzw. die Kapitalertragsteuer 27,5% beträgt.“ angefügt.
	b) Z 225 lautet:
	c) In Z 232 wird im letzten Satz die Wortfolge „nach dem 31. Dezember 2012“ durch die Wortfolge „vor dem 1. Jänner 2017“ersetzt.
	d) In Z 275 wird der Verweis samt Satzzeichen „ , Z 21 und Z 34“ durch den Verweis auf „und Z 21“ ersetzt.
	e) In Z 288 wird nach „§ 18“ die Wortfolge „Abs. 1 Z 7 und“ eingefügt.
	f) In Z 292 lit. c wird vor „§ 33 Abs. 5 Z 3“ die Norm samt Satzzeichen „§ 18 Abs. 3 Z 2,“ eingefügt.
	g) In Z 293 wird der Ausdruck „BGBl. II“ durch den Ausdruck „BGBl. I“ ersetzt.
	h) Nach Z 297 werden folgende Z 298 bis 308 angefügt:

	Artikel 2 Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 1988
	1. In § 8 Abs. 4 Z 2 lit. b wird im letzten Teilstrich der Punkt durch einen Beistrich ersetzt und es wird folgender Teilstrich angefügt:
	2. In § 13 Abs. 3 entfällt der letzte Satz und es werden folgende Sätze angefügt:
	3. In § 17 Abs. 2 Z 3 entfällt die Wortfolge „mit Zustimmung der Versicherungsaufsichtsbehörde“.
	4. In § 22 Abs. 2 entfällt die Wortfolge „Kapitalerträge und“.
	5. § 24 Abs. 5 lautet:
	6. In § 26c werden nach der Z 56 die Z 57 und die Z 58 angefügt:

	Artikel 3 Änderung des Umgründungssteuergesetzes
	1. In § 1 Abs. 2 entfallen die Sätze drei bis sieben und im zweiten Satz wird der letzte Halbsatz durch folgende Halbsätze ersetzt:
	2. § 3 wird wie folgt geändert:
	a) In Abs. 1 Z 2 zweiter Teilstrich lautet der erste Satz:
	b) In Abs. 1 Z 3 wird die Wortfolge „und dem Stand der Einlagen im Sinne des § 4 Abs. 12 Z 2 lit. b des Einkommensteuergesetzes 1988“ durch die Wortfolge „und den vorhandenen Einlagen im Sinne des § 4 Abs. 12 des Einkommensteuergesetzes 1988“ ersetzt.
	3. § 5 Abs. 1 wird wie folgt geändert:
	a) Z 3 und 4 lauten:
	b) In Z 5 lautet der zweite Halbsatz:
	4. In § 7 Abs. 2 entfallen die Sätze drei bis sechs und der zweite Satz lautet:
	5. § 9 wird wie folgt geändert:
	a) In Abs. 1 Z 2 lautet der letzte Satz:
	b) In Abs. 1 Z 3 zweiter Teilstrich lautet der erste Satz:
	c) In Abs. 6 wird die Wortfolge „und dem Stand der Einlagen im Sinne des § 4 Abs. 12 Z 2 lit. b des Einkommensteuergesetzes 1988“ durch die Wortfolge „und den vorhandenen Einlagen im Sinne des § 4 Abs. 12 des Einkommensteuergesetzes 1988“ ersetzt.
	6. § 16 wird wie folgt geändert:
	a) In Abs. 1 Satz 2 lautet der letzte Halbsatz:
	b) In Abs. 1 werden die Sätze drei bis sechs durch folgende Sätze ersetzt:
	c) Nach Abs. 1 wird folgender Abs. 1a eingefügt:
	d) In Abs. 2 Z 1 wird der Verweis „Abs. 1 und 3“ durch den Verweis „Abs. 1, 1a und 3“ ersetzt.
	7. § 18 Abs. 1 wird wie folgt geändert:
	a) In Z 1 wird folgender zweiter Satz angefügt:
	b) In § 18 Abs. 1 Z 3 zweiter Teilstrich lautet der erste Satz:
	8. In § 20 Abs. 2 Z 5 wird nach der Wortfolge „§ 16 Abs. 1 oder Abs. 2 Z 1“ die Wortfolge „in der Fassung des Bundesgesetzes vor BGBl. I Nr. 163/2015“ eingefügt.
	8a. In § 20 Abs. 7 Z 1 wird im zweiten Satz der Verweis „§ 16 Abs. 1 dritter bis letzter Satz“ durch den Verweis „§ 16 Abs. 1a“ ersetzt.
	9. In § 21 wird folgender Schlussteil angefügt:
	10. § 24 Abs. 1 Z 3 lautet:
	11. In § 25 Abs. 1 Z 2 zweiter Teilstrich lautet der erste Satz:
	12. § 29 Abs. 1 Z 3 lautet:
	13. In § 30 Abs. 1 Z 2 zweiter Teilstrich lautet der erste Satz:
	14. § 36 Abs. 3 wie folgt geändert:
	a) Z 1 lautet:
	b) In Z 2 lautet der zweite Halbsatz:
	15. Im 3. Teil wird nach Z 29 folgende Z 30 angefügt:

	Artikel 4 Änderung des Gebührengesetzes 1957
	1. In § 11 wird folgender Abs. 3 angefügt.
	2. In § 14a tritt an die Stelle des Zitates „§ 14“ das Zitat „§ 11 Abs. 3 und § 14“.
	3. In § 37 wird folgender Abs. 37 angefügt:

	Artikel 5 Änderung des Grunderwerbsteuergesetzes 1987
	1. Im § 4 Abs. 1 lautet der zweite Satz:
	2. In § 7 Abs. 1 Z 2 lit. a tritt an die Stelle der Wortfolge „eine wirtschaftliche Einheit“ die Wortfolge „eine wirtschaftliche Einheit oder Teile einer wirtschaftlichen Einheit“.
	3. § 18 Abs. 2p lautet:

	Artikel 6 Änderung des Kommunalsteuergesetzes 1993
	§ 11 Abs. 3 lautet:

	Artikel 7 Änderung der Bundesabgabenordnung
	1. In § 30 Abs. 2 wird das Wort „Kälte,“ samt folgendem Beistrich, jeweils nach dem Wort „Wärme,“ samt folgendem Beistrich eingefügt.
	2. In § 125 Abs. 1 zweiter Unterabsatz zweiter Satz tritt an die Stelle der Zitierung „§ 10 Abs. 2 Z 4“ die Zitierung „§ 10 Abs. 2 Z 3 und Abs. 3 Z 3“.
	3. In § 209 wird folgender Abs. 5 angefügt:
	4. In § 242 erhält der bisherige Text die Absatzbezeichnung „(1)“ und es wird folgender Abs. 2 angefügt:
	5. In § 242a Abs. 1 tritt an die Stelle der Zitierung „§ 242 erster Satz“ die Zitierung „§ 242 Abs. 1 erster Satz“.
	6. In § 323 wird Abs. 46 angefügt:

	Artikel 8 Änderung des Gemeinsamer Meldestandard-Gesetzes
	§ 117 lautet:

	Artikel 9 Änderung des Transparenzdatenbankgesetzes 2012
	1. § 1 Abs. 1 Z 6 lautet wie folgt:
	2. § 1 Abs. 2 lautet:
	3. In § 5 Abs. 2 Z 1 entfallen die Worte „zuzüglich der Bezüge im Sinne des § 67 Abs. 1 EStG 1988 und“
	4. § 9 Abs. 2 Z 5 lautet:
	5. § 23 Abs. 1 Z 1 lit. c lautet:
	6. Dem § 25 Abs. 3 wird folgender Abs. 4 angefügt:
	7. In § 32 Abs. 6 wird nach dem ersten Satz folgender Satz eingefügt:
	8. In § 32 Abs. 7 wird das Wort „letzter“ durch das Wort „dritter“ ersetzt.

	Artikel 10 Änderung des Zollrechts-Durchführungsgesetzes
	1. § 1 wird wie folgt geändert:
	a) Abs. 1 lautet:
	b) Abs. 2 lautet:
	c) Es wird folgender Abs. 4 angefügt:
	2. § 2 wird wie folgt geändert:
	a) In Abs. 1 wird die Wortfolge „Das im § 1 genannte Zollrecht der Union, dieses Bundesgesetz und die in Durchführung dieses Bundesgesetzes ergangenen Verordnungen sowie die allgemeinen abgabenrechtlichen Vorschriften und das in Österreich anwendbare ...
	b) Abs. 2 entfällt.
	3. § 2a wird wie folgt geändert:
	a) In Abs. 1 lautet im ersten Satz der erste Halbsatz:
	b) In Abs. 1 zweiter Satz tritt anstelle des Verweises „des Artikels 215 Abs. 4 ZK“ der Verweis „des Art. 87 Abs. 4 des Zollkodex“.
	c) In Abs. 4 wird im ersten Satz der Verweis „Beschlusses des Rates vom 29. September 2000 über das System der Eigenmittel der Europäischen Gemeinschaft vom 29. September 2000, ABl. Nr. L 235 vom 7. Oktober 2000, S. 42“ durch den Verweis „Beschlusses ...
	4. § 4 wird wie folgt geändert:
	a) In Abs. 1 tritt anstelle des Verweises „Artikel 4 ZK“ die Wortfolge „Art. 5 des Zollkodex oder anderen zollrechtlichen Vorschriften der Europäischen Union“.
	b) In Abs. 2 lautet die Z 1:
	c) In Abs. 2 entfällt die Z 3.
	d) In Abs. 2 Z 12 wird nach dem Begriff „Zollrechts“ jeweils die Wortfolge „und der in § 6 weiters genannten Aufgaben“ eingefügt.
	e) In Abs. 2 Z 16 tritt anstelle des Verweises „Artikel 82 ZK“ nunmehr der Verweis „Art. 254 des Zollkodex“.
	f) In Abs. 2 Z 18 wird die Wortfolge „einer sonstigen zollrechtlichen Bestimmung“ durch die Wortfolge „der Wiederausfuhr, der Vernichtung oder Zerstörung sowie der Aufgabe zugunsten der Staatskasse“ ersetzt.
	g) In Abs. 2 Z 14 bis Z 18 wird jeweils am Ende der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und es wird folgende Z 19 angefügt:
	5. In § 8 Abs. 2 wird der Verweis „§ 84 der Strafprozessordnung“ durch den Verweis „§ 78 der Strafprozessordnung“ ersetzt.
	6. § 10 wird wie folgt geändert:
	a) In Abs. 1 entfällt der letzte Satz.
	b) Abs. 3 entfällt.
	7. § 11 samt Überschrift wird wie folgt geändert:
	a) Der Überschrift wird der Wortlaut „und zugelassene Warenorte“ hinzugefügt.
	b) In Abs. 7 wird nach der Wortfolge „Die Zollstellen bewilligen Wirtschaftsbeteiligten“ die Wortfolge „nach Maßgabe der zollrechtlichen Vorschriften dauerhaft“ eingefügt; die Wortfolge „und der über die Örtlichkeit Verfügungsberechtigte Gewähr für di...
	c) In Abs. 8 wird der Begriff „Abfertigungen“ durch die Wortfolge „die Gestellung und Abfertigung“ ersetzt.
	d) In Abs. 9 wird der Begriff „bewilligter Warenort“ durch den Begriff „zugelassener Warenort“ ersetzt.
	8. In § 13 Abs. 1 wird die Bezeichnung „Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr“ durch die Bezeichnung „Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie“ ersetzt.
	9. § 20 wird wie folgt geändert:
	a) In Abs. 2 wird der Verweis „Artikel 38 Abs. 1 Buchstabe a ZK“ durch den Verweis „Art. 135 Abs. 1 des Zollkodex“ ersetzt.
	b) In Abs. 5 wird vor der Wortfolge „durch andere Formen der Willensäußerung,“ die Wortfolge „aufgrund des Zollrechts“ eingefügt; der Verweis „(Artikel 233 ZK-DVO)“ entfällt.
	10. § 21 Abs. 1 wird wie folgt geändert:
	a) In lit. a entfällt die Zitierung „(Artikel 233 ZK-DVO)“, anstelle dessen wird vor der Wortfolge „durch andere Formen der Willensäußerung“ die Wortfolge „aufgrund des Zollrechts“ eingefügt; vor der Wortfolge „bestimmen Überwachungsmaßnahmen“ wird di...
	b) In lit. d entfällt der Verweis „(Artikel 233 ZK-DVO)“, anstelle dessen wird vor der Wortfolge „durch andere Form der Willensäußerung“ die Wortfolge „aufgrund des Zollrechts“ eingefügt.
	11. § 23 wird wie folgt geändert:
	a) In Abs. 1 wird vor dem Begriff „Personen“ der Wortlaut „Unbeschadet Art. 51 des Zollkodex treffen“ eingefügt; vor dem Wortlaut „besondere Aufzeichnungspflichten“ entfällt das Wort „treffen“.
	b) In Abs. 2 erster Satz wird die Wortfolge „durch drei Jahre“ durch die Wortfolge „fünf Jahre“ ersetzt.
	12. In § 24 Abs. 1 letzter Satz entfällt die Wortfolge „über die Beschau“.
	13. Die Überschrift zu § 26 lautet:
	14. In § 27 Abs. 1 entfällt der zweite Satz.
	15. § 30 Abs. 2 lautet:
	16. In § 31 Abs. 3 wird die Wortfolge „der Sicherheitsbehörden, der Bundespolizei“ durch die Wortfolge „der Sicherheitsbehörden oder der Bundespolizei“ ersetzt.
	17. § 32 wird wie folgt geändert:
	a) In Abs. 2 wird die Wortfolge „der Sicherheitsbehörde, der Bundespolizei“ durch die Wortfolge „der Sicherheitsbehörden oder der Bundespolizei“ ersetzt.
	b) In Abs. 5 wird der Begriff „Nichtgemeinschaftswaren“ durch den Begriff „Nicht-Unionswaren“ ersetzt.
	18. In § 33 Abs. 1 wird nach dem Begriff „Schmuggel“ der Klammerausdruck „(§ 35 FinStrG)“ hinzugefügt.
	19. Die Überschrift zu § 34 lautet:
	20. Der Abschnitt D lautet samt Überschrift:
	„Abschnitt D. Ergänzende Regelungen zur Durchführung des Zollkodex der Europäischen Union
	21. § 86 wird wie folgt geändert:
	a) In Abs. 1 wird die Wortfolge „nach dem in § 1 genannten Zollrecht der Union“ durch die Wortfolge „nach den in § 1 genannten zollrechtlichen Vorschriften der Europäischen Union“ ersetzt.
	b) Abs. 3 lautet:
	22. In § 87 entfällt Abs. 4.
	23. In § 96 wird der Verweis „§ 67 Abs. 2“ durch den Verweis „§ 78“ ersetzt.
	24. § 98 wird wie folgt geändert:
	a) In Abs. 1 Z 1 lit. c wird der Begriff „Barauslagenersätze“ durch den Begriff „Kostenersätze“ ersetzt.
	b) In Abs. 1 Z 1 lit. d wird die Wortfolge „in einem Zolllager des Typs F“ durch die Wortfolge samt Satzzeichen „in einem öffentlichen Zolllager, das von der Zollbehörde betrieben wird,“ ersetzt.
	c) Abs. 1 Z 2 lautet:
	d) In Abs. 1 Z 5 wird der Verweis „§ 105“ durch den Verweis „§ 41“ ersetzt.
	e) In Abs. 2 wird der Verweis „Artikel 241 ZK“ durch den Verweis „Art. 116 Abs. 6 des Zollkodex“ ersetzt und es entfällt die Wortfolge „und § 85“.
	f) In Abs. 4 entfällt der erste Satz.
	g) Abs. 5 lautet:
	25. In § 99 Abs. 1 Z 3 wird der Wortfolge „die Abfertigung von Waren“ die Wortfolge „die Gestellung und“ vorangestellt.
	26. In § 104 Abs. 1 lautet der erste Halbsatz:
	27. § 105 entfällt.
	28. § 106 samt Überschrift wird wie folgt geändert:
	a) Die Überschrift lautet „Kostenersätze“.
	b) In Abs. 1 wird der Begriff „Barauslagen“ durch die Wortfolge „Kosten nach Art. 52 Abs. 2 Buchstabe b des Zollkodex“ ersetzt; der Verweis „nach Artikel 11 oder 12 ZK“ wird durch den Verweis „nach Art. 14 oder 33 des Zollkodex“ ersetzt.
	c) In Abs. 2 wird der Verweis „Artikel 12 ZK“ durch den Verweis „Art. 33 des Zollkodex“ ersetzt.
	d) Abs. 3 lautet:
	29. § 108 wird wie folgt geändert:
	a) Abs. 1 entfällt.
	b) Abs. 2 lautet:
	30. In § 119 wird der Verweis „des Artikels 229 ZK“ durch den Verweis „des Art. 112 des Zollkodex“ ersetzt und es entfällt die Wortfolge „und des § 78“.
	31. Im § 120 wird nach Abs. 1u folgender Abs. 1v angefügt:
	32. Die §§ 121 bis 133 entfallen.


	Artikel 11 Änderung des Abfallwirtschaftsgesetzes 2002
	1. In § 70 Abs. 3 wird die Wortfolge „Art. 62 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften (Zollkodex), ABl. Nr. L 302 vom 19. 10. 1992, S 1, zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2700/2000, ABl. Nr. L 311 ...
	2. Im § 91 wird folgender Abs. 33 angefügt:

	Artikel 12 Änderung des Alkoholsteuergesetzes
	1. § 1 wird wie folgt geändert:
	a) Abs. 3 Z 2 lautet:
	b) Abs. 3 Z 3 lautet:
	c) In Abs. 3 Z 4 wird die Wortfolge „EG-Verbrauchsteuergebiet“ durch die Wortfolge „EU-Verbrauchsteuergebiet“ ersetzt.
	d) Abs. 3 Z 5 lautet:
	e) Abs. 3 Z 6 lautet:
	f) Abs. 3 Z 7 lautet:
	g) In Abs. 3 Z 8 lit. a tritt an die Stelle der Wortfolge „Überführung in den zollrechtlich freien Verkehr nach Art. 79 des Zollkodex“ die Wortfolge „Überlassung zum zollrechtlich freien Verkehr nach Art. 201 des Zollkodex“.
	h) In Abs. 3 Z 8 lit. b wird der Verweis „Art. 40 des Zollkodex“ durch den Verweis „Art. 139 des Zollkodex“ ersetzt.
	i) In Abs. 9 wird der Verweis „§ 45 Abs. 1 Zollrechts-Durchführungsgesetz“ durch den Verweis „§ 51 Abs. 1 des Zollrechts-Durchführungsgesetzes, BGBl. Nr. 659/1994“ ersetzt.
	2. § 4 wird wie folgt geändert:
	a) Abs. 4 Z 4 lautet:
	b) In Abs. 4 Z 8 wird das Wort „Gemeinschaft“ durch das Wort „Union“ ersetzt.
	3. In § 38 Abs. 3 wird die Wortfolge „in den zollrechtlich freien Verkehr nach Art. 79 des Zollkodex überführt“ durch die Wortfolge „zum zollrechtlich freien Verkehr nach Art. 201 des Zollkodex überlassen“ ersetzt.
	4. In § 39 Abs. 3 wird die Wortfolge „in den zollrechtlich freien Verkehr überführt“ durch die Wortfolge „zum zollrechtlich freien Verkehr überlassen“ ersetzt.
	5. § 45 wird wie folgt geändert:
	a) In Abs. 1 wird die Wortfolge „EG-Verbrauchsteuergebiet“ durch die Wortfolge „EU-Verbrauchsteuergebiet“ ersetzt.
	b) In Abs. 3 wird die Wortfolge „in den zollrechtlich freien Verkehr überführt“ durch die Wortfolge „zum zollrechtlich freien Verkehr überlassen“ und „EG-Verbrauchsteuergebiet“ durch „EU-Verbrauchsteuergebiet“ ersetzt.
	6. In § 46 Abs. 6 wird „EG-Verbrauchsteuergebiet“ durch „EU-Verbrauchsteuergebiet“ ersetzt.
	7. Der § 47 Abs. 1 lautet:
	8. § 47 Abs. 2 wird wie folgt geändert:
	a) Im Einleitungssatz wird das Wort „Nichterhebungsverfahren“ durch die Wortfolge „besondere Verfahren“ ersetzt.
	b) In Z 1 wird das Wort „Nichtgemeinschaftsware“ durch die Wortfolge „Nicht-Unionsware“ ersetzt.
	c) In Z 1 lit. a wird der Verweis „Titel III Kapitel 1 bis 4 des Zollkodex“ durch den Verweis „Titel IV Kapitel 1 und Kapitel 2 Abschnitt 1 und 2 des Zollkodex“ und die Wortfolge „Zollgebiet der Gemeinschaft“ durch die Wortfolge „Zollgebiet der Europä...
	d) In Z 1 entfällt lit. b.
	e) In Z 1 lit. c wird die Wortfolge „die Verfahren in Freizonen oder Freilagern nach Titel IV Kapitel 3 Abschnitt 1 des Zollkodex“ durch die Wortfolge „die Verfahren in Freizonen nach Titel VII Kapitel 3 Abschnitt 3 des Zollkodex“ ersetzt.
	f) In Z 1 lautet lit. d:
	g) Abs. 2 Z 2 lautet:
	9. § 48 einschließlich der Überschrift lautet:
	10. In § 86 Abs. 2 wird die Wortfolge „Europäischen Gemeinschaft“ durch die Wortfolge „Europäischen Union“ ersetzt.
	11. Nach § 116h wird folgender § 116i angefügt:

	Artikel 13 Änderung des Artenhandelsgesetzes 2009
	1. In § 10 Z 1 und Z 2 wird der Verweis „Art. 49 Zollkodex“ jeweils durch den Verweis „Art. 149 des Zollkodex“ ersetzt.
	2. In § 15 wird folgender Abs. 1a eingefügt:

	Artikel 14 Änderung des Arzneiwareneinfuhrgesetzes 2010
	1. In § 19 Abs. 1 wird die Wortfolge „Art. 62 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften (Zollkodex), ABl. Nr. L 302 vom 19.10.1992, S 1“ durch die Wortfolge „Art. 162 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 zur Festlegu...
	2. In § 26 wird folgender Abs. 7 angefügt:

	Artikel 15 Änderung des Außenwirtschaftsgesetzes 2011
	1. § 1 Abs. 1 wird wie folgt geändert:
	a) In Z 6 wird die Wortfolge „Art. 3 des Zollkodex der Gemeinschaften, Verordnung (EWG) Nr. 2913/92, ABl. Nr. L 302 vom 19.10.1992, S. 1“ durch die Wortfolge „Art. 4 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 zur Festlegung des Zollkodex der Union (Zollkodex), ...
	b) Z 11 lit. a lautet:
	2. In § 84 Abs. 2 wird der Verweis „Art. 75 lit. a, vierter Anstrich des Zollkodex der Gemeinschaften“ durch den Verweis „Art. 198 Abs. 1 lit. b (iv) des Zollkodex“ ersetzt.
	3. In § 93 wird folgender Abs. 12 angefügt:

	Artikel 16 Änderung des Biersteuergesetzes 1995
	1. In § 2 Abs. 3 wird der Verweis „§ 45 Abs. 1 Zollrechts-Durchführungsgesetz“ durch den Verweis „§ 51 Abs. 1 des Zollrechts-Durchführungsgesetzes, BGBl. Nr. 659/1994“ ersetzt.
	2. § 2a wird wie folgt geändert:
	a) Z 2 lautet:
	b) Z 3 lautet:
	c) In Z 4 wird die Wortfolge „EG-Verbrauchsteuergebiet“ durch die Wortfolge „EU-Verbrauchsteuergebiet“ ersetzt.
	d) Z 5 lautet:
	e) Z 6 lautet:
	f) Z 7 lautet:
	g) In Z 8 lit. a wird die Wortfolge „Überführung in den zollrechtlich freien Verkehr nach Art. 79 des Zollkodex“ durch die Wortfolge „Überlassung zum zollrechtlich freien Verkehr nach Art. 201 des Zollkodex“ ersetzt.
	h) In Z 8 lit. b wird der Verweis „Art. 40 des Zollkodex“ durch den Verweis „Art. 139 des Zollkodex“ ersetzt.
	3. § 4 wird wie folgt geändert:
	a) Abs. 2 Z 1 lautet:
	b) In Abs. 2 Z 5 wird das Wort „Gemeinschaft“ durch das Wort „Union“ ersetzt.
	4. In § 15 Abs. 3 wird die Wortfolge „in den zollrechtlich freien Verkehr nach Art. 79 des Zollkodex überführt“ durch die Wortfolge „zum zollrechtlich freien Verkehr nach Art. 201 des Zollkodex überlassen“ ersetzt.
	5. In § 16 Abs. 3 wird die Wortfolge „in den zollrechtlich freien Verkehr überführt“ durch die Wortfolge „zum zollrechtlich freien Verkehr überlassen“ ersetzt.
	6. § 22 wird wie folgt geändert:
	a) In Abs. 1 wird die Wortfolge „EG-Verbrauchsteuergebiet“ durch die Wortfolge „EU-Verbrauchsteuergebiet“ ersetzt.
	b) Abs. 3 lautet:
	7. In § 23 Abs. 6 wird die Wortfolge „EG-Verbrauchsteuergebiet“ durch die Wortfolge „EU-Verbrauchsteuergebiet“ ersetzt.
	8. § 24 wird wie folgt geändert:
	a) Abs. 1 lautet:
	b) In Abs. 2 wird das Wort „Nichterhebungsverfahren“ durch die Wortfolge „besondere Verfahren“ ersetzt.
	c) In Abs. 2 Z 1 wird das Wort „Nichtgemeinschaftsware“ durch die Wortfolge „Nicht-Unionsware“ ersetzt.
	d) In Abs. 2 Z 1 lit. a wird der Verweis „Titel III Kapitel 1 bis 4 des Zollkodex“ durch den Verweis „Titel IV Kapitel 1 und Kapitel 2 Abschnitt 1 und 2 des Zollkodex“ und die Wortfolge „Zollgebiet der Gemeinschaft“ durch die Wortfolge „Zollgebiet der...
	e) Abs. 2 Z 1 lit. b entfällt.
	f) In Abs. 2 Z 1 lit. c wird die Wortfolge „die Verfahren in Freizonen oder Freilagern nach Titel IV Kapitel 3 Abschnitt 1 des Zollkodex“ durch die Wortfolge „die Verfahren in Freizonen nach Titel VII Kapitel 3 Abschnitt 3 des Zollkodex“ ersetzt.
	g) Abs. 2 Z 1 lit. d lautet:
	h) Abs. 2 Z 2 lautet:
	9. § 25 samt Überschrift wird wie folgt geändert:
	a) Die Überschrift lautet:
	b) Das Wort „Nichterhebungsverfahren“ wird durch die Wortfolge „besonderen Verfahren“ und der Verweis „Art. 215 des Zollkodex“ wird durch den Verweis „Art. 87 des Zollkodex“ ersetzt.
	10. In § 32 Abs. 2 wird das Wort „Gemeinschaft“ durch das Wort „Union“ ersetzt.
	11. Nach § 46f wird folgender § 46g eingefügt:

	Artikel 17 Änderung des Düngemittelgesetzes 1994
	1. In § 4 Z 8 wird der Verweis „Art. 91 Zollkodex (Verordnung (EWG) Nr. 2913/92)“ durch den Verweis „Art. 226 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 zur Festlegung des Zollkodex der Union (Zollkodex), ABl. Nr. L 269 vom 10.10.2013 S. 1, in der Fassung der B...
	2. § 10 Abs. 1 wird wie folgt geändert:
	a) In Z 1 entfällt die Wortfolge „oder zwecks Einlagerung in ein Lager des Typs D“.
	b) In Z 2 wird die Wortfolge „eine Sammelanmeldung gemäß Art. 76 des Zollkodex“ durch die Wortfolge „eine ergänzende Anmeldung gemäß Art. 167 des Zollkodex“ ersetzt.
	c) In Z 4 wird der Verweis „Art. 201 des Zollkodex „ durch den Verweis „Art. 77 des Zollkodex“ ersetzt.
	3. In § 24 wird folgender Abs. 6 angefügt:

	Artikel 18 Änderung des Erdölbevorratungsgesetzes 2012
	1. In § 11 Abs. 5 wird die Wortfolge „Bei Anmeldungen im vereinfachten Verfahren nach Art. 76 Abs. 1 Buchstabe b oder c des Zollkodex (Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom 12. Oktober 1992, ABl. Nr. L 302 vom 19.10.1992)“ durch die Wortfolge „Be...
	2. Nach § 32 wird folgender § 33 angefügt:

	Artikel 19 Änderung des EU-Finanzstrafzusammenarbeitsgesetzes
	In § 5 Abs. 1 tritt an Stelle der Wortfolge „aus einem inländischen Finanzstrafverfahren“ die Wortfolge „aus einem inländischen Abgaben- oder Finanzstrafverfahren“.

	Artikel 20 Änderung des Finanzstrafgesetzes
	1. Dem § 22 wird folgender Abs. 4 angefügt:
	2. § 35 wird wie folgt geändert:
	a) Abs. 1 lautet:
	b) In Abs. 3 wird die Wortfolge „entgegen einem Verbot oder einer Verpflichtung behandelt, verwendet oder verbraucht“ durch die Wortfolge „vorschriftswidrig im Zollgebiet der Union befördert, veredelt, lagert, vorübergehend verwahrt, verwendet oder ve...
	3. § 38 lautet:
	4. In § 47 Abs. 1 entfällt die Wortfolge „Freiheitsstrafe oder“.
	5. Dem § 56 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt:
	6. Dem § 62 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt:
	7. In § 146 Abs. 2 lit. b wird der Verweis „§§ 45 und 46“ durch den Verweis „§§ 44 bis 46“ ersetzt.
	8. In § 157 wird die Wortfolge „von Zeugen und Sachverständigen“ durch die Wortfolge „von Zeugen, Dolmetschern und Sachverständigen“ ersetzt.
	9. In § 160 Abs. 1 wird nach der Wortfolge „aufgrund der Aktenlage aufzuheben“ ein Beistrich und ein Leerzeichen sowie die Wortfolge „das Verfahren einzustellen“ eingefügt.
	10. Nach § 202a wird folgender § 203 eingefügt:
	11. In § 265 wird folgender Abs. 1y angefügt:

	Artikel 21 Änderung des Forstlichen Vermehrungsgutgesetzes 2002
	1. In § 2 Z 12 wird der Verweis „gemäß Art. 4 Z 16 Buchstabe a der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates (Zollkodex)“ durch den Verweis „gemäß Art. 5 Z 16 Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 zur Festlegung des Zollkodex der Union (Zollkodex)...
	2. In § 29 wird die Wortfolge „gemäß Art. 62 Abs. 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates (Zollkodex) und Art. 218 Abs. 1 Buchstabe d der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 der Kommission (Zollkodex-Durchführungsverordnung)“ durch die Wortfolge „gemäß ...
	3. In § 48 wird folgender Abs. 3 angefügt:

	Artikel 22 Änderung des Kriegsmaterialgesetzes
	1. In § 6 Abs. 2 wird der Verweis „gemäß Art. 62 Abs. 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften, ABl. Nr. L 302 vom 19.10.1992 S. 1, zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1791/2006, ABl. Nr. L 363 vom ...
	2. In § 10 wird nach Abs. 2e folgender Abs. 2f eingefügt:

	Artikel 23 Änderung des Mineralölsteuergesetzes 1995
	1. In § 2 Abs. 7 wird der Verweis „§ 45 Abs. 1 Zollrechts-Durchführungsgesetz“ durch den Verweis „§ 51 Abs. 1 des Zollrechts-Durchführungsgesetzes, BGBl. Nr. 659/1994“ ersetzt.
	2. § 2a wird wie folgt geändert:
	a) Z 2 lautet:
	b) Z 3 lautet:
	c) In Z 4 wird die Wortfolge „EG-Verbrauchsteuergebiet“ durch die Wortfolge „EU-Verbrauchsteuergebiet“ ersetzt.
	d) Z 5 lautet:
	e) Z 6 lautet:
	f) Z 7 lautet:
	g) In Z 8 lit. a wird die Wortfolge „Überführung in den zollrechtlich freien Verkehr nach Art. 79 des Zollkodex“ durch die Wortfolge „Überlassung zum zollrechtlich freien Verkehr nach Art. 201 des Zollkodex“ ersetzt.
	h) In Z 8 lit. b wird der Verweis „Art. 40 des Zollkodex“ durch den Verweis „Art. 139 des Zollkodex“ ersetzt.
	3. § 3 Abs. 1 Z 1 bis 7 lautet:
	4. § 3 Abs. 3 lautet:
	5. § 4 wird wie folgt geändert:
	a) Abs. 2 Z 1 lautet:
	b) In Abs. 2 Z 4 wird das Wort „Gemeinschaft“ durch das Wort „Union“ ersetzt.
	6. § 9 wird wie folgt geändert:
	a) In Abs. 2 letzter Satz wird die Wortfolge „EG-rechtlich“ durch die Wortfolge „EU-rechtlich“ ersetzt.
	b) In Abs. 11 wird das Wort „gemeinschaftsrechtlichen“ durch das Wort „unionsrechtlichen“ ersetzt.
	7. § 11 Abs. 3 vorletzter Satz lautet:
	8. In § 21 Abs. 1 Z 1 wird die Wortfolge „das Verfahren der Überführung in den zollrechtlich freien Verkehr“ durch die Wortfolge „das Verfahren der Überlassung zum zollrechtlich freien Verkehr“ ersetzt.
	9. In § 30 Abs. 3 wird die Wortfolge „in den zollrechtlich freien Verkehr nach Art. 79 des Zollkodex überführt“ durch die Wortfolge „zum zollrechtlich freien Verkehr nach Art. 201 des Zollkodex überlassen“ ersetzt.
	10. § 37 wird wie folgt geändert:
	a) In Abs. 1 wird die Wortfolge „EG-Verbrauchsteuergebiet“ durch die Wortfolge „EU-Verbrauchsteuergebiet“ ersetzt.
	b) In Abs. 3 wird die Wortfolge „in den zollrechtlich freien Verkehr überführt“ durch die Wortfolge „zum zollrechtlich freien Verkehr überlassen“ und die Wortfolge „EG-Verbrauchsteuergebiet“ durch die Wortfolge „EU-Verbrauchsteuergebiet“ ersetzt.
	11. In § 38 Abs. 6 wird die Wortfolge „EG-Verbrauchsteuergebiet“ durch die Wortfolge „EU-Verbrauchsteuergebiet“ ersetzt.
	12. § 39 wird wie folgt geändert:
	a) Abs. 1 lautet:
	b) In Abs. 2 wird das Wort „Nichterhebungsverfahren“ durch die Wortfolge „besondere Verfahren“ ersetzt.
	c) In Abs. 2 Z 1 wird das Wort „Nichtgemeinschaftsware“ durch die Wortfolge „Nicht-Unionsware“ ersetzt.
	d) In Abs. 2 Z 1 lit. a wird der Verweis „Titel III Kapitel 1 bis 4 des Zollkodex“ durch den Verweis „Titel IV Kapitel 1 und Kapitel 2 Abschnitt 1 und 2 des Zollkodex“ und die Wortfolge „Zollgebiet der Gemeinschaft“ durch die Wortfolge „Zollgebiet der...
	e) Abs. 2 Z 1 lit. b entfällt.
	f) In Abs. 2 Z 1 lit. c wird die Wortfolge „die Verfahren in Freizonen oder Freilagern nach Titel IV Kapitel 3 Abschnitt 1 des Zollkodex“ durch die Wortfolge „die Verfahren in Freizonen nach Titel VII Kapitel 3 Abschnitt 3 des Zollkodex“ ersetzt.
	g) Abs. 2 Z 1 lit. d lautet:
	h) Abs. 2 Z 2 lautet:
	13. § 40 samt Überschrift wird wie folgt geändert:
	a) Die Überschrift lautet:
	b) In § 40 tritt an die Stelle des Wortes: „Nichterhebungsverfahren“ die Wortfolge „besonderen Verfahren“ und wird der Verweis „Art. 215 des Zollkodex“ durch den Verweis „Art. 87 des Zollkodex“ ersetzt.
	14. In § 47 Abs. 2 wird das Wort „Gemeinschaft“ durch das Wort „Union“ ersetzt.
	15. Nach § 64p wird folgender § 64q angefügt:

	Artikel 24 Änderung des Pflanzenschutzgesetzes 2011
	1. § 2 wird wie folgt geändert:
	a) Z 16 lautet:
	b) Z 17 lautet:
	c) In Z 18 wird der Verweis „Artikel 91 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften“ durch den Verweis „Art. 226 des Zollkodex“ ersetzt.
	d) In Z 19 wird der Verweis „Art. 3 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften“ durch den Verweis „Art. 4 des Zollkodex“ ersetzt.
	2. In § 23 Abs. 3 wird der Verweis „Artikel 37 Abs. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften“ durch den Verweis „Art. 134 Abs. 1 des Zollkodex“ ersetzt.
	3. In § 24 Abs. 5 tritt an die Stelle des Wortlautes „die einer der zollrechtlichen Bestimmungen gemäß Art. 4 Nummer 15 lit. b bis e oder Art. 4 Z 16 lit. b und c der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaft...
	4. In § 27 Abs. 1 wird der Verweis „Art. 4 Z 18 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften)“ durch den Verweis „Art. 5 Z 15 des Zollkodex)“ ersetzt und die Wortfolge „der zur Einleitung eines Zollverfahr...
	5. In § 32 Abs. 1 wird der Verweis „Art. 62 Abs. 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates (Zollkodex)“ durch den Verweis „Art. 163 des Zollkodex“ ersetzt.
	6. In § 33 Abs. 3 wird der Verweis „Art. 4 Z 16 lit. a und lit. d bis lit. g des Zollkodex der Gemeinschaften“ durch den Verweis „Art. 5 Z 16 lit. a und Art. 210 lit. b bis d des Zollkodex“ ersetzt.
	7. In § 36 Abs. 1 Z 21 wird der Verweis „Art. 4 Z 18 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften“ durch den Verweis „Art. 5 Z 15 des Zollkodex“ ersetzt.
	8. In § 49 wird folgender Abs. 6 angefügt:

	Artikel 25 Änderung des Pflanzgutgesetzes 1997
	1. In § 14 Abs. 4 wird die Wortfolge „gemäß Art. 62 Abs. 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates (Zollkodex) und Art. 218 Abs. 1 Buchstabe d der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 der Kommission (Zollkodex-Durchführungsverordnung)“ durch die Wortfolge ...
	2. In § 20 wird folgender Abs. 8 angefügt:

	Artikel 26 Änderung des Pflanzenschutzmittelgesetzes 2011
	1. In § 12 Abs. 7 wird die Wortfolge „gemäß Art. 62 Abs. 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates (Zollkodex) und Art. 218 Abs. 1 Buchstabe d der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 der Kommission (Zollkodex-Durchführungsverordnung)“ durch die Wortfolge ...
	2. In § 17 wird folgender Abs. 4 angefügt:

	Artikel 27 Änderung des Produktpirateriegesetzes 2004
	1. In § 4 Abs. 1 wird die Wortfolge „dem Anmelder (Artikel 4 Z 18 Zollkodex) oder dem Besitzer im Sinne des Artikels 38 des Zollkodex“ durch die Wortfolge „dem Anmelder (Art. 5 Z 15 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 zur Festlegung des Zollkodex der Uni...
	2. In § 10 wird folgender Abs. 3 angefügt:

	Artikel 28 Änderung des Produktsicherheitsgesetzes 2004
	1. In § 15 Abs. 4 wird der Verweis „gemäß Artikel 50 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom 12. Oktober 1992 zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften, ABl. Nr. L 302 vom 19.10.1992“ durch den Verweis „gemäß Art. 144 der Verordnung (EU) ...
	2. In § 34 wird folgender Abs. 3 angefügt:

	Artikel 29 Änderung des Pyrotechnikgesetzes 2010
	1. In § 27 Abs. 7 wird der Verweis „gemäß Artikel 50 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften, ABl. Nr. L 302 vom 19.10.1992 S. 1 (Zollkodex), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1791/2006, ABl. Nr. L...
	2. In § 45 wird folgender Abs. 6 angefügt:

	Artikel 30 Änderung des Saatgutgesetzes 1997
	1. § 37 wird wie folgt geändert:
	a) In Abs. 3 wird die Wortfolge „gemäß Art. 62 Abs. 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates (Zollkodex) und Art. 218 Abs. 1 lit. d der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 der Kommission (Zollkodex-Durchführungsverordnung)“ durch die Wortfolge „gemäß Art...
	b) In Abs. 4 Z 1 entfällt die Wortfolge „oder zwecks Einlagerung in ein Lager des Typs D“.
	c) In Abs. 4 Z 4 wird der Verweis „Art. 201 des Zollkodex“ durch den Verweis „Art. 77 des Zollkodex“ ersetzt.
	2. In § 80 wird folgender Abs. 4 angefügt:

	Artikel 31 Änderung des Schaumweinsteuergesetzes 1995
	1. In § 2 Abs. 3 wird der Verweis „§ 45 Abs. 1 Zollrechts-Durchführungsgesetz“ durch den Verweis „§ 51 Abs. 1 des Zollrechts-Durchführungsgesetzes, BGBl. Nr. 659/1994“ ersetzt.
	2. § 2a wird wie folgt geändert:
	a) Z 2 lautet:
	b) Z 3 lautet:
	c) In Z 4 wird die Wortfolge „EG-Verbrauchsteuergebiet“ durch die Wortfolge „EU-Verbrauchsteuergebiet“ ersetzt.
	d) Z 5 lautet:
	e) Z 6 lautet:
	f) Z 7 lautet:
	g) In Z 8 lit. a wird die Wortfolge „Überführung in den zollrechtlich freien Verkehr nach Art. 79 des Zollkodex“ durch die Wortfolge „Überlassung zum zollrechtlich freien Verkehr nach Art. 201 des Zollkodex“ ersetzt.
	h) In Z 8 lit. b wird der Verweis „Art. 40 des Zollkodex“ durch den Verweis „Art. 139 des Zollkodex“ ersetzt.
	3. § 4 wird wie folgt geändert:
	a) Abs. 2 Z 1 lautet:
	b) In Abs. 2 Z 5 wird das Wort „Gemeinschaft“ durch das Wort „Union“ ersetzt.
	4. In § 12 Abs. 4 wird die Wortfolge „in den zollrechtlich freien Verkehr nach Art. 79 des Zollkodex überführt“ durch die Wortfolge „zum zollrechtlich freien Verkehr nach Art. 201 des Zollkodex überlassen“ ersetzt.
	5. In § 13 Abs. 3 wird die Wortfolge „in den zollrechtlich freien Verkehr überführt“ durch die Wortfolge „zum zollrechtlich freien Verkehr überlassen“ ersetzt.
	6. § 19 wird wie folgt geändert:
	a) In Abs. 1 wird die Wortfolge „EG-Verbrauchsteuergebiet“ durch die Wortfolge „EU-Verbrauchsteuergebiet“ ersetzt.
	b) In Abs. 3 wird die Wortfolge „in den zollrechtlich freien Verkehr überführt“ durch die Wortfolge „zum zollrechtlich freien Verkehr überlassen“ und die Wortfolge „EG-Verbrauchsteuergebiet“ durch die Wortfolge „EU-Verbrauchsteuergebiet“ ersetzt.
	7. In § 20 Abs. 6 wird die Wortfolge „EG-Verbrauchsteuergebiet“ durch die Wortfolge „EU-Verbrauchsteuergebiet“ ersetzt.
	8. § 21 wird wie folgt geändert:
	a) Abs. 1 lautet:
	b) In Abs. 2 wird das Wort „Nichterhebungsverfahren“ durch die Wortfolge „besondere Verfahren“ ersetzt.
	c) In Abs. 2 Z 1 wird das Wort „Nichtgemeinschaftsware“ durch die Wortfolge „Nicht-Unionsware“ ersetzt.
	d) In Abs. 2 Z 1 lit. a wird der Verweis „Titel III Kapitel 1 bis 4 des Zollkodex“ durch den Verweis „Titel IV Kapitel 1 und Kapitel 2 Abschnitt 1 und 2 des Zollkodex“ und das Wort „Gemeinschaft“ durch das Wort „Union“ ersetzt.
	e) Abs. 2 Z 1 lit. b entfällt.
	f) In Abs. 2 Z 1 lit. c wird die Wortfolge „die Verfahren in Freizonen oder Freilagern nach Titel IV Kapitel 3 Abschnitt 1 des Zollkodex“ durch die Wortfolge „die Verfahren in Freizonen nach Titel VII Kapitel 3 Abschnitt 3 des Zollkodex“ ersetzt.
	g) Abs. 2 Z 1 lit. d lautet:
	h) Abs. 2 Z 2 lautet:
	9. § 22 samt Überschrift wird wie folgt geändert:
	a) Die Überschrift lautet:
	b) In § 22 tritt an die Stelle des Wortes „Nichterhebungsverfahren“ die Wortfolge „besonderen Verfahren“ und wird der Verweis „Art. 215 des Zollkodex“ durch den Verweis „Art. 87 des Zollkodex“ ersetzt.
	10. In § 29 Abs. 2 wird das Wort „Gemeinschaft“ durch das Wort „Union“ ersetzt.
	11. Nach § 48g wird folgender § 48h angefügt:

	Artikel 32 Änderung des Sicherheitskontrollgesetzes 2013
	1. In § 25 Abs. 2 wird der Verweis „Art. 75 lit. a, 4. Anstrich der Verordnung (EWG) Nr. 2913/1992 zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften, ABl. Nr. L 302 vom 19.10.1992 S. 1“ durch den Verweis „Art. 198 Abs. 1 lit. b (iv) der Verordnung (EU) ...
	2. In § 30 wird folgender Abs. 4 angefügt:

	Artikel 33 Änderung des Sprengmittelgesetzes 2010
	1. In § 31 Abs. 3 sowie in § 32 Abs. 3 wird jeweils der Verweis „Art. 62 Abs. 2 des Zollkodex“ durch den Verweis „Art. 163 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 zur Festlegung des Zollkodex der Union, ABl. Nr. L 269 vom 10.10.2013 S. 1, in der Fassung der ...
	2. In § 47 wird folgender Abs. 7 angefügt:

	Artikel 34 Änderung des Tabaksteuergesetzes 1995
	1. § 3a wird wie folgt geändert:
	a) Z 2 lautet:
	b) Z 3 lautet:
	c) In Z 4 wird die Wortfolge „EG-Verbrauchsteuergebiet“ durch die Wortfolge „EU-Verbrauchsteuergebiet“ ersetzt.
	d) Z 5 lautet:
	e) Z 6 lautet:
	f) Z 7 lautet:
	g) In Z 8 lit. a wird die Wortfolge „Überführung in den zollrechtlich freien Verkehr nach Art. 79 des Zollkodex“ durch die Wortfolge „Überlassung zum zollrechtlich freien Verkehr nach Art. 201 des Zollkodex“ ersetzt.
	h) In Z 8 lit. b wird der Verweis „Art. 40 des Zollkodex“ durch den Verweis „Art. 139 des Zollkodex“ ersetzt.
	2. § 6 wird wie folgt geändert:
	a) Abs. 3 Z 1 lautet:
	b) In Abs. 3 Z 5 wird das Wort „Gemeinschaft“ durch das Wort „Union“ ersetzt.
	3. In § 17 Abs. 3 wird die Wortfolge „in den zollrechtlich freien Verkehr nach Art. 79 des Zollkodex überführt“ durch die Wortfolge „zum zollrechtlich freien Verkehr nach Art. 201 des Zollkodex überlassen“ ersetzt.
	4. In § 18 Abs. 3 wird die Wortfolge „in den zollrechtlich freien Verkehr überführt“ durch die Wortfolge „zum zollrechtlich freien Verkehr überlassen“ ersetzt.
	5. § 23 wird wie folgt geändert:
	a) In Abs. 1 wird das Wort „EG-Verbrauchsteuergebiet“ durch das Wort „EU-Verbrauchsteuergebiet“ ersetzt.
	b) In Abs. 3 wird die Wortfolge „in den zollrechtlich freien Verkehr überführt“ durch die Wortfolge „zum zollrechtlich freien Verkehr überlassen“ und die Wortfolge „EG-Verbrauchsteuergebiet“ durch die Wortfolge „EU-Verbrauchsteuergebiet“ ersetzt.
	6. In § 24 Abs. 6 wird das Wort „EG-Verbrauchsteuergebiet“ durch das Wort „EU-Verbrauchsteuergebiet“ ersetzt.
	7. § 25 wird wie folgt geändert:
	a) Abs. 1 lautet:
	b) In Abs. 2 wird das Wort „Nichterhebungsverfahren“ durch die Wortfolge „besondere Verfahren“ ersetzt.
	c) In Abs. 2 Z 1 wird das Wort „Nichtgemeinschaftswaren“ durch das Wort „Nicht-Unionswaren“ ersetzt.
	d) In Abs. 2 Z 1 lit. a wird der Verweis „Titel III Kapitel 1 bis 4 des Zollkodex“ durch den Verweis „Titel IV Kapitel 1 und Kapitel 2 Abschnitt 1 und 2 des Zollkodex“ und die Wortfolge „Zollgebiet der Gemeinschaft“ durch die Wortfolge „Zollgebiet der...
	e) Abs. 2 Z 1 lit. b entfällt.
	f) In Abs. 2 Z 1 lit. c wird die Wortfolge „die Verfahren in Freizonen oder Freilagern nach Titel IV Kapitel 3 Abschnitt 1 des Zollkodex,“ durch die Wortfolge „die Verfahren in Freizonen nach Titel VII Kapitel 3 Abschnitt 3 des Zollkodex,“ ersetzt.
	g) Abs. 2 Z 1 lit. d lautet:
	h) Abs. 2 Z 2 lautet:
	8. § 26 samt Überschrift wird wie folgt geändert:
	a) Die Überschrift lautet:
	b) Das Wort „Nichterhebungsverfahren“ wird durch die Wortfolge „besonderen Verfahren“ und der Verweis „Art. 215 des Zollkodex“ wird durch den Verweis „Art. 87 des Zollkodex“ ersetzt.
	9. In § 32 Abs. 2 wird das Wort „Gemeinschaft“ durch das Wort „Union“ ersetzt.
	10. Nach § 44n wird folgender § 44o angefügt:

	Artikel 35 Änderung des Tierseuchengesetzes
	1. In § 4b Abs. 4 wird der Verweis „Art. 226 der Verordnung (EWG) Nr. 2313/92 des Rates (Zollkodex), ABl. Nr. L 302/1992 vom 19. Oktober 1992“ durch den Verweis „Art. 110 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 zur Festlegung des Zollkodex der Union, ABl. Nr...
	2. In § 77 wird folgender Abs. 15 angefügt:

	Artikel 36 Änderung des Vermarktungsnormengesetzes
	1. In § 8 Abs. 2 wird der Verweis „Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften (Zollkodex), ABl. Nr. L 302 vom 19.10.1992 S. 1“ durch den Verweis „Verordnung (EU) Nr. 952/2013 zur Festlegung des Zollkodex der Union (Zo...
	2. In § 9 Abs. 2 Z 1 wird der Verweis „Art. 4 Z 18 des Zollkodex“ durch den Verweis „Art. 5 Z 15 des Zollkodex“ ersetzt.
	3. In § 13 Abs. 8 wird der Verweis „Art. 62 Abs. 2 des Zollkodex“ durch den Verweis „Art. 163 des Zollkodex“ ersetzt.
	4. In § 18 Abs. 3 und 4 wird jeweils der Verweis „Art. 4 Z 18 des Zollkodex“ durch den Verweis „Art. 5 Z 15 des Zollkodex“ ersetzt.
	5. In § 20 Abs. 5 wird der Verweis „Art. 226 des Zollkodex“ durch den Verweis „Art. 110 des Zollkodex“ ersetzt.
	6. In § 26 wird folgender Abs. 4 angefügt:

	Artikel 37 Änderung des Unternehmensgesetzbuches
	1. § 235 Abs. 1 lautet:
	2. Dem § 906 wird folgender Abs. 40 angefügt:

	Artikel 38 Änderung des Umsatzsteuergesetzes 1994
	1. § 6 Abs. 4 wird wie folgt geändert:
	a) Z 7 lautet:
	b) In Z 8 tritt an die Stelle des Verweises „Artikeln 185 bis 187 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom 12. Oktober 1992 zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften (ABl. Nr. L 302/1)“ der Verweis „Art. 203 bis 207 des Zollkodex“ und wird...
	2. § 23 wird wie folgt geändert:
	a) In Abs. 1 entfällt der erste Gedankenstrich samt der Wortfolge „die nicht für das Unternehmen des Leistungsempfängers bestimmt sind,“.
	b) Abs. 3 lautet:
	c) Abs. 4 lautet:
	d) In Abs. 8 wird als erster Satz eingefügt:
	3. § 26 wird wie folgt geändert:
	a) In Abs. 1 entfällt die Wortfolge „über den aktiven Veredlungsverkehr nach dem Verfahren der Zollrückvergütung und“ und der Verweis „Artikel 235 bis 242 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom 12. Oktober 1992 zur Festlegung des Zollkodex der...
	b) In Abs. 3 Z 2 erster Anstrich wird der Verweis „Art. 201 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften (ABl. Nr. L 302/1)“ durch den Verweis „Art. 77 des Zollkodex“ ersetzt.
	4. In § 28 wird folgender Abs. 43 angefügt:
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